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Liebe Leserinnen und Leser,

ob im Fußball oder beim Straßenbau – Korruption hat viele Gesichter.  
Dabei gilt: Je undurchsichtiger und ungeregelter Entscheidungs-
prozesse ablaufen, desto höher ist das Risiko für Machtmissbrauch 
zur eigenen Bereicherung. Willkürliche und intransparente Ent-
scheidungen, sei es in der Rechtsprechung, bei der Vergabe staat-
licher Aufträge oder in der Besetzung öffentlicher Ämter, schaden 
dem Rechtsstaat, und verschlingen zusätzliche Ressourcen. Das 
Phänomen Korruption findet sich weltweit. Ein Allheilmittel 
wurde bisher nicht gefunden. Vielmehr lassen sich weltweit unter-
schiedliche Lösungsansätze beobachten. 

Zu einem umfassenden Problem wird es, wenn der zentralen Kon- 
trollinstanz des Rechtsstaats kein Vertrauen mehr entgegengebracht 
werden kann. Richter haben im Staatsgefüge eine herausragende 
Position. Sind sie korrupt, hat das Auswirkungen auf sämtliche 
Bereiche des politischen Lebens. Weltweit ist die Korruption von 
Richtern jedoch keine Seltenheit, wie Franziska Rinke und die Auto-
rinnen und Autoren aus den Rechtsstaatsprogrammen der Konrad-
Adenauer-Stiftung in ihrem globalen Überblick zu dem Thema 
erläutern. Auf der Suche nach effektiven Maßnahmen gegen eine 
korrupte Justiz lohnt sich ein Blick über regionale Grenzen hinaus. 

Auch Dinge des alltäglichen Lebens, die Grundlage sind für Ent-
wicklung, wie der Zugang zu Strom, können durch Korruption 
beeinflusst werden. Dies zeigt Anja Berretta anschaulich am Bei-
spiel Subsahara-Afrika. Mehr als die Hälfte der Bevölkerung hat 
keinen Zugang zu Elektrizität. Doch ein Großteil der Gelder, die 
für den Ausbau der Energieversorgung und der allgemeinen Infra- 
struktur eingesetzt werden könnten, versickert in den Taschen 
einiger Weniger. 

Politische Umbrüche ziehen dabei nicht zwangsläufig ein Auf-
brechen festgefahrener Korruptionsstrukturen nach sich. Das 
Wechselspiel zwischen alten Strukturen und der Neuordnung 
politischer Macht analysiert Isabel Weininger anhand des Falls 
Ukraine. Durch den Reformkurs der vergangenen Jahre wurde 
mehr Transparenz und gesellschaftliches Bewusstsein über Kor-
ruption geschaffen. In welche Richtung sich das „transparenteste 
korrupte Land Europas“ unter Präsident Selenskyj entwickelt, 
bleibt jedoch abzuwarten. Auch der Machtwechsel in Nigeria 
hat noch nicht die gewünschten Erfolge gezeigt. Aktuell fehlt der 
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politische Wille, nicht nur vereinzelt gegen Korruption vorzuge-
hen, sondern weitreichende Reformen in sämtlichen Bereichen 
des Staates und der Wirtschaft durchzuführen. Politik wird, wie 
Vladimir Kreck beschreibt, in Nigeria noch immer als ein Mittel 
wahrgenommen, sich selbst zu bereichern. Wenn aufgrund von 
Korruption die Gelder im Sicherheitssektor fehlen, hat dies ver-
heerende Folgen für die innere Sicherheit des Landes.

Die Intransparenz politischer Systeme begünstigt situative und 
strukturelle Korruption. Transparenzmechanismen sind daher 
ein wichtiger Bestandteil im Kampf gegen Vorteilsannahme und 
für eine vertrauensvolle Beziehung zwischen Bevölkerung und 
Politik. Eine rechtliche Verankerung dessen stellt zum Beispiel 
das marokkanische Informationsfreiheitsgesetz dar. Das Königs-
haus versucht, das Vertrauen der eigenen Bevölkerung durch 
neue rechtliche Mechanismen wiederzugewinnen. Steffen Krüger 
berichtet in seinem Beitrag über das neue Recht auf Zugang zu 
Informationen. Der Grundstein für mehr Transparenz ist gelegt. 
Für die erfolgreiche Umsetzung ist nun jedoch die gesamte 
marokkanische Verwaltung gefragt.

Von Transparenzinitiativen über Kontrollmechanismen bis hin 
zu politischen Machtwechseln, die Ansätze zur Korruptionsbe-
kämpfung sind vielfältig. Häufig fehlt jedoch der politische Wille, 
tatsächlich etwas an den Zuständen zu verbessern. Antikorrup
tionsmaßnahmen sind dann nicht viel mehr als ein Feigenblatt. 
Korruptionsstrukturen sind oft tief verankert und halten sich hart-
näckig. Nur wenn ein Bewusstsein dafür entsteht, dass Korruption 
langfristig für alle Beteiligten negative Konsequenzen hat, ist auf 
eine Veränderung zu hoffen. 

Ich wünsche Ihnen eine anregende Lektüre.

Ihr

Dr. Gerhard Wahlers ist Herausgeber der Auslandsinformationen (Ai), 
stellvertretender Generalsekretär und Leiter der Hauptabteilung Euro­
päische und Internationale Zusammenarbeit der Konrad-Adenauer-
Stiftung (gerhard.wahlers@kas.de).

http://gerhard.wahlers@kas.de
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Einleitung

Franziska Rinke

Richter sein ist mehr als ein Beruf. Richterinnen 
und Richtern wird, entsprechend ihrer Stellung, 
eine herausragende Bedeutung im Staatswesen 
beigemessen. Unabhängig, also frei in ihrer Ent-
scheidungsfindung und nur an Recht und Gesetz 
gebunden, sollen sie sein. Sie üben eine wichtige 
Kontrollfunktion aus und sind ein notwendiges 
Gegengewicht zur Gesetzgebung und zur Exe-
kutive. Sie bilden das Rückgrat eines funktionie-
renden Rechtsstaats. Korrupte Richter sind aus 
diesem Grund eine der größten Bedrohungen für 
einen Rechtsstaat. (Antikorruptions-) Gesetze lau-
fen ins Leere, wenn sie durch Richter durchgesetzt 
werden sollen, die selbst korrupt sind.

Um das genaue Ausmaß der Justizkorruption fest-
zustellen, ist zunächst eine Klärung des Begriffs 
notwendig. Dies ist nicht ohne Schwierigkeiten 
möglich. Selbst das Übereinkommen der Ver-
einten Nationen gegen Korruption,1 der mit 186 
Ratifikationen umfassendste völkerrechtlich bin-
dende Vertrag zur globalen Korruptionsbekämp-
fung, lässt eine genaue Definition des Begriffs 
vermissen. Jedoch wird man unter Justizkor-
ruption, der Definition von Transparency Inter-
national folgend, zumindest den Missbrauch der 
eigenen Position durch Justizpersonal zur persön-
lichen Bereicherung, sowohl mittels materieller 
als auch immaterieller Vermögenswerte, jegli-
ches Handeln mit Informationen oder sonstige 
Einflussnahmen auf den gerichtlichen Entschei-
dungsprozess sowie politische Einflussnahmen 
auf die Justiz und ihre Entscheidungsprozesse, 

Richter sind das Kernstück eines funktionierenden  
Rechtsstaats. Leider sind auch sie nicht vor Korruption  
gefeit. Mehrere spektakuläre Fälle der letzten Jahre haben 
gezeigt, dass korrupte Richter weltweit ein Problem sind.  
Zwar müssen Lösungen im Kampf gegen Korruption in der 
Justiz auf nationaler Ebene gefunden werden, dennoch  
lohnt sich eine globale Perspektive auf dieses Phänomen.

insbesondere durch politisch motivierte Ernen-
nungen und Entlassungen von Justizpersonal, 
einordnen können.2

Dass Korruption die richterliche Integrität unter-
gräbt, ist augenscheinlich. Die Folgen hinsichtlich 
eines effektiven und unparteiischen Justizsystems 
sowie der richterlichen Unabhängigkeit sind 
jedoch weitaus gravierender. Viele Länder schei-
tern im Kampf gegen die Korruption, nicht nur im 
Bereich der Justiz. Wie stellen sich die Entwick-
lungen der letzten Jahre dar und gibt es Hoffnung 
auf Besserung?

Im Jahr 2015 hat das Büro der Vereinten Nationen 
für Drogen- und Verbrechensbekämpfung (Uni-
ted Nations Office on Drugs and Crime, UNODC) 
auf dem 13. Kongress der Vereinten Nationen für 
Verbrechensprävention und Strafjustiz in Katar 
die „Doha Declaration“ verabschiedet.3 Die 
Erklärung ist handlungsorientiert und stützt sich 
auf vier Grundpfeiler. Einer davon ist richterliche 
Integrität. Im April 2018 wurde das Global Judicial 
Integrity Network ins Leben gerufen. Dies ist ein 
Netzwerk von Richtern für Richter mit einem peer-
to-peer-Ansatz. Neben dem Austausch stehen vor 
allen Dingen Weiterbildungsangebote im Vorder-
grund, basierend auf den „Bangalore Principles of 
Judicial Conduct“.4 Sie zielen darauf ab, die Justiz 
bei der Stärkung der richterlichen Integrität und 
der Verhinderung von Korruption im Justizbereich 
zu unterstützen. Erklärtes Fernziel ist es, das Ver-
trauen in öffentliche Institutionen zu stärken.

Diese globalen Entwicklungen sind begrüßens-
wert. Im Kampf gegen Justizkorruption müs-
sen jedoch in erster Linie nationale Lösungen 
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eine Verfassungsreform auslöste. Perus Justiz ist 
bis heute im Kern getroffen. Ausschlaggebend 
dafür waren mitgeschnittene Telefonaufzeich-
nungen, die offenlegten, dass es in der peruani-
schen Justiz jahrelang zu moralisch und ethisch 
verwerflichem Verhalten von Justiz- und Verwal-
tungsrepräsentanten, von freundschaftlichen 
Bitt- und Hilfestellungen im richterlichen, admi-
nistrativen und politischen Netzwerk bis hin zu 

„Wunschurteilen“ zugunsten führender Politiker 
gegen Bares kam, so z. B. in der Affäre um den 
Hafen von Callao bei Lima.6 Im Sommer 2018 
erfolgten fast täglich neue Veröffentlichungen 
von prekären Tonbandaufzeichnungen, die das 

gefunden werden. Alle Länder, Regionen und 
Kontinente sind divers sowohl in politischer, 
wirtschaftlicher, kultureller als auch in rechtli-
cher Hinsicht. Es kann keine Einheitslösungen 
geben. Doch können effektive Antikorruptions-
maßnahmen in einem Land zu Denkanstößen 
woanders führen. Die konkreten Korruptions-
beispiele aus den verschiedenen Weltregionen 
werden den Finger in die Wunden legen, gleich-
zeitig aber konkrete Lösungswege aufzeigen, die 
Vorbild für andere Regionen sein können.

Lateinamerika

Marie-Christine Fuchs

Korruption in der Justiz gehört in Lateinamerika 
zur Tagesordnung und wurde jahrzehntelang 
von der Bevölkerung, aber auch von staatlicher 
Seite als nicht vermeidbares Übel wahrgenom-
men. Wer Geld oder Macht hat, kann sich etwa 
durch die Bestechung von Richtern oder durch 
das Inaussichtstellen lukrativer Posten nach 
Beendigung ihrer Karriere leicht die Gunst kor-
rumpierbarer Richter sichern. Dabei steigert 
es die Empfänglichkeit der Richter für solche 
illegalen Vorteile, dass gerade in niedrigeren 
Positionen ihr Gehalt kaum ausreicht, um eine 
Familie zu ernähren.5 Selbst redliche Richter, die 
sich gesetzestreu verhalten möchten, werden des 
Öfteren durch Bedrohungen der körperlichen 
Unversehrtheit oder gar des Lebens gefügig 
gemacht. Sie fällen aus Angst Entscheidungen, 
die mit objektiver Anwendung und Auslegung 
der Gesetze nicht mehr viel zu tun haben. In 
Extremfällen wie in Venezuela, wo spätestens 
seit der Machtergreifung des diktatorischen 
Herrschers Nicolás Maduro der Rechtsstaat de 
facto aufgehört hat zu existieren, dient die Jus-
tiz nur noch als verlängerter Arm der Exekutive. 
Richterliche Unabhängigkeit gibt es dort nicht.

In Peru kam es Mitte 2018 zu einem Korruptions-
fall, der viele hochrangige Richter, Staats- und 
Rechtsanwälte, Justiz- und Verwaltungsbeamte, 
darunter der Justizminister, der Generalstaatsan-
walt, der Präsident der Justizverwaltung und der 
Leiter der nationalen Wahlbehörde, zur Nieder-
legung ihrer Ämter zwang und schließlich sogar 
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Distanz zur Politik ist. Bezeichnend ist jedoch, 
dass bis heute nur ein einziger geeigneter Kan-
didat gefunden wurde. Darüber hinaus sind bis 
heute, mehr als ein Jahr nach Veröffentlichung 
der ersten Tonbandaufzeichnungen, nur zwei von 
acht geplanten Gesetzesänderungen umgesetzt 
worden.7

Auch in Kolumbien kam es in den letzten Jahren 
zu aufsehenerregenden Skandalen wie z. B. den 
um den Verfassungsrichter Pretelt aus dem Jahre 
2015. Diesem wurde nachgewiesen, gegen Zah-
lung einer beträchtlichen Geldsumme der Firma 
Fidupetrol ein Verfahren, das dem Unternehmen 

interne sowie externe Ausmaß des justiziellen 
Korruptionsnetzwerkes Schritt für Schritt ans 
Licht brachten. Die Tonbänder wurden flächen-
deckend in lokalen Fernseh- und Radiosendern 
ausgestrahlt. Tausende Menschen gingen auf die 
Straße. In der in Reaktion auf den Skandal per 
Plebiszit auf den Weg gebrachten Justizreform 
soll nun insbesondere die Richterauswahl, die 
zuvor durch einen allmächtig erscheinenden und 
korruptionsanfälligen Richterrat erfolgte, einer 
Kompletterneuerung unterzogen werden. Eine 
neu geschaffene Richterauswahljunta soll zukünf-
tig mit Mitgliedern besetzt werden, deren wich-
tigstes Auswahlkriterium ihre nachgewiesene 

Stumme Justiz? Richter üben eine wichtige Kontrollfunktion aus und sind ein notwendiges Gegengewicht zur 
Gesetzgebung und zur Exekutive. Quelle: © Jean-Paul Pelissie, Reuters.
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Rechtsstaatlichkeit gesehen werden. Korruption 
in der Justiz, mangelnde Accountability und 
fehlende Verfahrensregeln etwa für die Unter-
suchung von Unregelmäßigkeiten oder für die 
Ernennung von Richtern sind weit verbreitet, wie 
die folgenden Beispiele aus Indonesien, Indien 
und Malaysia zeigen.

Akil Mochtar, ehemaliger Abgeordneter im indo-
nesischen Repräsentantenhaus, wurde 2008 
ans Verfassungsgericht der Republik Indone-
sien berufen. 2013 wurde er zu dessen Präsident 
gewählt. Sein Aufstieg in die höchste richter
liche Position des Landes kam überraschend, da 
er weder als juristische Koryphäe noch als füh-
render Wissenschaftler bekannt war.11 Nach nur 
sechs Monaten als Verfassungsgerichtspräsident 
enthob ihn der damalige indonesische Präsident 
Yudhoyono seines Amtes.12 Mochtar wurde von 
der Antikorruptionskommission verhaftet und 
für schuldig befunden, im Rahmen eines Rechts-
streits, der ihm zur Entscheidung vorlag, Beste-
chungsgelder in Höhe von mehreren Millionen 
US-Dollar angenommen zu haben.13 Er wurde 
2014 vom Antikorruptionsgericht – erstmals in 
dessen Geschichte – zu lebenslanger Haft ver-
urteilt.14 Justizkorruption führte zur Hinterfra-
gung der Legitimität des Verfassungsgerichts 
auch nach der Amtsenthebung und Verurteilung 
von Akil Mochtar. 2017 kam es zu einem weite-
ren Skandal, bei dem die indonesische Antikor-
ruptionsbehörde den Verfassungsrichter Patrialis 
Akbar in einem mutmaßlichen Bestechungsfall 
festnahm.

Eine unrühmliche Rolle spielte 2017 auch der 
damalige Chief Justice des Obersten Gerichts-
hofs in Indien, Dipak Misra. Der Oberste Rich-
ter versuchte manipulativ in anhängige Fälle am 
Gericht einzugreifen, in denen er ein konkretes 
Eigeninteresse hatte. Dies führte dazu, dass ein 
Untersuchungsausschuss eingerichtet werden 
sollte. Unter Ausnutzung seiner Befugnisse im 
Hinblick auf die Gerichtsorganisation machte er 
die Einsetzung jedoch rückgängig und verwies 
den Fall an die Kammer, die er als vorsitzender 
Richter selbst leitete. Stattdessen hätte er sich 
für befangen erklären müssen. Er hätte also 
weder als Richter in dem Fall entscheiden noch 

umgerechnet 7,5 Millionen US-Dollar Strafzah-
lung auferlegen sollte, unrechtmäßig nieder-
geschlagen zu haben.8 Er wurde seines Amtes 
enthoben und strafrechtlich verurteilt.

Um langfristig Erfolg zu  
haben, muss sich die Justiz 
dringend von innen heraus 
demokratisieren.

Anlass zur Hoffnung liefert jedoch die Tatsache, 
dass es anders als in vielen anderen Staaten der 
Welt, in denen Korruptionsstraftaten in höchsten 
Justizkreisen regelmäßig ungesühnt bleiben, in 
Kolumbien zu groß angelegten, strafrechtlichen 
Verurteilungen der Involvierten kam.9 Zudem 
wurde das missbrauchsanfällige kolumbianische 
System der gerichtlichen Zuweisung von Fällen 
reformiert. Es ist heute transparenter und öffent-
lich zugänglicher.10 Auch wenn die Aufdeckung 
und Aburteilung der aufgezeigten Korruptions-
fälle noch keinen flächendeckenden Abschre-
ckungseffekt haben, so lassen sie Bürger und 
redliche Richter hoffen, dass Bestechung in der 
Justiz zukünftig immer weniger ungeahndet 
bleibt. Um langfristig Erfolg zu haben, muss 
sich die Justiz jedoch dringend von innen her-
aus demokratisieren. Die Richterauswahl muss 
streng nach dem Leistungsprinzip erfolgen und 
transparent ausgestaltet sein. Die Richter müs-
sen sich der Würde ihres Amts bewusst werden. 
Nur so kann das verloren gegangene Vertrauen 
in die staatliche Justiz in Lateinamerika Stück für 
Stück wiederhergestellt werden.

Asien

Gisela Elsner / Aishwarya Natarajan

Recht haben und Recht bekommen ist leider 
auch in Asien mitunter eine Frage der Bezie-
hungen und des Geldbeutels. Die Länder der 
Region zeichnen sich durch große Heteroge-
nität in politischer, religiös-kultureller, sozia-
ler und ökonomischer Hinsicht aus. Dies hat 
auch Auswirkungen darauf, wie Recht bzw. 
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aus Malaysia. Konkret ging es um Verträge, die 
zwischen Vertretern der Politik und der Regie-
rung geschlossen wurden. Nachdem letztere von 
den Verträgen zurücktrat, wurde die Regierung 
von der Vertragspartei auf Schadensersatz ver-
klagt. Wird dieser durch ein wohlgesonnenes 
Gericht zugesprochen, liegt der Schaden bei 
der Staatskasse. Eklatant ist vor allen Dingen 
das Zusammenspiel mehrerer Gewalten, die 
eigentlich für die Checks and Balances in einem 

bei Zuweisung des Falles an einen Spruchkörper 
mitwirken dürfen. Der Fall zeigt einen Mangel an 
klaren Regeln für die Ausübung der Befugnis des 
Chief Justice. Er weist aber auch auf die Tatsache 
hin, dass es an Verfahren fehlt, Korruptionsvor-
würfe gegen hochrangige Richter einzureichen 
und zu untersuchen.15

Prozessbetrug, Veruntreuung und politische 
Einflussnahme sind die Schlagwörter im Fall 

Gegen korrupte Richter: Recht haben und Recht bekommen ist leider auch in Asien mitunter eine Frage der 
Beziehungen und des Geldbeutels. Quelle: © Cheryl Ravelo, Reuters.
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Gerichtshofes von Mosambik, aus: „Auch wenn 
statistische Erhebungen über die durch Gerichte 
bearbeiteten Korruptionsfälle nicht zur Verfü-
gung stehen, ist es nicht schwer zu erkennen, 
dass solche Zahlen zu niedrig wären, da es sich 
bei der Justizkorruption um eine Grauzone han-
delt.“20 Heutzutage wird es immer schwieriger, 
Beweise für Korruptionsverbrechen zu finden. 
Bestechungsgelder werden oft nicht mehr bar 
oder per Scheck bezahlt, sondern elektronisch 
an Konten im Ausland überwiesen oder über 
das Internet übermittelt. Oft bleiben Vorwürfe 
der Justizkorruption fernab der Öffentlichkeit, 
da auf Ermittlungsverfahren gegen die Beschul-
digten verzichtet wird. Der Mangel an offiziellen 
Zahlen lässt jedoch keinesfalls den Schluss zu, 
dies sei nur ein Scheinproblem. Wie weit sich 
die Justizkorruption tatsächlich ausbreitet, wird 
immer wieder durch einzelne Enthüllungen 
sichtbar.

So beispielsweise 2015 in Ghana: Zwei Jahre 
hatte sich der Investigativjournalist Anas Are-
meyaw Anas als Freund oder Verwandter von 
Angeklagten ausgegeben und dabei 34 Richter 
gefilmt, wie sie Bestechungsgelder und in einem 
Fall eine Ziege, im Gegenzug zur Verhängung 
milderer Strafen, angenommen hatten. Die Auf-
nahmen wurden schließlich im Film „Ghana in 
the Eyes of God“ (Ghana in den Augen Gottes) 
veröffentlicht und führten zur Entlassung von 13 
Richtern der Oberen Gerichtshöfe, 20 Richtern 
aus niederen Instanzen sowie 19 Beamten der 
Justizverwaltung und von Übersetzern.

Eine Gefahr für die Unabhängigkeit der Gerichte 
geht jedoch nicht nur von Privatpersonen und 
Unternehmen aus, sondern auch von Organen 
des Staates selbst in Form politischer Einfluss-
nahme. Im Fokus steht daher immer wieder 
der Ernennungsprozess der Richter. So wird in 
Äthiopien eine Tendenz zur Rekrutierung von 
Staatsanwälten und Richtern aus der aktiven 
Mitgliedschaft der Regierungspartei oder ihrer 
regionalen Ableger beklagt.21 Dieses Phänomen 
ist erst recht erkennbar in Staaten Subsahara-
Afrikas, welche über keinen oder nur einen unzu-
reichend unabhängigen Justizrat verfügen, der 
über die Kandidaten für Richterämter verbindlich 

Land verantwortlich sind. Mitwisser am Gericht 
schweigen oft zu diesen Vorwürfen im Inte-
resse der nächsten Beförderung. Anders im 
vorliegenden Fall. Ein hoher Richter, deckte die 
Machenschaften erst durch seine eidesstaatliche 
Versicherung auf.16

Fälle wie diese schaden nicht nur dem Ruf eines 
Gerichts, sondern beeinträchtigten dessen 
Legitimität. Letztendlich mündet dies in man-
gelndem Vertrauen der Öffentlichkeit in die 
Justiz. Institutionelle Reformen, das Nachhalten 
ihrer Umsetzung und auch eine Bewusstseins
änderung bei den Justizeliten über ihre wichtige 
Rolle als beispielgebende, Recht schaffende 
Akteure in einem demokratischen Rechtsstaat 
sind dringend notwendig, um diese Herausfor-
derungen anzugehen. Die Bewusstseinsbildung 
muss dabei bereits im Studium erfolgen sowie in 
der Aus- und Fortbildung von Richtern, Staats-
anwälten und Angehörigen der Justizverwaltung 
fortgesetzt werden.

Subsahara-Afrika

Arne Wulff / Nils Seidel

148 Milliarden US-Dollar sind viel Geld – etwa 
20 Berliner Flughäfen,17 13 Haushalte des Bun-
desministeriums für wirtschaftliche Zusammen-
arbeit und Entwicklung18 sowie circa ein Viertel 
des durchschnittlichen Bruttoinlandsproduktes 
aller afrikanischer Länder. Laut Schätzung der 
Geschäftsführerin der Wirtschaftskommission 
für Afrika der Vereinten Nationen, Vera Songwe, 
handelt es sich dabei um den Betrag, welcher 
dem Kontinent jährlich durch Korruption entzo-
gen wird.19 Auch wenn Korruption geografische 
und sprachliche Grenzen überschreitet, sich 
durch alle politischen, gesellschaftlichen und 
wirtschaftlichen Bereiche des Kontinentes zieht, 
so weckt doch ihre Ausweitung auf die Justiz 
besondere Besorgnis.

Eine Abschätzung des tatsächlichen Ausmaßes 
der Justizkorruption in Subsahara-Afrika ist 
mangels genauer Fallzahlen nur schwer mög-
lich. So führte bereits Mario Fumo Bartolomeu 
Mangaze, Vorsitzender Richter des Obersten 
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sich im Übrigen um low-profile-Korruptionsfälle 
handelt, ohne politischen Kontext oder System-
relevanz, gab es zwar vereinzelt Anklagen gegen 
Richter, doch resultierten diese nicht in rechts-
kräftigen Verurteilungen.

Wie ist diese Diskrepanz zu erklären? Möglicher-
weise wird durch die Medien die Korruption in 
der Justiz künstlich aufgebläht, um Druck auf 
diese auszuüben. Ein Funken Wahrheit steckt 
sicher darin, da die Medien in der Region als 
nicht sonderlich unabhängig gelten.26 Die Kor-
ruption in der Justiz hat jedoch tiefere Wurzeln 
als objektiv (im Sinne rechtskräftiger Verurteilun-
gen) erkennbar.

Exemplarisch hierfür steht ein jüngst bekannt 
gewordener Fall in Bosnien und Herzegowina. 
Der Vorsitzende des Hohen Richterrates, Milan 
Tegeltija, wurde zusammen mit einem Polizei-
inspektor von einem lokalen Geschäftsmann in 
einer Bar gefilmt, als er diesem versprach, sei-
nen Fall gemeinsam mit der Oberstaatsanwältin 
zu „überprüfen“. Die Staatsanwaltschaft unter-
suchte die Vorwürfe des Geschäftsmanns, der 
zuvor eine Strafanzeige gegen einige einflussrei-
che Personen gestellt hatte, nicht effektiv. Später 
war im Video zu sehen, wie der Polizeiinspektor 
ohne das Beisein des Vorsitzenden von dem 
Geschäftsmann einen größeren Geldbetrag ent-
gegennimmt und dabei sagt, das Geld sei für den 
Vorsitzenden bestimmt. Der Vorsitzende wurde 
kurz darauf von seinen Kollegen im Richterrat in 
einem Disziplinarverfahren freigesprochen.27 Im 
anhängigen Strafverfahren wird er nicht einmal 
als Verdächtiger geführt. In Rumänien hingegen 
hat es in den letzten Jahren durchaus mehrere 
Verurteilungen von Richtern (bis hinauf zum 
Obersten Gerichtshof) wegen Korruptionsdelik-
ten gegeben und zwar zum Teil mit empfindlich 
langen Haftstrafen.28

Es ist schwierig, sofern die Korruption in den 
höchsten Ebenen der Justiz angekommen ist, 
Richter strafrechtlich zu verfolgen. Notwendig 
ist vielmehr, dass bestehende Verflechtungen 
aufgelöst werden. In vielen südosteuropäischen 
Ländern bestehen alte Seilschaften, die weit 
über die Justiz hinausgehen. Es wird, teilweise 

entscheidet. So gehen zum Beispiel alle Mitglie-
der des für die Auswahl von Kandidaten entschei-
denden Justizrates Tansanias auf Ernennungen 
des Präsidenten zurück.22 Hinzu kommt, dass 
dieser bei der Ernennung der Richter nicht an 
die Empfehlungen des Justizrates gebunden ist.

Das Vertrauen in die  
Makellosigkeit richterlicher 
Entscheidungen ist gerade 
der Ursprung der juristischen 
Gewalt.

Laut einer repräsentativen Umfrage des 
Gallup-Institutes gaben 52 Prozent der Befrag-
ten aus allen afrikanischen Ländern an, kein 
Vertrauen in die Justiz zu haben.23 Dabei ist das 
Vertrauen in die Makellosigkeit richterlicher 
Entscheidungen gerade der Ursprung der juristi-
schen Gewalt. Die Judikative selbst besitzt keine 
Mittel der Rechtsetzung und Vollstreckung, ihre 
Macht liegt allein in ihrer öffentlichen Akzeptanz 
als Schiedsrichter über die Gewalten, als fried
liche Schlichtungsinstanz von Disputen jeglicher 
Art. Vertrauen in die Justiz und die Integrität ihrer 
Entscheidungsträger kann letztlich nur durch die 
Bekämpfung der Justizkorruption herbeigeführt 
werden.

Südosteuropa

Hartmut Rank / Mahir Muharemović

Glaubt man den Medien und der Perzeption der 
Bürger, sind die Richter in den meisten Ländern 
Südosteuropas politisch abhängig und korrupt. 
So konnte man beispielsweise in den letzten 
Jahren in den serbischen Medien lesen,24 wie in 
einzelnen Fällen gegen Richter Strafverfahren 
geführt und sie wegen Korruption verurteilt wur-
den. Auch Amnesty International bestätigt, dass 
die Justiz in diesen Ländern als abhängig und 
korrupt wahrgenommen wird, mit einer Ten-
denz zur Verschlimmerung.25 Sieht man jedoch 
von den Einzelfällen in Serbien ab, bei denen es 
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wurde Anfang dieses Jahres eine Kampagne zur 
Eindämmung von Korruption unternommen.34 
Diesen Fällen der Korruptionsbekämpfung ist 
neben den wenigen anderen bekannten Beispie-
len innerhalb der MENA-Region gemein, dass 
eine Information der Öffentlichkeit über den 
konkreten rechtlichen Vorwurf, die Ergebnisse 
von Ermittlungen und die prozessuale Verfah-
rensweise kaum erfolgt.

In den Ländern der MENA-Region spielen 
gewachsene Verbundenheit und politische Zuge-
hörigkeiten eine große Rolle. Ein libanesischer 
Richter hat die drei größten Risiken, denen Rich-
ter in seinem Land ausgesetzt sind, so beschrie-
ben: „Erstens der Versuch von Richtern, ihre 
Karriere zu beschleunigen, indem sie versuchen, 
das Wohlwollen einflussreicher Persönlichkei-
ten zu gewinnen. Zweitens zu versuchen, Teil 
der Elite zu werden und dabei die richterliche 
Zurückhaltung zu vergessen, die in der Justiz-
funktion benötigt wird. Und drittens – und am 
gefährlichsten für die Entscheidungsträger im 
Justizwesen – die mit der Leitungsposition erfor-
derliche Neutralität zugunsten alter Loyalitäten 
aufzugeben und damit politischen Ambitionen 
entgegenzutreten, die versuchen, in den Rechts-
raum einzudringen.“35

Die Öffentlichkeit wird in der 
MENA-Region kaum über den 
konkreten rechtlichen Vorwurf 
eines Korruptionsfalls und 
Ergebnisse von Ermittlungen 
informiert.

Weitverbreitete Skepsis innerhalb des Richter-
standes gegenüber den Erfordernissen von Trans-
parenz, Nachvollziehbarkeit von Entscheidungen 
und der Zugänglichkeit von Informationen tra-
gen nicht zur Förderung von Bürgervertrauen in 
die Justiz bei. Dabei sind es auch tieferliegende 
strukturelle Fragen, die es Richtern erschweren, 
frei von äußerem Druck oder unzulässigem Ein-
fluss bei der Prüfung von Fällen zu bleiben. Hinzu 

sogar offen, Klientelismus in den höchsten Justiz
gremien betrieben. Dies hat schwerwiegende 
Konsequenzen: mangelnde Kompetenz, Abhän-
gigkeiten, Straflosigkeit und Vertrauensverlust. 
Hiergegen hilft wohl nur eine tiefgreifende Lust-
ration, wie sie in Albanien derzeit betrieben wird. 
2018 hat man dort eine umfassende Überprüfung 
sämtlicher Staatsanwälte und Richter begonnen, 
das Vetting. Im Mai 2019 wurden nach der Über-
prüfung von 140 Richtern oder Staatsanwälten 
nur 53 im Amt bestätigt.29 Häufigster Grund des 
Nichtbestehens war dabei, dass die betroffenen 
Richter oder Staatsanwälte nicht plausibel nach-
weisen konnten, auf welchem Weg sie ihr Vermö-
gen erworben hatten.

Was kann angesichts publik gewordener Kor-
ruptionsfälle, offensichtlicher richterlicher 
Fehlentscheidungen und zugleich nur begrenz-
ter juristischer Aufarbeitung in Zukunft besser 
gemacht werden? Rigide Transparenz und die 
Offenlegung sämtlicher Vermögensverhältnisse 
sind sicher Instrumente, die verlorenes Ver-
trauen der Bevölkerung in die Justiz Südosteuro-
pas teilweise wiederherstellen können. Es führt 
wohl kein Weg vorbei an einer tiefgreifenden 
Lustration, die unbelastete Juristen, mit einem 
besseren Berufsethos und immun gegen Emp-
fänglichkeiten von dritter Seite, hervorbringen 
sollte.

Naher Osten und Nordafrika

Anja Schoeller-Schletter

Unter großer medialer Aufmerksamkeit wurde 
im Januar 2017 ein stellvertretender Obers-
ter Richter des ägyptischen Verwaltungsge-
richts wegen des Vorwurfs der Annahme von 
Bestechungsgeldern verhaftet.30 Eine mediale 
Berichterstattung über die rechtlichen Details 
des Falles fand indes nicht statt.31 Im Mai 2017 
wurde ein marokkanischer Richter wegen Beste-
chung zu einem Jahr Haft verurteilt, wobei auch 
dieses Verfahren unter Ausschluss der Öffent-
lichkeit erfolgte.32 Daneben wurden erst kürzlich 
im Iran, im Rahmen einer internen Antikorrupti-
onskampagne, mehrere hochrangige Angehörige 
des Justizapparates verhaftet.33 Auch im Libanon 
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spielen auch finanzielle Abhängigkeiten eine Rolle. 
Darin inbegriffen ist eine unzureichende Finanzie-
rung des Gerichtssystems, sei es durch Vernachläs-
sigung oder durch vorsätzliches Handeln.

Im Bewusstsein über die Notwendigkeit einer 
funktionsfähigen, professionellen, unabhängigen 
und berechenbaren Justiz gibt es in zahlreichen 
Ländern der Region Reformvorhaben. Basierend 
auf den Erfahrungen der Länder werden dabei 
strukturelle Garantien richterlicher Kompetenz 
und Unabhängigkeit sowie verstärkte Transpa-
renz und Nachvollziehbarkeit eine Rolle spielen. 
Die Frage, wie diese jeweils erreicht werden, wird 

kommt, als grundlegende Herausforderung in 
der MENA-Region eine generell sehr mächtige 
Exekutivgewalt, der gegenüber es an Gegenge-
wicht durch eine starke Legislative und Judikative 
fehlt.36

Zu den wichtigsten Problemfeldern gehören 
die Ernennungs- und Beförderungsverfahren, 
bei denen die Prüfung der Qualifikationen der 
Bewerber nicht transparent ist oder sich nicht auf 
festgelegte und überprüfbare Kriterien bezieht. 
Hierdurch eröffnet sich für Regierungsmitglie-
der oder politische Interessengruppen Raum, 
bestimmte Bewerber zu forcieren. Daneben 

Misstrauen: Öffentlichkeit und der Aufbau von Vertrauen sind wohl die entscheidenden Faktoren auf dem Weg 
zur Bekämpfung der Korruption in der Justiz. Quelle: © Darrin Zammit Lupi, Reuters.
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Verwandten fordert.37 Es bedarf nicht nur einer 
Reinigung von außen, sondern auch einer von 
innen. Von generellen background checks, die 
über eine eventuelle kriminelle Vergangenheit 
und die finanzielle Situation hinausgehen, ist 
jedoch abzuraten bzw. diese sollten an klare 
Verfahren gebunden werden.38 Die Justiz 
braucht Richter, die immun gegen Empfäng-
lichkeiten sind. Dies setzt ein Selbstverständnis 
voraus, das sich der Würde des Amtes bewusst 
ist. Eine solche Bewusstseinsförderung sollte 
bereits im Studium beginnen und auch im Beruf 
fortgesetzt werden. Dabei scheint eine Unter-
stützung on the job sinnvoll. Dies kann beispiels-
weise durch Mentorenprogramme für junge 
Richter erreicht werden, also die Schaffung von 
Vertrauenspersonen unter den peers am Gericht 
selbst. Dies führt zu Austausch und der einzelne 
Richter fühlt sich nicht alleingelassen, wenn er 
mit einem Korruptionsfall konfrontiert wird. 
Hilfreich kann auch die Schaffung von Verhal-
tensrichtlinien für Richter sein. Wichtiger als 
die Richtlinien auf Papier ist jedoch, dass die 
Inhalte gelebt werden. Dazu sind Trainings und 
Weiterbildungen der Richter nötig.

Dies greift nahtlos in den dritten Punkt über: Es 
bedarf einer Demokratisierung von innen. Eine 
zentrale Rolle spielen dabei die Auswahl- und 
Ernennungsverfahren von Richtern. Sie müssen 
transparent und streng nach dem Leistungsprin-
zip erfolgen. Eine Abschirmung von politischer 
Einflussnahme ist unabdingbar. 70 Prozent der 
Länder weltweit setzen dabei auf die Einsetzung 
von Justizräten (judicial councils).39 Dies sind 
Selbstverwaltungsorgane der Justiz. Sie können 
jedoch kein Allheilmittel sein. Auch andere Ver-
fahren sind denkbar. Es gibt eben kein Patent-
rezept. Jedes System hat historische Wurzeln 
und muss sich in die Rechtskultur des Landes 
einbetten.

Die Beiträge haben jedoch gezeigt, dass es sich 
dennoch lohnt, auf der Suche nach effektiven 
Maßnahmen im Kampf gegen Korruption den 
Blick über Landes- oder sogar Kontinentalgren-
zen hinaus zu wagen. Globale Initiativen wie das 
eingangs erwähnte Global Judicial Integrity Net-
work können dabei eine Plattform bieten.

in jedem landesspezifischen Kontext anders zu 
beantworten sein. Dazu könnten festgelegte 
Geschäftsverteilungspläne, Ernennungs- und 
Beförderungsverfahren, die streng an nachvoll-
ziehbaren Kriterien orientiert sind, sowie der 
Ausbau von Strategien im Hinblick auf Presse- 
und Öffentlichkeitsarbeit beitragen, wie auch die 
konstruktive Begleitung der sich in der Region 
zunehmend gründenden berufsständischen 
Richtervereinigungen und -verbände.

Ausblick

Franziska Rinke

Korruption in der Justiz ist leider kein Einzel-
phänomen. Vielmehr lassen die schillernden 
Beispiele vermuten, dass dies nur die Spitze 
des Eisberges ist. Mögen die rechtlichen, histo-
rischen und kulturellen Gegebenheiten in den 
beleuchteten Weltregionen ganz unterschied-
liche sein, lassen sich doch augenscheinliche 
Parallelen ziehen.

Erstens: Die Aufdeckung von Korruption unter 
Richtern findet, soweit überhaupt, üblicher-
weise unter Ausschluss der Öffentlichkeit statt. 
Medial wird nur wenig berichtet. Vielmehr will 
man bewusst hinter verschlossenen Türen agie-
ren. Nötig ist mehr Transparenz. Einerseits als 
Abschreckung, andererseits auch, um Vertrauen 
in der Bevölkerung wieder zu gewinnen. Ob man 
dabei gleich soweit gehen muss wie in Latein-
amerika und die Prozesse live im Fernsehen 
ausstrahlt, soll dahin gestellt bleiben.

Zweitens: Seilschaften und Klientelismus sind 
Gift für die Unabhängigkeit der Justiz. Beste-
hende Strukturen müssen zerschlagen wer-
den. Ein Best Practice-Beispiel könnte der 
Vetting-Prozess in Südosteuropa sein. So kön-
nen unverhältnismäßig hohe Vermögenswerte 
von Richtern aufgedeckt werden, die ein Indiz 
für Korruption sind. Der VN-Sonderbericht-
erstatter für die Unabhängigkeit von Richtern 
und Rechtsanwälten, Diego García-Sayán, geht 
sogar noch weiter, indem er eine strenge Kon-
trolle von Einkünften und Vermögenswerten 
nicht nur der Richter selbst, sondern auch von 
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noch immer viele Menschen keinen Zugang zu 
Elektrizität haben, ist auch auf das endemische 
Ausmaß der Korruption zurückzuführen, deren 
Kosten wichtige Investitionen in die notwendige 
Energieinfrastruktur verhindern. So haben laut 
Schätzungen der Internationalen Energieagen-
tur (IEA) nach wie vor rund 590 Millionen Men-
schen in Subsahara-Afrika, also rund 57 Prozent 
der Bevölkerung, keinen Zugang zu Elektrizität. 
Subsahara-Afrika weist damit im weltweiten 
Vergleich die größte Versorgungslücke auf. Die 
IEA geht davon aus, dass sich diese Kluft weiter 
vergrößern wird: Im Jahr 2030 werden rund 90 
Prozent aller Menschen weltweit ohne Zugang 
zu Elektrizität in Afrika südlich der Sahara leben.9 
Dies wirkt sich negativ auf den Gesundheits- 
und Bildungssektor sowie die Lebenserwartung 
der Menschen aus und erhöht somit die durch 
Korruption indirekt bedingten Kosten um ein 
Vielfaches. Ohne verlässliche und bezahlbare 
Energieversorgung bleibt das dringend benötigte 
wirtschaftliche Wachstum in Afrika südlich der 
Sahara eingeschränkt. Dieser Mangel an ökono-
mischen Perspektiven ist für eine überwältigende 
Mehrheit der Afrikaner wichtigster Beweggrund, 
ihr Heimatland zu verlassen.10

Korruption im Elektrizitätssektor:  
Möglichkeiten der unlauteren  
Einflussnahme auf höchster Ebene

Korruption im Elektrizitätssektor kann auf 
höchster Regierungsebene stattfinden, wo z. B. 
Investitionen in die Energieinfrastruktur getä-
tigt werden. Zunächst macht die schiere Größe 

Einleitung

Weltweit wird Korruption als „das größte Hin-
dernis für wirtschaftliche und soziale Entwick-
lung“1 gesehen. Schätzungen zufolge ist der 
finanzielle Schaden, welcher den ärmsten Län-
dern durch Bestechlichkeit und unlautere Vor-
teilsannahme entsteht, zehnmal so hoch wie die 
Summe der gezahlten Entwicklungshilfe.2 Die 
Region Subsahara-Afrika belegt in der Statistik 
der korruptesten Länder weltweit mit trauri-
ger Regelmäßigkeit den Spitzenplatz: Laut des 
aktuellen Korruptionsindex von Transparency 
International befinden sich zehn der weltweit 20 
korruptesten Länder in Afrika südlich der Sahara.3 
Diese Angaben decken sich mit den Ergebnissen 
ähnlicher Statistiken, wie z. B. einer weltweiten 
Unternehmerbefragung der Weltbank.4

Es ist plausibel anzunehmen, dass in einem Land 
mit generell hoher systemisch bedingter Kor-
ruption5 der Energieversorgungssektor ebenfalls 
betroffen ist.6 Zudem fließen im Energiesektor 
im Vergleich zu anderen Wirtschaftssektoren 
überdurchschnittlich häufig Korruptionsgelder 
und so ist es nicht verwunderlich, dass 23 Pro-
zent der Bewohner Subsahara-Afrikas angeben,7 
in den vergangenen zwölf Monaten Schmier-
gelder bezahlt zu haben, um sich ihren Zugang 
zu Versorgungsleistungen wie Elektrizität oder 
Wasser zu sichern.8 Neben Korruption auf die-
ser unteren Ebene fließen im Investitionssektor 
illegale Geldströme, die sich oft in Millionenhöhe 
bewegen. Egal, ob im großen Stil oder beim pri-
vaten Endverbraucher: Dass in Subsahara-Afrika 

In Subsahara-Afrika hat mehr als die Hälfte der Bevölkerung 
keinen Zugang zu Elektrizität. Dies ist auch auf das endemi-
sche Ausmaß der Korruption zurückzuführen, deren Kosten 
Investitionen in den notwendigen Ausbau der Energieinfra-
struktur verhindern. Der wichtigste Ansatz zur Korruptions
bekämpfung ist die Stärkung guter Regierungsführung und 
der Aufbau leistungsfähiger und rechenschaftspflichtiger 
staatlicher Institutionen, wie es in der Agenda 2030 unter  
Ziel 16 formuliert wurde.
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Gegen Zahlung eines geringen Betrages an Mitar-
beiter vor Ort werden Stromzähler und Rechnun-
gen geschönt oder aber der Stromzähler direkt 
aus dem Verkehr genommen, sodass der Strom 
fortan gar nicht mehr bepreist wird. Über Kor-
ruption auf dieser unteren Ebene wird weniger 
berichtet, trotzdem richten auch kleine Beträge 
in ihrer Gesamtheit einen beachtlichen Schaden 
an. Sie entziehen dem Versorgungssystem Geld, 

dieser Investitionen den Energiesektor in Sub-
sahara-Afrika anfällig für illegale Zahlungs-
flüsse. In der Regel sind Investitionen in die 
Elektrizitätsinfrastruktur Großprojekte in Höhe 
mehrerer hundert Millionen Euro und die Aus-
schreibungsmodalitäten sind extrem komplex. Es 
gibt zahlreiche Möglichkeiten zur Manipulation, 
in dem z. B. Arbeits- und Materialkosten oder der 
Aufwand für Instandhaltung zu hoch angesetzt 
werden und diese zusätzlichen Kosten in der 
Gesamtkalkulation nicht weiter auffallen.

Ob bei Planung oder Instandhaltung einige Mil-
lionen zu viel kalkuliert wurden, die dann in 
Form von Kick-backs an denjenigen zurückflie-
ßen, der den Auftrag genehmigt hat, kann nur 
schwer nachgewiesen werden. Zudem fehlt es in 
vielen Ländern Afrikas an unabhängigen Regu-
lierungsbehörden und Fachwissen, um die oft 
hochkomplexen Ausschreibungen entsprechend 
zu begleiten oder den Wert von Großprojekten 
korrekt zu beziffern. Folglich kostet die Fertigstel-
lung von Anlagen regelmäßig mehr als ursprüng-
lich veranschlagt. Diese Mehrkosten können also 
Indikator dafür sein, dass im Projekt möglicher-
weise Korruptionszahlungen geleistet wurden.11

So wurde beispielsweise im Juli 2019 der kenia-
nische Finanzminister Henry Rotich verhaftet – 
die Anklage lautet Veruntreuung in mehr als 
zehn Fällen. Illegale Zahlungen sollen im Zusam-
menhang mit dem Bau eines Wasserkraftwerks 
geflossen sein, für welches das Finanzminis-
terium eine Finanzierung von 607 Millionen 
US-Dollar veranschlagt hatte. Der genehmigte 
Auftragswert betrug jedoch lediglich 450 Millio-
nen US-Dollar. Mehr als 200 Millionen US-Dol-
lar sollen für das Projekt bereits gezahlt worden 
sein, allerdings existiert das Wasserkraftwerk 
bisher noch nicht.12

Alltägliche Korruption und gesellschaftliche 
Akzeptanz korrupter Praktiken

Korruption findet jedoch nicht nur im großen Stil 
im Rahmen illegaler Zahlungen im Investitions-
bereich oder bei der Vergabe von Verträgen statt, 
sondern auch auf unterster Ebene, im direkten 
Kontakt zwischen Techniker und Endverbraucher. 
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in vielen Fällen reichen, um Lücken in der Strom-
versorgung zu schließen und die ineffizienten 
Netze zu modernisieren.

Das Ausmaß dieser alltäglichen unlauteren 
Vorteilsnahme, die oft als Beschleunigungsgeld 
oder Bagatellzahlung verharmlost wird, zeigt ein-
drucksvoll, dass Korruption in Ländern südlich 
der Sahara in einen gesellschaftlichen Kontext 

welches an anderer Stelle für die Wartung und 
Instandhaltung der Netze und Kraftwerke fehlt. 
Während Experten den Verlust durch Korruption 
im Energieinvestitionssektor in Entwicklungslän-
dern auf rund acht Milliarden US-Dollar jährlich 
schätzen, entgehen dem Sektor durch die Mani-
pulation von Rechnungen oder die auf korrupte 
Praktiken zurückführbaren Stromdiebstähle rund 
33 Milliarden US-Dollar.13 Diese Summe würde 

In weiter Ferne: In Subsahara-Afrika haben noch immer viele Menschen keinen Zugang zu Elektrizität.  
Quelle: © Mike Hutchings, Reuters.
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eingebettet ist.14 Daher lohnt sich auch die 
Betrachtung der sozialen und gesellschaftlichen 
Faktoren, die Korruption im Elektrizitätssektor 
begünstigen. Dies kann helfen zu verstehen, 
warum Korruption dort verbreitet ist, soll aber 
korrupte Praktiken in keiner Weise legitimieren 
oder rechtfertigen.

In vielen Ländern Subsahara-Afrikas verkaufen 
Regierungen die Realisierung von Infrastruk-
turprojekten als ihren Verdienst. Gleichzeitig 
fehlt es der Bevölkerung an Bewusstsein dafür, 
dass die Bereitstellung von Energieinfrastruktur 
eine Grundaufgabe des Staates ist. Die politisch 
Beteiligten schlagen somit zwei Fliegen mit einer 
Klappe: Sie verkaufen die Realisierung des Pro-
jektes als politischen Erfolg und bereichern sich 
persönlich.

Zudem unterscheiden viele Menschen nicht zwi-
schen der Energieinfrastruktur und dem priva-
ten Stromverbrauch, und viele Parteien spiegeln 
diese Wahrnehmung in politischen Kampagnen 
wider.15 Dies führt dazu, dass Elektrizität von 
vielen Menschen als ein öffentliches Gut wahr-
genommen wird, was jedoch zu dem Verständnis 
beiträgt, hierfür nur sehr wenig, im besten Falle 
gar nichts bezahlen zu müssen.

Fehlende marktwirtschaftliche 
Regulierungsmechanismen 
begünstigen staatliche  
Monopole.

Ein anderer Erklärungsansatz für die gesell-
schaftlich weit verbreitete Korruption leitet sich 
ab aus der in vielen Ländern vorherrschenden 
staatlichen Monopolisierung des Elektrizitäts-
sektors. Diese ist dafür verantwortlich, dass 
Elektrizität oft als staatliches Eigentum ange-
sehen wird.16 Das Bild vieler Afrikaner von 
Staat und Regierung ist ein negatives, mehr als 
die Hälfte der Bevölkerung hält die politische 
Elite für korrupt.17 Wenn der Staat als ausbeu-
terisch und ungerecht wahrgenommen wird, 
dann dient die unlautere Vorteilsnahme, die in 

Stromdiebstählen resultiert, in den Augen vieler 
nur dazu, dass man sich nimmt, was einem ohne-
hin zusteht.

Und letztendlich ist auch das soziale Risiko, im 
Elektrizitätssektor zu korrumpieren, gering. Auf-
grund der dargestellten Komplexität bei Investi-
tionen und der fehlenden Kontrollmechanismen 
ist die Gefahr entdeckt zu werden gering, was 
wiederum einen Anreiz für illegales Handeln 
darstellen kann.

Die Beschaffenheit der afrikanischen 
Energieversorgung erleichtert Korruption

Im afrikanischen Kontext ist aufgrund der sehr 
hohen Bereitstellungskosten von Energieversor-
gungsnetzen oft nur der Staat in der Lage, diese 
Investitionen zu tätigen. Er übernimmt damit 
häufig die Rolle eines natürlichen Monopolis-
ten. Gleichzeitig sind die Betriebskosten nied-
rig. Daher kann der natürliche Monopolist die 
gesamte Nachfrage günstiger anbieten als andere 
Anbieter, da sich parallele Einrichtungen von Ver-
sorgungsnetzen nicht rechnen. Es besteht jedoch 
die Gefahr, dass der Staat seine Monopolstellung 
missbraucht und privaten Energieanbietern den 
Zugang zum Markt verwehrt, sofern keine geord-
neten Regulierungsmechanismen für den freien 
marktwirtschaftlichen Handel angewendet wer-
den. Neben dem Energieversorgungsnetz gibt es 
nämlich noch zwei weitere, technisch voneinan-
der getrennte Komponenten der Energieversor-
gung: die Stromerzeugung und den Stromverkauf, 
die auch für private Anbieter wirtschaftlich luk-
rativ sind. In vielen Ländern Subsahara-Afrikas 
werden diese drei Aktivitäten jedoch von vertikal 
integrierten, staatlichen Monopolen ausgeübt. Im 
Jahr 2014 waren in 21 von 48 Ländern Subsahara-
Afrikas alle drei Teile der Energieversorgung 
komplett in staatlicher Hand ohne jegliche Betei-
ligung von privaten Unternehmen.18 Diese Mono-
polstellung erleichtert unlautere Vorteilsannahme.

Gemessen am Gesamthaushalt stellen staatli-
che Elektrizitätsunternehmen in vielen Ländern 
Afrikas südlich der Sahara eine enorme Relevanz 
dar. Dies bedeutet im Umkehrschluss aber auch, 
dass der Schaden, welcher dem Staat durch 
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Korruption in diesen Versorgungsbetrieben ent-
stehen kann, nicht nur die Versorgung des Lan-
des beeinträchtigt, sondern erhebliche negative 
Auswirkungen auf das Staatsbudget haben kann.

Als Erfolgsindikator für das 
Politikziel „Energiesicherheit“ 
gelten in Subsahara-Afrika vor 
allem hohe Investitionsbeträge.

Aus dem Staatsbudget werden Investitionen in 
die Elektrizitätsinfrastruktur vorgenommen. In 
Ländern Subsahara-Afrikas, in denen die Elek
trifizierung niedrig ist, werden Investitionen 
sogar explizit erwartet. Energiesicherheit ist ein 
wichtiges Politikziel, allerdings werden die Höhe 
und der Nutzen von Investitionen in großen Tei-
len der Region nur selten in Frage gestellt, da es 
an Institutionen mangelt, die eine Rechenschaft 
über den Verbleib der Investitionen einfordern 
könnten. Dies bedeutet gleichzeitig, dass es keine 
funktionierenden Regulierungsbehörden oder 
Kontrollinstanzen gibt, die die Sinnhaftigkeit und 
Notwendigkeit von nachträglichen Kostenerhö-
hungen prüfen können. Auch können Mehrkos-
ten bequem aus dem Staatshaushalt entnommen 
werden, sodass es zu keinem Finanzierungs
engpass kommt.

Zudem gilt die schiere Menge der getätigten 
Investitionen bereits als ein Erfolgsindikator, ohne 
dass nachgehalten werden muss, ob die Investi-
tion den Zugang der Bevölkerung zu Elektrizität 
oder die Qualität der Stromversorgung überhaupt 
verbessert hat. Diese unzureichende Erfolgsprü-
fung kann Korruption sogar noch verstärken, denn 
je mehr Geld ausgegeben wird, desto mehr kann 
der Eindruck entstehen, die Regierung kümmere 
sich um die Bedürfnisse der Bevölkerung. Die 
Monopolstellung des Staates macht es gleichzei-
tig für den Konsumenten extrem schwierig, sich 
aufgrund schlechter Versorgungsleistungen einen 
anderen Anbieter zu suchen.

Die Konsequenzen von Korruption im staatlichen 
Elektrizitätsmonopol lassen sich anschaulich am  

Beispiel des staatlichen südafrikanischen Strom- 
versorgers Elektrisiteitsvoorsieningskommissie 
(Eskom) beobachten: Dieser ist für rund 90 
Prozent der Energiezulieferung im Land ver-
antwortlich und hat somit eine Monopolstel-
lung inne. Im Frühjahr dieses Jahres litt das 
Land, immerhin Mitglied im Staatenbund der 
20 wichtigsten Industrie- und Schwellenländer, 
unter regelmäßig angekündigtem Stromaus-
fall, dem load shedding. Grund hierfür war die 
Verzögerung bei der Inbetriebnahme zweier 
neuer Kraftwerke, die im Übrigen bereits vor 
der Fertigstellung schon doppelt so teuer waren 
wie ursprünglich geplant. Im Mittelpunkt der 
Eskom-Krise steht die Familie Gupta, welche 
sich die Refinanzierung der von ihr gebauten 
Kraftwerke durch die Regierung des African 
National Congress (ANC) unter dem ehemali-
gen Präsidenten Jacob Zuma mit sehr lukrati-
ven Abnahmegarantien hat absichern lassen. 
Die Minen, in denen die überteuerte Kohle 
abgebaut wurde, gehören der einflussreichen 
Unternehmerfamilie gleich mit. Eskoms größ-
ter Ausgabenposten ist die Beschaffung von 
Primärenergie: Die Gupta-Kohle verdoppelte 
sich im Preis von umgerechnet zwölf US-Dol-
lar pro Tonne im Jahr 2011 auf umgerechnet  
26 US-Dollar im Jahr 2017. Gleichzeitig stiegen 
die Strompreise im Land, bei zunehmender Ver-
schlechterung der Energieversorgung, um über 
400 Prozent an. Über Jahre hinweg sicherte sich 
die Familie lukrative Verträge zur Abnahme der 
Kohle, die nie öffentlich ausgeschrieben wurden. 
Als unabhängige Forscher die Qualität des Pro-
dukts bemängelten, wurden sie von staatlicher 
Seite vom Dienst suspendiert. Dass die verein-
barte Menge an Kohle nicht an die Kraftwerke 
geliefert wurde, trug ebenfalls zu den erwähnten 
Versorgungsengpässen bei. Das Netz der Guptas, 
gemeinsam mit der Korruptionsbereitschaft von 
Mitgliedern der ANC-Regierung, ging so weit, 
dass Kontroll- und Aufsichtsgremien systema-
tisch durch die Vergabe von Schüsselpositionen 
an korrupte Beamte ausgehöhlt wurden. Dies 
machte Korruption auf allerhöchster Ebene 
und allumfassend im staatlichen Betrieb Eskom 
möglich.19 State capture, übersetzt in etwa mit 

„Geiselnahme des Staates“, wird die Situation in 
Südafrika aktuell genannt.
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Jüngst gab der Konzern bekannt, dass der Verlust 
für das Jahr 2018/2019 um 800 Prozent höher sei 
als der (angegebene) Verlust im letzten Jahr. Vor 
diesem Hintergrund ist Eskom, dessen Verschul-
dung etwa 15 Prozent des Staatshaushaltes ent-
spricht, laut Ratingagenturen das größte Risiko 
für die südafrikanische Wirtschaft. Wie häufig 
üblich werden die Kosten dafür externalisiert: So 
hat Eskom jüngst eine Preiserhöhung für Strom 
in Höhe von 17 Prozent bei der staatlichen Regu-
lierungsbehörde beantragt.

Privatisierung des Elektrizitätsmarktes 
in Subsahara-Afrika: Fluch oder Segen?

Knapp die Hälfte der Bevölkerung in den Ländern 
Afrikas südlich der Sahara hat keinen Zugang zu 
Elektrizität, in 13 Ländern leben sogar mehr als 
75 Prozent der Menschen ohne Strom. Diese 
enorme Versorgungslücke kann nur mit privaten 
Investitionen geschlossen werden. In den letzten 
Jahren sind daher vermehrt unabhängige Stro-
manbieter (Independent Power Producers, IPPs) 

Bei Kerzenlicht: In Südafrika stiegen innerhalb kürzester Zeit die Strompreise um über 400 Prozent an, bei parallel 
zunehmender Verschlechterung der Energieversorgung. Quelle: © Mike Hutchings, Reuters.
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in den afrikanischen Markt vorgedrungen. IPPs 
sind private Betreiber von Kraftwerken, die die 
gewonnene Energie in das staatliche Energie-
netz einspeisen. Entweder sie verkaufen ihren 
Strom direkt an den Endverbraucher (hier erhält 
der Staat eine Gebühr für die Nutzung der staat-
lichen Stromleitungen) oder sie erhalten direkt 
vom Staat eine vorher festgelegte Einspeisever-
gütung. Die Rolle von IPPs für die Stromversor-
gung in afrikanischen Ländern ist von enormer 
Wichtigkeit, allerdings können Partnerschaften 
zwischen Staat und IPPs ohne die notwendigen 
Rahmenbedingungen verheerende Folgen haben. 
Ein Worst-Case-Szenario liefert das Beispiel 
Tansania, wie das Africa Research Institute ein-
drucksvoll darstellt:20

Der in den 1990er Jahren veröffentlichte Ener-
gieplan der tansanischen Regierung sah vor, 
dass Erdgas künftig eine dominantere Rolle 
in der Energieversorgung des Landes spielen 
sollte, um die Abhängigkeit von unzuverlässi-
ger Wasserkraft und kostenintensivem Diesel-
kraftstoff zu reduzieren. Als das Land 1994 von 
einer akuten Energiekrise betroffen war, erhielt 
die Regierung das Angebot des malaysischen 
Investors Mechmar, durch den Bau eines Kraft-
werks kurzfristig Energie zu liefern  – obwohl 
die Regierung den Bau eines Kraftwerks nicht 
ausgeschrieben hatte und dieses entgegen dem 
vereinbarten Energieplan mit importiertem Die-
selkraftstoff betrieben werden sollte. Obgleich 
die Energiekrise ein Jahr später nicht mehr akut 
war, unterzeichnete die tansanische Regierung 
mit Mechmar ein 20-jähriges Abkommen: ein 
Power Purchase Agreement, welches staatlich 
garantierte Abnahmepreise vorsah. Bereits zu 
diesem Zeitpunkt war klar, dass Mechmar der 
staatlichen Vertriebsgesellschaft Tanzania Elec-
tric Supply Company (TANESCO) ein ruinöses 
und unwirtschaftliches Abkommen abgerungen 
hatte, welches überteuerten Strom mit Hilfe von 
überteuert importiertem Kraftstoff herstellte. 
Zudem wurden in dem Kraftwerk kostengüns-
tigere Generatoren eingesetzt als ursprünglich 
vereinbart, die wiederum nicht die zuvor verein-
barte Menge an Energie produzierten. Aufgrund 
zahlreicher Dispute ging das Kraftwerk, wel-
ches ursprünglich zeitnah Energie liefern sollte, 

erst mit sieben Jahren Verspätung ans Netz. Im 
Laufe der juristischen Ermittlungen, welche bis 
2017 andauerten, kam ans Licht, dass Mechmar 
und seine lokalen Partner Widerstände in den 
Ministerien durch Zahlungen in Millionenhöhe 
bekämpft hatten. Im Jahr 2006 wiederholte 
sich das Drama ein zweites Mal: Es wurde ein 
intransparenter Ad-hoc-Vertrag zur Bekämpfung 
einer akuten Energiekrise geschlossen. Wieder 
verzögerte sich die Inbetriebnahme des Kraft-
werks, welches überteuerten Strom gegen staat-
liche Garantien lieferte. Nur wenig später wurde 
bekannt, dass der private Investor keinerlei 
Erfahrung im Bereich der Stromerzeugung hatte 
und die erheblichen Verzögerungen bei der Fer-
tigstellung aus der Unerfahrenheit des Betreibers 
resultierten. Die Konsequenzen für das Desaster 
wurden von der Bevölkerung Tansanias getragen, 
die jahrelang unter überhöhten Energiepreisen 
und Stromausfällen litt. Das Africa Research 
Institute beziffert allein den direkten Schaden 
des IPP-Desasters auf 1,5 Milliarden US-Dollar. 
TANESCO ist zudem chronisch von Insolvenz 
bedroht und benötigt regelmäßige Investitions-
spritzen seitens der Regierung. Zu den indirekten 
Kosten zählen verpasste Wachstumsmöglichkei-
ten sowie vertane Chancen zur Verbesserung der 
Lebensbedingungen der Bevölkerung.

Die Zusammenarbeit zwischen 
Staat und Privatwirtschaft zur 
Schließung von Versorgungs
lücken ist nicht einfach.

Dieses Beispiel zeigt eindrucksvoll die weitrei-
chenden und andauernden Folgen intransparen-
ter und schlechter Planung im Bereich privater 
Beteiligung an der Energiestruktur.21 Ohne einen 
fairen und transparenten Wettbewerb ist eine 
genaue Projektplanung schwer, wenn nicht 
unmöglich, und das Unterfangen ist anfällig für 
Betriebsrisiken. Interne Kosten werden externali-
siert, was im Elektrizitätssektor durch eine Erhö-
hung des Strompreises möglich ist. Auch dies ist 
ein Grund, warum Korruption in diesem Sektor 
weit verbreitet ist.
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Tansania ist nicht das einzige Land, in dem 
IPPs direkt Abkommen mit Regierungen 
schließen. Es gibt in Subsahara-Afrika mehr 
IPP-Vereinbarungen, die durch unmittelbare 
Verhandlungen mit der Regierung abgeschlossen 
wurden, als durch faire Wettbewerbsverfahren 
zustande gekommen sind. In den meisten die-
ser Fälle treten Anbieter direkt an die Regierung 
heran, ohne dass es eine Ausschreibung gegeben 
hätte.22

Folgen von Korruption im 
Elektrizitätssektor für Subsahara-Afrika

Die Folgen von Korruption für die Energiever-
sorgung sind verheerend. Schätzungen zufolge 
beträgt der gesamte Schaden durch Korruption 
im Energiesektor in den Entwicklungsländern 
weltweit rund 41 Milliarden US-Dollar jährlich.23 
Eine der direkten Folgen ist das Fehlen von 
Investitionen für die Instandhaltung der Netze, 
was wiederum einen Verlust von durchschnitt-
lich 50 Prozent der gesamten Stromleistung in 
Subsahara-Afrika bedeutet.24

Je weniger Korruption  
herrscht, desto effizienter  
ist das Energienetz und  
desto geringer sind Verluste  
bei der Stromübertragung.

Es ist daher wenig erstaunlich, dass es einen 
direkten Zusammenhang zwischen Korruption 
und Effizienz im Elektrizitätssektor gibt: Je weni-
ger Korruption im Land herrscht, desto effizienter 
ist das Energienetz und desto geringer sind Ver-
luste bei der Stromübertragung.25 Zahlreiche Stu-
dien haben zudem den positiven Zusammenhang 
zwischen verlässlicher, bezahlbarer und stabiler 
Stromversorgung auf der einen und wirtschaft
lichem sowie sozialem Wachstum auf der anderen 
Seite nachgewiesen: Zugang zu Energie bedeutet 
nicht nur wirtschaftliche Chancen, sondern auch 
eine Reduzierung der Kindersterblichkeit, eine 
bessere medizinische Grundversorgung und 

einen besseren Zugang zu Bildung. Korruption 
hingegen bedeutet Verschwendung von Ressour-
cen und Ineffizienz. Korruption im Energiesek-
tor ist zudem ein Geschäftsrisiko, welches viele 
private Anbieter von Investitionen abhält. Noch 
immer ist die Stromversorgung in Subsahara-
Afrika zu 80 Prozent in staatlicher Hand, in 
OECD-Ländern liegt die Staatsquote bei ca. 50 
Prozent.26 Ohne private Investitionen im Energie-
sektor wird die flächendeckende Elektrifizierung 
in Afrika jedoch nicht gelingen, womit die Chance 
auf wirtschaftliche und gesellschaftliche Entwick-
lung vertan wird. Die Durchsetzung von Transpa-
renz, einer unabhängigen Justiz und die Schaffung 
effizienter, effektiver staatlicher Institutionen und 
der verantwortungsvolle Umgang mit politischer 
Macht sind Kriterien, die eine gute Regierungs-
führung charakterisieren. Sie finden allerdings 
im Energiesektor in Ländern südlich der Sahara 
nur begrenzt Anwendung.27 Dabei könnte ihre 
Durchsetzung einen wirksamen Beitrag zur Kor-
ruptionsbekämpfung leisten, den Sektor attrak-
tiver für ausländische Investitionen machen und 
gleichzeitig dazu führen, dass Gewinne in die 
Instandsetzung sowie Verbesserung von Netzen 
und Leitungen investiert werden. Darüber hinaus 
müssen zur Korruptionsbekämpfung im Energie-
sektor Regulierungsinstrumente gestärkt werden. 
Dazu zählen konkret: Transparenz bei Ausschrei-
bungen, unabhängige Prüfung von Angeboten, 
eindeutige Kriterien für die Auftragsvergabe 
sowie ein unabhängiges Monitoring der Pro-
jektimplementierung und eine genaue Ermittlung 
der Kosten von größeren Infrastrukturprojekten. 
Klare Vorschriften zur Korruptionsprävention 
müssen verabschiedet und deren Implementie-
rung von unabhängigen Institutionen und Regu-
lierungsbehörden kontrolliert werden.

Mehr Demokratie für eine 
bessere Stromversorgung

Das Beispiel von Korruption im Elektrizitäts-
sektor und dessen Auswirkungen in Subsahara-
Afrika zeigt, dass Korruption dort verbreitet ist, 
wo schwache Institutionen und schlechte Regie-
rungsführung vorherrschen und wo es keine 
unabhängigen Kontrollmechanismen gibt, um 
Regierungshandeln effizient und effektiv zu 
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kontrollieren. Hier hat der Staat häufig nicht nur 
ein Monopol in allen Bereichen der Energiever-
sorgung, sondern auch in politischen Meinungsbil-
dungsprozessen. Für Fehlverhalten und schlechte 
Versorgungsleistungen müssen die Regierungen 
bei politischen Wahlen somit keine Konsequenzen 
fürchten.

Korruption und Ineffizienz im öffentlichen Sektor 
sind daher nicht Ursache für schlechte Energie-
versorgung, sondern Korruption und Ineffizienz 
sind Symptome schlechter Regierungsführung 
und schwacher Institutionen. Nicht umsonst 

gibt es einen negativen Zusammenhang zwi-
schen Ländern mit schlechter Regierungsfüh-
rung und dem Ausmaß von Korruption, wie die 
Auswertung der Daten des Korruptionsindexes 
von Transparency International und des Demo-
kratieindexes 2018 belegt.28

Gleichzeitig gibt es einen Zusammenhang zwi-
schen Demokratiequalität und dem Zugang zu 
Elektrifizierung: Je besser demokratische Pro-
zesse und Institutionen funktionieren, desto 
erfolgreicher ist die flächendeckende Elektrifi-
zierung in Ländern südlich der Sahara vorange-
schritten und desto geringer ist der Unterschied 
zwischen urbanem und ländlichem Zugang zu 
Elektrizität.29

Um Korruption im Energiesektor einzudämmen 
und wirksam zu bekämpfen, muss demnach an 
den Ursachen angesetzt werden. Dies ist in der 
Agenda 2030, genauer im Ziel 16 der VN-Nach-
haltigkeitsagenda, klar verankert. Ziel 16 betont 
die Notwendigkeit, demokratische Institutionen, 
gute Regierungsführung und Transparenz im 
öffentlichen Sektor zu stärken und somit einen 
wirkungsvollen Beitrag zur Korruptionsbe-
kämpfung zu leisten. Zu den Aspekten, die die 
Qualität von Demokratie verbessern können, 
zählen auch Rechenschaftspflicht der Regierung, 
Medienfreiheit, Recht auf freie Meinungsäuße-
rung, die Möglichkeit der Partizipation an politi-
scher Meinungsbildung sowie ein unabhängiges 
Justizsystem. All diese Aspekte wirken sich auch 
positiv auf die Verringerung von Korruption aus. 
Nur durch die Bekämpfung der Ursachen von 
Korruption kann sichergestellt werden, dass der 
Energiesektor in Subsahara-Afrika dazu bei-
tragen kann, Chancen und Teilhabe an gesell-
schaftlichem und wirtschaftlichem Wachstum 
für alle zu ermöglichen.

Anja Berretta ist Leiterin des Regionalprogramms 
Energiesicherheit und Klimawandel in Subsahara-
Afrika der Konrad-Adenauer-Stiftung in Kamerun.
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Einkünfte und Besitztümer abgeben, die weitaus 
detaillierter als in anderen europäischen Ländern 
ausfällt und online für jeden Bürger zugänglich 
ist. Daraus wird in vielen Fällen ersichtlich, dass 
sich Beamte mit einem Monatsgehalt von meh-
reren Hundert Euro wohl keine großzügigen 
Immobilien, teuren Autos oder Schweizer Uhren 
auf legalem Wege leisten können. Die Überprü-
fung der Erklärungen wird von der Nationalen 
Agentur zur Prävention von Korruption (NACP) 
vorgenommen und Ermittlungen werden an das 
Nationale Antikorruptionsbüro (NABU) über-
geben. Laut dem Entwicklungsprogramm der 
Vereinten Nationen (United Nations Development 
Programme, UNDP) war die Veröffentlichung der 
Einkommen und Vermögen der Beamten über 
ein offenes, direkt zugängliches digitales System 
das bahnbrechende Instrument der Ukraine 
zur Verhinderung von Korruption. Das System 
sei ein wichtiger Schritt in Richtung von mehr 
Transparenz und ein Sprungbrett für einen Kul-
turwandel.4 Dieses Instrument ermöglicht es also 
der Zivilgesellschaft, internationalen Organisa-
tionen sowie staatlichen Institutionen, die Kor-
ruption in vielen Bereichen nachvollziehbar zu 
machen, zu überwachen oder aufzudecken. Weil 
es jedoch bei der konsequenten Ahndung dieser 
offenkundigen Korruptionsfälle hapert, kann 
die Ukraine durchaus als transparentes, aber 
korruptes Land beschrieben werden. Prävention 
und Transparenz sind nur der erste Schritt und es 
bedarf auch unabhängiger Institutionen, die sich 
der strafrechtlichen Verfolgung und Verurteilung 
der Fälle widmen.

Im „Korruptionswahrnehmungsindex 2018“ von 
Transparency International belegt die Ukraine 
gemeinsam mit afrikanischen Ländern wie Mali, 
Malawi und Liberia Platz 120 von 180 (mit 32 von 
100 Punkten). Insgesamt liegt das Land auf Platz 
drei der korruptesten Länder des Kontinents 
Europa, nur Aserbaidschan (Platz 152) und Russ-
land (Platz 138) schneiden noch schlechter ab.1

Wenn man Deutsche nach ihrem Bild von der 
Ukraine fragt, dominieren die vier Ks: Krim, 
Krieg, Krise und Korruption.2 Auch die Ukrainer 
selbst sehen den Frieden im Donbas (32,1 Pro-
zent) sowie den Antikorruptionskampf (34 Pro-
zent) als Prioritäten und zentrale Aufgabe des 
neuen Parlaments. Dies geht aus einer Umfrage 
des Razumkow-Zentrums im Juli 2019 hervor; nur 
die Erhöhung von Gehältern und Renten (38 Pro-
zent) sowie die Senkung der Nebenkosten (38,8 
Prozent) erreichen eine größere Unterstützung 
der Befragten.3 Korruption scheint ein endemi-
sches, strukturelles Problem zu sein, das sich wie 
eine Hydra durch nahezu alle Gesellschafts- und 
Lebensbereiche zieht.

Trotzdem hat sich in den fünf Jahren seit der 
„Revolution der Würde“ viel getan. Insbeson-
dere sind die korrupten Machenschaften in 
vielen Bereichen transparenter und durch Prä-
ventionsmaßnahmen eingehegt worden. Ein 
Beispiel sind die verpflichtenden elektronischen 
Vermögenserklärungen (e-declarations). Seit 
2014 müssen alle Amtsträger im öffentlichen 
Dienst eine elektronische Auflistung sämtlicher 

Die Ukraine ist das transparenteste korrupte Land in Europa. 
Korruption, Oligarchie und teilweise mafiöse Strukturen sind 
weiterhin Teil des Alltags der Menschen in der Ukraine, ob im 
Gesundheits- oder Bildungsbereich, in der Wirtschaft, im Zoll-
wesen sowie in der Medienlandschaft. Nichtsdestotrotz wurden 
durch den Reformkurs der vergangenen Jahre mehr Transparenz 
und gesellschaftliches Bewusstsein für Korruption erreicht.  
Die deutsche Regierung und die Europäische Union unterstützen 
die Ukraine substanziell. Antikorruptions- und Justizreform sind 
Prioritäten.
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Die Regierung Poroschenko hat die grundlegen-
den Institutionen dafür geschaffen: das bereits 
erwähnte Nationale Antikorruptionsbüro (NABU) 
und die Nationale Agentur zur Prävention von 
Korruption (NACP), die Nationale Agentur für 
die Rückführung gestohlener Vermögenswerte 
(NASAR), die spezialisierte Staatsanwaltschaft 
für Antikorruption (SAPO), den Nationalen Rat 
für Antikorruptionspolitik (NCACP) und schließ-
lich den Antikorruptionsgerichtshof (HACC). 
Leider konnten diese neu geschaffenen Institu-
tionen nicht immer effizient arbeiten und bis zu 
diesem Jahr keine Verurteilungen vorweisen. Das 
war einer der Gründe für die Unzufriedenheit der 
ukrainischen Bevölkerung mit dem ehemaligen 
Präsidenten Poroschenko.

Mit dem Politikwechsel  
im Frühjahr 2019 kommt  
in der Ukraine auch frischer 
Wind in den Bereich der  
Korruptionsbekämpfung.

Nicht zuletzt deshalb haben sich die Bürger der 
Ukraine mit der Wahl Wolodymyr Selenskyjs 
zum Präsidenten und einem Parlament, der 
Werchowna Rada, mit 80 Prozent Politik-Neu-
lingen für frische Gesichter und andere Regeln 
in der Politik entschieden. Die neue Regie-
rung schreitet mit hohem Tempo voran und 
hat auch im Antikorruptionsbereich bereits 
zahlreiche Gesetzesänderungen verabschiedet. 
Beispielsweise wurde die Strafbarkeit von geset-
zeswidriger Bereicherung wieder eingeführt, 
ein Neustart der Nationalen Antikorruptions-
behörden beschlossen und die Verbesserung 
der Strafprozessordnung sowie die Reform 
der Staatsanwaltschaft angestoßen. In den 
Neuernennungen der Leiter von Justiz- und 
Antikorruptionsbehörden, der Beteiligung inter-
nationaler Experten bei der Richterauswahl und 
in einer neuen Ethikkommission sieht man viel 
Potenzial, den Antikorruptionskampf endlich 
substanziell voranzubringen.5 Die Ablösung der 
alten politischen Eliten durch progressive, neue 

und junge Politikakteure erscheint als Chance für 
die Ukraine. Der politische Druck, Korruption 
wirkungsvoll zu bekämpfen, ist hoch – auch von 
Seiten der Zivilgesellschaft und der internatio-
nalen Partner. Die Entscheidungsträger in der 
Ukraine müssen dieses Problem angehen – nicht 
nur, um die Konditionen des Assoziierungsab-
kommens mit der Europäischen Union zu erfül-
len, sondern auch um den Lebensstandard der 
ukrainischen Bürger zu erhöhen und deren Ver-
trauen in die Institutionen wiederzuerlangen. Die 
meisten Ukrainer vertrauen nicht den Instituti-
onen der Exekutive, Judikative oder Legislative, 
sondern der Kirche, Freiwilligenorganisationen 
und der Armee.6 Dies ist ein großes Problem, 
das langfristig das Funktionieren der noch sehr 
jungen Demokratie gefährdet. Es ist den vor-
herigen Regierungen nicht gelungen, dieses 
Vertrauen der Bevölkerung wiederzugewinnen. 
Mit einem Durchschnittseinkommen von 340 
Euro monatlich (brutto), was nur ca. 20 Prozent 
des europäischen Durchschnitts im Jahr 2018 
entspricht, bleibt die Ukraine das ärmste Land 
Europas, wenngleich sich positive Tendenzen zei-
gen.7 Die sozioökonomischen Voraussetzungen 
der Bevölkerung können sich aber nur nachhaltig 
verbessern, wenn das Investitionsklima attrak-
tiver wird; und auch dies hängt wesentlich von 
der Verringerung korrupter Machenschaften und 
einem funktionierenden und unabhängigen Jus-
tizsystem ab.

Bundeskanzlerin Angela Merkel betonte bei ihrem 
letzten Besuch in der Ukraine im November 2018, 
dass der Antikorruptionskampf neben Dezentra-
lisierung und Privatisierung eine der wichtigsten 
Reformen sei.8 Während des 21. EU-Ukraine- 
Gipfels im Juli 2019 gab auch die Europäische 
Union den Kampf gegen Korruption explizit als 
eine von vier Prioritäten für die neue Regierung 
an und warnte vor der Gefahr eines Rollbacks 
im Antikorruptionskampf.9 Die deutsche Regie-
rung und die Europäische Union unterstützen 
die Ukraine also auf ihrem Reformweg. Aktu-
elle Zahlen der Organisation für wirtschaftliche 
Zusammenarbeit und Entwicklung (OECD) vom 
Herbst 2019 bestätigten, dass Deutschland nach 
den USA und der EU der drittgrößte Geldgeber 
der Ukraine ist. Von den über 15 Milliarden Euro, 
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welche die EU seit 2014 für die Ukraine mobili-
siert hat, wurden 2016 und 2019 jeweils 15 Millio-
nen Euro gezielt für eine Antikorruptionsinitiative 
bereitgestellt.10 Wieso diese substanzielle Unter-
stützung insbesondere im Antikorruptionskampf 
notwendig und im Sinne der europäischen Werte 
ist, stellt der folgende Beitrag dar.

Die Früchte des Euromaidan

Die Ukraine hat sich in der Revolution der Würde 
(Euromaidan oder auch Maidan-Revolution, nach 
dem Kiewer Unabhängigkeitsplatz) im Jahr 2014 
für den europäischen Weg entschieden. Die 

Menschen haben dafür hart gekämpft, viele 
haben diesen Kampf sogar mit ihrem Leben 
bezahlt. „Der Maidan hat die Zivilgesellschaft 
vereint und bestärkt. Auch wenn wir nicht wuss-
ten was danach passieren würde, haben wir dieses 
Empowerment gefühlt“ so Anastasia Kozlovtseva, 
Leiterin der Abteilung für Internationale Bezie-
hungen von Transparency International Ukraine.11 
Sie betont, dass Transparenz nur der erste Schritt 
sein kann und die Implementierung von Refor-
men folgen muss.

Die Reformen seit dem Maidan haben vor allem 
im Bereich der öffentlichen Vergabe – mit dem 

Wie ein König leben? Die neuen Antikorruptionsbehörden haben es schwer, insbesondere bei der Ermittlung 
gegen hochrangige Regierungs- und Verwaltungsmitglieder. Quelle: © Konstantin Chernichkin, Reuters.
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sorgt so nicht nur für einen offenen Wettbewerb 
zwischen Unternehmen, die Waren und Dienst-
leistungen an den Staat liefern, sondern bietet 
auch die Möglichkeit der besseren Kontrolle der 
Auftragsvergabe für die Zivilgesellschaft. Schät-
zungen zufolge hat „ProZorro“ bereits mit bis zu 
zehn Prozent zu den Einsparungen der öffentli-
chen Ausgaben beigetragen.

Alte Machtstrukturen und  
einflussreiche Interessen
gruppen sind in der Ukraine 
weiterhin präsent und  
verlangsamen den  
Antikorruptionskampf.

Zudem wurden erfolgreiche Reformen im Ban-
ken- und Gassektor durchgeführt, wo zuvor 
Geldwäsche im großen Stil betrieben wurde. 
Auch die bereits erwähnten verpflichtenden elek-
tronischen Vermögenserklärungen der Beamten 
und Angestellten im öffentlichen Sektor schaffen 
Transparenz und Nachvollziehbarkeit von Geld-
strömen, die es den zivilgesellschaftlichen und 
internationalen Organisationen ermöglichen, 
über Missstände zu informieren und Korrupti-
onsfälle aufzudecken. Trotz dieser Transparenz 
fehlt es bislang an der konsequenten Verfolgung 
offengelegter Fälle. Beispielsweise gaben NABU 
und SAPO im August 2019 bekannt, dass in 751 
Kriminalverfahren ermittelt werde, bei denen 
133 Personen unter Verdacht stünden und 369 
Anklagen erhoben worden seien. Auffällig ist, 
dass es bisher keine finalen Verurteilungen gibt.13 
Die neuen Antikorruptionsbehörden haben es 
schwer, insbesondere bei der Ermittlung gegen 
hochrangige Regierungs- und Verwaltungsmit-
glieder. Das NABU wurde bereits im Jahr 2014 
geschaffen, auch mit Hilfe von EU-Geldern. 
Allerdings kommen die Ermittler nur schleppend 
voran und werden teilweise in ihrer Arbeit von 
alten Strukturen und mächtigen Interessengrup-
pen behindert. Das SAPO litt bisher unter Miss-
management, ebenso die Nationale Agentur für 
Korruptionsprävention. Außerdem fehlte bis vor 

Online Portal „ProZorro“ – ein Paradebeispiel 
für transparenten Umgang mit öffentlichen 
Geldern geschaffen. Diese Online-Plattform 
für öffentliche Auftragsvergabe wurde aus einer 
Allianz der Zivilgesellschaft sowie des privaten 
und öffentlichen Sektors aufgebaut und gewähr-
leistet den freien Zugang zu allen öffentlichen 
Ausschreibungen. „ProZorro“ gilt als eines der 

„innovativsten öffentlichen Beschaffungssys-
teme, das staatliche Dienstleistungen in einem 
auf Interessengruppen ausgerichteten, transpa-
renten, effektiven, fairen und kostengünstigen 
Weg bereitstellt“.12 Jeder kann die öffentlichen 
Ausschreibungen online einsehen und das Portal 



38 Auslandsinformationen 4|2019

Öffentlichkeit über das geleakte Telefongespräch 
zwischen dem US-amerikanischen Präsidenten 
Donald Trump und Selenskyj deutlich, wobei die 
Folgen für die Ukraine noch unklar sind.

Es wäre fatal zu verkennen, dass der öffentliche 
Diskurs über Korruption sowie die langjährige 
Arbeit der zahlreichen Graswurzelinitiativen in 
diesem Bereich Zeichen einer demokratischen 
Entwicklung des Landes und der Bevölkerung 
sind. Dieser Wandel in den Köpfen fand also 
bereits vor der Wahl Selenskyjs statt. Ebenso 
sind die demokratischen und freien Wahlen im 
Jahr 2019, welche zu einem friedlichen Macht-
wechsel geführt haben, ein gutes Zeichen. Eine 
solche Entwicklung war bisher nur in wenigen 
anderen postsowjetischen Ländern außerhalb 
der EU möglich.

Wirtschaftlicher Erfolg oder Rollback?

Die zügigen und zahlreichen Reformbemühun-
gen der neugewählten Regierung unter Präsident 
Selenskyj drücken zunächst eine Bestätigung 
der Westorientierung des Landes aus. Trotz 
zahlreicher Risiken gibt es zumindest Grund 
zur Hoffnung, dass man die richtigen Reform-
prioritäten mit politischem Willen und dank 
absoluter Mehrheit im Parlament durchsetzen 
wird. Da das Parlament eine wichtige Rolle bei 
der Umsetzung der Reformen mit der entspre-
chenden Gesetzgebung einnimmt, hat der Präsi-
dent die einmalige Gelegenheit, diese Reformen 
mit seiner Partei Sluha Narodu (deutsch: „Die-
ner des Volkes“, nach der gleichnamigen Fern-
sehserie des ehemaligen Schauspielers) ohne 
Widerstände aus dem Parlament durchzusetzen. 
Frühere Kämpfe zwischen den Koalitionspart-
nern und zwischen Regierung und Parlament 
gelten nun nicht mehr als Ausrede. Die große 
Fraktion der Regierungspartei hat mit 254 von 
450 Sitzen die absolute Mehrheit in der Wer-
chowna Rada inne. Der Präsident und sein Team 
haben große Reformen im Antikorruptions- und 
Justizbereich angekündigt, streben aber ebenso 
ein insgesamt besseres Investitionsklima an. 
Die ca. 3.500 staatlichen Unternehmen sollen 
im großen Stil privatisiert, Monopole aufgelöst 
und der Zugang für internationale Investoren 

Kurzem eine eigene gerichtliche Instanz – der 
Antikorruptionsgerichtshof (HACC) wurde im 
Jahr 2019 gegründet und hat im September seine 
Arbeit aufgenommen. Nun erhofft man sich für 
das Frühjahr 2020 die ersten Verurteilungen. Die 
Ernennung der Richter für den HACC war ein gro-
ßer Erfolg, denn ein internationaler Expertenrat 
durfte bei der Auswahl nicht nur beraten, sondern 
tatsächlich mitbestimmen. In keinem anderen 
Land der Welt gäbe es eine solche Antikorrupti-
onsgesetzgebung, so der damalige Präsident 
Petro Poroschenko zur Annahme des Gesetzes in 
der Rada.14 Durch die Personalpolitik des neuen 
Präsidenten Selenskyj haben sich positive Signale 
zunächst bestätigt. Den Vorsitz des neu gegrün-
deten Antikorruptionspolitikrates im Parlament 
hat Anastasiya Krasnosilska übernommen, die 
zuvor für das Antikorruptions-Aktionszentrum 
(Anti Corruption Action Centre, AntAC) tätig war. 
Ruslan Riaboshapka, ein angesehener Reformer 
und Antikorruptions-Experte, wurde zum Gene-
ralstaatsanwalt ernannt. Neben der Schaffung von 
Transparenz durch Monitoring und Präventions-
mechanismen wurden also auch die notwendigen 
Institutionen zur Strafverfolgung eingesetzt und 
ein personeller Neustart begonnen.

Weshalb ist die Ukraine in den Rankings also 
immer noch eines der korruptesten Länder, wenn 
sich so viel getan hat? Wie die vorhergehenden 
Beispiele zeigen, kann die Ukraine durchaus 
erfolgreiche Reformen seit dem Maidan vor-
weisen. Das Land sei jedoch immer noch von 
endemischer Korruption durchzogen und die 
Antikorruptionsinitiativen seien nur teilweise 
implementiert worden, heißt es im aktuellen 
Bericht der Organisation Freedom House, in dem 
das Land als „teilweise frei“ bezeichnet wird (mit 
60 von 100 Punkten).15 Es gibt aber noch eine 
weitere Errungenschaft: Die vom Westen finan-
zierte Bildungs- und Lobbyarbeit im Bereich 
Antikorruption hat ihren Beitrag dazu geleis-
tet, den öffentlichen Druck auf die Regierung 
zu erhöhen, um die Antikorruptionsreformen 
wirkungskräftig durchzuführen. Je mehr aufge-
deckt wird, desto stärker rückt die Problema-
tik in das Bewusstsein der Gesellschaft.16 Dies 
wurde auch an wochenlangen Diskussionen in 
der ukrainischen, aber auch der internationalen 
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Doch das aktuelle Wachstum von zwei bis drei 
Prozent sei noch zu gering, um die Einkommens-
lücke zu europäischen Nachbarn zu schließen. 
Ein entsprechend höheres, nachhaltiges Wachs-
tum könne nur durch die Umsetzung ehrgeiziger 
Reformen erreicht werden. „Dazu gehören vor 
allem die feste Verankerung der Rechtsstaat-
lichkeit, Justizreformen und die entschiedene 
Bekämpfung der Korruption“, so der IWF.18

Aber auch für die wirtschaftliche Prosperität 
sind ein funktionierendes, unabhängiges Jus-
tizsystem und der erfolgreiche Kampf gegen die 
Korruption notwendig. Nur dann werden sich 
ausländische Geldgeber auf langfristige Inves-
titionen einlassen. Die Ukraine hat 2014 ein 
Assoziierungsabkommen mit der Europäischen 
Union unterzeichnet – inklusive einem Freihan-
delsabkommen (Deep and Comprehensive Free 
Trade Agreement, DCFTA). Die EU unterstützt 
unter anderem die wirtschaftlichen Reformen 
des Landes und investierte seit 2014 beispiels-
weise ca. 110 Millionen Euro in die Entwicklung 
des privaten Sektors, insbesondere in die Förde-
rung kleiner und mittlerer Unternehmen. Seit 
Inkrafttreten des DCFTA im Januar 2016 hat 
der bilaterale Handel zwischen der EU und der 

erleichtert werden. Auch die von internationalen 
Geldgebern geforderte Aufhebung des Morato-
riums für den Verkauf landwirtschaftlicher Flä-
chen wurde am 13. November in erster Lesung 
verabschiedet und soll am 1. Oktober 2020 in 
Kraft treten. Im Oktober entschied das Minis-
terkabinett, dass auf der „ProZorro“-Plattform 
künftig auch das Vermögen insolventer Unter-
nehmen öffentlich zum Verkauf angeboten wer-
den soll. Die ersten wirtschaftlichen Erfolge sind 
ebenfalls zu verzeichnen: Im zweiten Quartal 
2019 stieg die Wirtschaftsleistung der Ukraine 
um 4,6 Prozent und die Währung Griwna wurde 
deutlich aufgewertet. Die Märkte entwickelten 
sich zu Beginn des zweiten Halbjahres positiv. 
Als Gründe wurden neben der neuen Regie-
rung auch die erfolgreiche Ernte im Agrarsektor, 
steigende Löhne und die Rücküberweisungen 
von Emigranten genannt.17 Der Internationale 
Währungsfonds (IWF) betonte in einer Pres-
semitteilung Ende September, dass die solide 
Fiskal- und Geldpolitik der vergangenen Jahre, 
die Behebung des Defizits im Energiesektor und 
die Umstrukturierung des Bankensystems die 
Wirtschaft aus der Krise des Jahres 2014 wieder 
zurück zum Wachstum geführt sowie makroöko-
nomische Stabilität wiederhergestellt hätten. 

Reform der Korruptionsbekämpfung  63,1

Gesundheitsreform  57,1

Renten- und Sozialreform  52,2

Reform von Strafverfolgung und Justiz  37,4

Reform des Beamtentums  32,7

Militärreform  26,4

Wiederaufbau der Wirtschaft in den ukrainisch 
kontrollierten Gebieten des Donbas  19,3

Reform des Wahlrechts  17,7

Bildungsreform  15,1

Steuerreform  13,4

Abb. 1: Die zehn wichtigsten Reformen nach einer  
Umfrage im Juni 2019 (in Prozent)

Quelle: Eigene Darstellung nach Razumkow-Zentrum 2019, N. 3, S. 74 / 79.

Abb. 2: Meinung der Bevölkerung zum Erfolg der 
Reformen im Juni 2019 (in Prozent)

Ja, Reformen sind realistisch
Ja, aber mit Zweifeln
Nein, aber es gibt Hoffnung
Nein, die Reformen scheitern
Schwer zu sagen

16,5

43,8

23,2

10,6

5,9
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ist aber die Machtkonzentration, welche der Prä-
sident gemeinsam mit seiner absoluten Mehrheit 
im Parlament innehat. Das schwach ausgeprägte 
System der Checks und Balances im politischen 
System der Ukraine – eigentlich kontrolliert das 
Parlament den Präsidenten – ist nun faktisch aus-
gehebelt. Sowohl die Medien als auch die Zivil-
gesellschaft scheinen bei der neuen Regierung 
einen schwierigeren Stand zu haben. Mykhailo 
Zhernakow, Jurist und Leiter der DEJURE Foun-
dation, erklärte zu Beginn der Legislaturperiode 
im Spätsommer 2019, dass der Vorbereitungs-
prozess der ersten Reforminitiativen und Geset-
zesvorschläge durch das neue Regierungsteam 
leider nicht als offen oder inklusiv bezeichnet 
werden könne. Dies sei im Herbst bereits etwas 
besser geworden, als sich das Parlament tiefer 
mit den Reformgesetzen beschäftigte.20 Mit der 
Regierung Poroschenko war dies ein eingespiel-
ter Konsultationsprozess gewesen, in den Zivilge-
sellschaft und Experten miteinbezogen wurden. 
Gerade wegen der aufgezeigten Risiken gilt es, 
jeglichen Rückschritten des seit dem Maidan 
erreichten Demokratisierungsprozesses entge-
genzutreten und keine autoritären oder populis-
tischen Tendenzen zuzulassen. Die G7-Staaten 
sollten weiterhin geschlossen auftreten und sich 
mit der Zivilgesellschaft auf gemeinsame Priori-
täten für die Reformagenda einigen. Die Erfolge 
in der Wirtschaft und bei den Reformen sind 
auch für die Vermeidung jedweden Rückfalls in 
ein autoritäres Szenario notwendig.

Ein letzter Punkt, weshalb Europa den Kampf 
gegen Korruption in der Ukraine weiterhin unter-
stützen sollte, ist, dass korrupt erwirtschaftete 
Gelder oft in europäischen Ländern ausgege-
ben werden, ob in Österreich, im Vereinigten 
Königreich oder in den baltischen Staaten. Die 
ukrainische Korruption ist also auch in Westeu-
ropa spürbar, wo das schmutzige Geld am liebs-
ten ausgegeben wird. Olena Galushka vom Büro 
des Antikorruptions-Aktionszentrums (AntAC) 
argumentiert auf dieser Linie: Europa trüge eine 
Mitverantwortung, wenn bei großen Summen 
nicht nachgefragt werde, woher das Geld kommt. 
Somit trage Europa zum Erfolg der Geldwäsche 
ukrainischer Oligarchen und auch zu deren Ein-
fluss in Westeuropa bei.21

Ukraine um 49 Prozentpunkte zugenommen. 
Damit wurde die EU zum größten Handelspart-
ner der Ukraine (42 Prozent).19

Was also sind die Risiken, welche die wirtschaft-
lichen Reformen behindern könnten und denen 
die Ukraine, gemeinsam mit den internationalen 
Partnern, entgegentreten muss?

Auch unter den neuen  
Parlamentsabgeordneten der 
Partei „Diener des Volkes“ 
bestehen Verbindungen zur 
ukrainischen Oligarchie.

Oft werden die fehlende Fraktionsdisziplin, Olig-
archie und Machtkonzentration genannt. Erstere 
ist in der politischen Kultur der Ukraine nicht 
besonders ausgeprägt. Auch im Team Selens-
kyjs zeichnen sich von Beginn an verschiedene 
Interessengruppen innerhalb der Fraktion der 

„Diener des Volkes“ ab. Die zum Teil sehr jungen 
und unerfahrenen Mandatsträger bilden eine 
sehr diverse Gruppe aus Reformern und jun-
gen Geschäftsleuten – teilweise auch mit Bezie-
hungen zu Ihor Kolomojskyj, einem bekannten 
Oligarchen der Ukraine, der immer wieder mit 
Präsident Selenskyj in Verbindung gebracht wird. 
Viele der Abgeordneten von Sluha Narodu sind 
über Direktmandate gewählt worden und haben 
möglicherweise im Vorfeld lokale Versprechen 
gegeben, sind fragwürdige Seilschaften einge-
gangen oder verfolgen eigene Interessen. Hinter 
einigen neuen Abgeordneten stehen ohne Zweifel 
Oligarchen, die in der Ukraine immer noch Poli-
tik, Wirtschaft und Medien dominieren. Neben 
den Reichen, die ihren Einfluss nicht kampflos 
aufgeben werden, gibt es auch im System selbst 
Widerstand. Die notwendigen Reformen sind 
nicht immer populär und die administrativen 
Kapazitäten der lokalen und nationalen Ebene 
sind noch immer begrenzt – im Hinblick nicht nur 
auf gute Regierungsführung, sondern auch auf 
das Wissen über komplexe Transformationen 
und Reformgesetzgebungen. Das größte Risiko 
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Nachbarschaft. Dieses große wirtschaftliche 
Potenzial und das bisher Erreichte geben Hoff-
nung auf die weiterhin positive ökonomische 
Entwicklung der Ukraine.

Abschließend haben Deutschland und Europa 
Interesse an der nachhaltigen wirtschaftlichen 
Entwicklung der Ukraine – einem Land mit 
einer Fläche fast so groß wie Frankreich und 
mit ca. 45 Millionen Einwohnern in der direkten 

Publikumsliebling: Präsident Selenskyj hat in seinem Wahlkampf auf soziologische Umfragen gehört und populäre  
Forderungen der Gesellschaft in sein Wahlprogramm aufgenommen. Quelle: © Valentyn Ogirenko, Reuters.
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nur Präsident werden, sondern auch die Mehr-
heit im Parlament gewinnen konnte, war für viele 
Russen in ihrem Land unvorstellbar. Dies sei laut 
Experten aus Russland durchaus einer von meh-
reren Gründen für die Demonstrationen für freie 
und gerechte Wahlen in Russland im Sommer 
2019 gewesen.

Die Konfliktlösung war eines der Wahlverspre-
chen Selenskyjs und so gab es zwischen Kiew 
und Moskau im vergangenen Halbjahr kleine 
Fortschritte. Es kam zu einer Entflechtung an 
einem Brückenübergang an der Kontaktlinie 
und einem – wenn auch fragilen, aber vergleichs-
weise effektiven – Waffenstillstand im Sommer 
2019 sowie zur Unterzeichnung der „Steinmeier-
Formel“23 in Minsk. Ein Treffen im Normandie-
Format auf Ebene der Staatsoberhäupter ist 
angesetzt und eine Entflechtung an weiteren 
Übergangspunkten der Kontaktlinie vorgese-
hen. Ein besonderes Anliegen ist es Selenskyj, 
die Lebensbedingungen für die Menschen an 
der Kontaktlinie auf beiden Seiten zu verbes-
sern. Deren Grauzone ist Nährboden für neue 
Korruptionsquellen, beispielsweise für den Han-
del mit Kohle aus den besetzten Gebieten oder 
dem Schwarzhandel.24 Im März 2019 kochte 
ein neuer Korruptionsskandal aus dem Verteidi-
gungssektor hoch. Die Ukraine hat im Jahr 2018 
rund fünf Prozent des Bruttoinlandprodukts 
für Verteidigung ausgegeben. Der staatliche 
ukrainische Rüstungskonzern Ukroboronprom 
wird beschuldigt, Waffen und Ausrüstung der 
ukrainischen Armee im Wert von ca. acht Mil-
lionen Euro veruntreut zu haben. Die Auftrags-
vergabe hatte nicht offen stattgefunden und das 
NABU hatte ermittelt.25 Einen positiven Effekt 
hat der Skandal jedoch: Auch in diesem Sektor 
werden nun Präventivmaßnahmen ergriffen, 
um Korruption vorzubeugen. Premierminister 
Oleksij Hontscharuk hat die Bekämpfung von 
Korruption im Verteidigungssektor ebenfalls in 
sein Regierungsprogramm aufgenommen. Im 
Bereich der Sicherheits- und Verteidigungspoli-
tik ist dies nicht der einzige Fall von Korruption, 
und die EU unterhält mit der European Union 
Advisory Mission (EUAM) eine umfassende 
Mission zur Sicherheitssektorreform, die seit 
Dezember 2014 im Land tätig ist. Das Ziel ist 

Korruption unter Konfliktbedingungen

„Die Zukunft der Europäischen Union entschei-
det sich auch in der Ukraine: Wenn es Russland 
mit seinen zunehmenden Aktivitäten gegen 
die Ukraine gelingt, das Land zu destabilisie-
ren oder gar in seinen Machtbereich zurückzu
holen, hätte das gravierende Auswirkungen für 
die Sicherheit Europas, für die Strahlkraft des 
westlichen Wertemodells und für die Wirksam-
keit der Europäischen Union als Gestaltungs-
macht“22, so beginnt ein Positionspapier der 
CDU/CSU-Bundestagsfraktion vom November 
2018.

Der anhaltende Konflikt in  
der Ostukraine ist weiterhin 
ein wesentlicher Bestandteil 
der regionalen politischen und 
gesellschaftlichen Beziehungen.

Aus ukrainischer Sicht bedarf diese Argumenta-
tion keiner weiteren Erklärung. Jedoch ist nicht 
vielen Europäern bewusst, dass seit Beginn 
des Konflikts in der Ostukraine über 13.000 
Menschen getötet wurden, davon ein Vier-
tel Zivilisten, und dass es in Europa wieder zu 
Grenzverschiebungen kommt und Minen gelegt 
werden. Genauso besorgniserregend ist die völ-
kerrechtswidrige Annexion der Krim durch Russ-
land 2014, die oft in der Diskussion zur Ukraine 
in den Hintergrund rückt. Das Ignorieren des 
Völkerrechts bedroht nicht nur die internatio-
nale liberale Weltordnung und das internatio-
nale Rechtssystem, sondern ganz konkret die 
Sicherheit Europas. Dass die Ukraine und ihre 
freien Wahlen eine denkbare Herausforderung 
für das russische Machtsystem darstellen, wurde 
auch im Sommer 2019 erkennbar. Zuerst schaute 
man fast neidisch aus der russischen Medien-
landschaft auf das Nachbarland, wo es verschie-
dene Kandidaten bei einer Präsidentschaftswahl 
gab und der Ausgang der Wahlen nicht schon im 
Voraus bestimmt war. Dass dann ein bekannter 
Schauspieler ohne politische Erfahrung nicht 
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Präsidentschaft von Petro Poroschenko zum Still-
stand kamen und das Gesetz zur illegalen Berei-
cherung von Beamten vom Verfassungsgericht 
kassiert wurde, wurden die Tranchen zurück-
gehalten und eine Beendigung der Zusammen
arbeit angekündigt.28 Auch in Zukunft sollten 
diese Allianzen und Anreize genutzt werden, um 
die anstehenden Reformen voranzutreiben.

Die Umfrage des Razumkow-Zentrums unter-
suchte auch den Wählerwillen bezüglich Aus-
sagen aus politischen Parteiprogrammen.29 
Demnach unterstützten die meisten Befragten 
eine Einführung der verpflichtenden Einziehung 
von Eigentum korrupter Beamter (90,9 Prozent) 
sowie eine Beschränkung der Oligarchen, Wirt-
schaftssektoren zu monopolisieren, ihre Leute 
in öffentliche Ämter zu berufen und die Medien 
zu kontrollieren (91,8 Prozent). Außerdem spra-
chen sich 64,5 Prozent für die Einführung eines 
Systems zur finanziellen Entschädigung der Bür-
ger für die Aufdeckung von Korruption aus. Ein 
Gesetzesentwurf „Zum Schutz und zur finanziel-
len Entschädigung von Whistleblowern“ wurde 
im September 2019 ins Parlament eingebracht.30 
87,3 Prozent hielten den personellen Neustart 
aller Gerichte und den Abschluss der Reform des 
Justizwesens für wichtig. Vita Dumanska von der 
NGO Chesno erklärt, Selenskyj habe in seinem 
Wahlkampf auf soziologische Umfragen gehört 
und die populären Forderungen der Gesellschaft 
in sein Wahlprogramm aufgenommen. Nach den 
Wahlen wurde jedoch klar, dass manche Verspre-
chen nicht eingehalten werden können, wie bei-
spielsweise die Senkung der Gaspreise. Darüber 
hinaus warteten die Wähler immer noch auf die 
Verwirklichung des Slogans „Der Frühling wird 
kommen, da werden wir die korrupten Beamten 
hinter Gitter bringen“.31

Das größte Risiko für die neue Regierung in der 
Ukraine ist die Enttäuschung der Bevölkerung. 
Die Versprechen Selenskyjs, den Krieg in der 
Ostukraine zu beenden und eine Ukraine ohne 
Korruption zu schaffen, werden nicht in fünf Jah-
ren umzusetzen sein. Korruption kann nie voll-
ständig ausgelöscht werden und ein Ende des 
Konflikts hängt auch vom russischen Präsidenten 
Wladimir Putin ab.

die Unterstützung der ukrainischen Behörden 
bei der Umsetzung von Reformen im zivilen 
Sicherheitssektor in Anlehnung an internatio-
nale Standards. Hierzu zählen insbesondere die 
Gewährleistung von Effizienz und Rechtsstaat-
lichkeit als auch die Stärkung des Vertrauens 
der Öffentlichkeit in staatliche Institutionen. Im 
Zeitraum von Juni 2019 bis Mai 2021 stehen der 
Mission zur Erfüllung dieser Aufgaben 54 Millio-
nen Euro zur Verfügung.26 Der Antikorruptions-
kampf ist auch hier Teil der Reformen, welche 
das Vertrauen der Bevölkerung in die öffentli-
chen Institutionen, insbesondere die Sicher-
heitsbehörden, wiederherstellen sollen. Der 
militärische Kampf in der Ostukraine könnte 
auch mit nichtmilitärischen Mitteln gewonnen 
werden, wenn sich die Ukraine innenpolitisch so 
reformiert, dass sie für alle Ukrainer auf beiden 
Seiten der Kontaktlinie attraktiv ist.

Ausblick

Bisher hat das so oft zitierte „Sandwich“ aus 
internationalen Partnern und ukrainischer 
Zivilgesellschaft mit vereinten Kräften für die 
Reformen im Justiz- und Korruptionsbereich 
gekämpft. Das Visa-Liberalisierungsabkommen 
der Ukraine mit der EU galt als größter Erfolg 
und als Belohnung für die Reformen. Seit Inkraft-
treten im Juni 2017 sind ca. drei Millionen Ukrai-
ner mithilfe eines biometrischen Passes in die EU 
eingereist. Eine konkrete Voraussetzung hier-
für waren Fortschritte in der Antikorruptions-
Gesetzgebung. Diese Politik aus „Zuckerbrot 
und Peitsche“ hat bisher zu den größten Reform
erfolgen geführt und sollte auch weiterhin ange-
wandt werden. Die EU wies zuletzt auf ihrem 
Gipfel im Juli 2019 darauf hin, dass die Ukraine 
im Korruptionskampf und in der Justizreform 
mehr tun muss, um die volle Implementierung 
des Assoziierungsabkommens zu gewährleisten. 
Eine Rücknahme der Visa-Liberalisierung wurde 
bisher nicht ins Auge gefasst.27 Auch die makro-
finanziellen Hilfen Europas und des IWFs, aber 
auch der Weltbank, sind von Fortschritten im 
Reformprozess des Landes abhängig. Insbeson-
dere der Kampf gegen Korruption war hier immer 
wieder die Bedingung für weitere Finanzhilfen. 
Als die Reformen in diesem Bereich am Ende der 
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Europa kann und wird seinen Beitrag leisten und 
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Fenster der Möglichkeiten bietet sich nun auch 
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auch der Umstand, dass die Weltgesundheits-
organisation nach letzten Schätzungen im Jahre 
2015 davon ausgeht, dass jährlich etwa 58.000 
Frauen bei der Geburt sterben3. Die Stromver-
sorgung und das Bildungssystem sind genauso 
unterentwickelt wie das Gesundheitssystem. Die 
Straßen sind zudem marode und dringend sanie-
rungsbedürftig.

Hinzu kommt, dass sich in der letzten Dekade 
die Sicherheitslage im gesamten Land deutlich 
verschlechtert hat. Die islamistische Terrormiliz 
Boko Haram und inzwischen auch die Splitter-
fraktion Islamic State West Africa Province desta-
bilisieren den Nordosten seit nunmehr zehn 
Jahren. In Zentralnigeria eskaliert ein um Land-
nutzung geführter tödlicher Konflikt zwischen 
ethnisch gemischten, aber überwiegend christ-
lichen Bauern und muslimischen Fulani-Hirten. 
Organisiertes Banditentum im Nordwesten und 
im ölreichen Süden sowie tägliche Entführungen 
und Raub im ganzen Land tragen zur Verschär-
fung der Sicherheitslage bei. Die Konflikte for-
dern jedes Jahr Tausende Tote und haben über 
zwei Millionen Menschen in die Flucht getrieben.

Schuld am gegenwärtigen Zustand Nigerias ist 
zu großen Teilen ein Ausmaß an Korruption, das 
dem Land seit Jahrzehnten wichtiges Entwick-
lungskapital entzieht. Die Korruption durchzieht 
die gesamte Gesellschaft, wird von führenden 
Eliten systematisch betrieben und kennt viele 
Gesichter: Veruntreuung von Staatsgeldern, 

Immense Herausforderungen in Nigeria

Mit knapp 200 Millionen Einwohnern ist Nige-
ria heute das bevölkerungsreichste Land Afrikas. 
Nigeria zählt darüber hinaus zu den größten Erd-
ölexporteuren der Welt und ist seit einigen Jah-
ren die größte Volkswirtschaft des Kontinents. 
Dennoch steht das Land vor immensen Heraus-
forderungen. Heute leben in Nigeria etwa 87 Mil-
lionen Menschen von weniger als 1,90 US-Dollar 
am Tag. Somit ist Nigeria weltweit das Land, in 
dem die meisten Menschen in extremer Armut 
leben.1 Erschwerend kommt hinzu, dass sich die 
Wirtschaft des Landes nur langsam von einer 
schweren Krise erholt, die im Jahre 2014 begann 
und ihren Tiefpunkt 2016 erreichte. Die Arbeits-
losenzahl stieg seit Beginn der Wirtschaftskrise 
jährlich an und erreichte mit 23,2 Prozent ihren 
vorläufigen Höchstwert im dritten Quartal des 
Jahres 2018.2 Die Dunkelziffer dürfte jedoch 
weitaus größer sein. Außerdem liegt die Gebur-
tenrate des Landes bei etwa 5,2 Kindern pro Frau, 
und das rasante Bevölkerungswachstum der letz-
ten Jahrzehnte wird sich in Zukunft fortsetzen. 
Eigentlich bräuchte das Land ein zweistelliges 
Wirtschaftswachstum, um seinen Einwohnern 
eine Perspektive zu bieten und sich zu entwickeln.

Weitere Kennzahlen, die ein Licht auf die schwie-
rige Lage in Nigeria werfen, sind zum Beispiel die 
etwa 60 Prozent der Bevölkerung, die nicht an 
das Stromnetz angeschlossen sind, die 13,5 Mil-
lionen Kinder, die keine Schule besuchen, oder 

Nigeria könnte eines der reichsten Länder in Afrika südlich  
der Sahara sein. Denn das Land verfügt über eine Öl- und 
Gasindustrie, die jedes Jahr Milliarden von US-Dollar in die 
Staatskassen spült. Dennoch steht das Land vor immensen 
Herausforderungen. Extreme Armut, eine schwächelnde 
Wirtschaft, eine marode Infrastruktur, Terrorismus und  
organisierte Kriminalität prägen das alltägliche Leben der 
Bevölkerung. Schuld am gegenwärtigen Zustand ist zu  
großen Teilen die Korruption, die seit Jahrzehnten dem  
Land die Mittel entzieht, die es für seine Entwicklung  
benötigt.
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Netzwerke erreichen können. In Mailand, Lon-
don und bald wohl auch in den Niederlanden 
müssen sich Royal Dutch Shell PLC gemeinsam 
mit dem italienischen Unternehmen Eni S.p.A. 
wegen korrupter Vergehen in Nigeria vor Gericht 
verantworten.7 Mit Wissen führender Manager 
sollen beide Unternehmen im Jahre 2011 Beste-
chungsgelder in Höhe von etwa einer Milliarde 
US-Dollar gezahlt haben, um eine ertragreiche 
Offshore-Ölförderlizenz für den Golf von Guinea 
zu erwerben. Dabei, so der Vorwurf der nigeriani-
schen Regierung in den Anklageschriften, sollen 
nicht nur handelnde Personen auf nigeriani-
scher Seite bis hin zum damaligen Präsidenten 
Goodluck Jonathan von den Zahlungen direkt 
oder indirekt profitiert haben, sondern auch lei-
tende Manager der beiden Großkonzerne. Die 
US-Großbank JPMorgan soll an der illegalen 
Transaktion der Bestechungsgelder maßgeblich 
beteiligt gewesen sein.

Hoffnungsträger Buhari

Mit der Wahl von Muhammadu Buhari zum Prä-
sidenten im Jahre 2015 verbanden große Teile 
der Bevölkerung die Hoffnung auf einen Wen-
depunkt im Kampf gegen die endemische Kor-
ruption im Land. Buhari, ein ehemaliger General 
und Muslim aus dem Norden, der nach einem 
Militärputsch die Regierungsgeschäfte bereits 
von 1983 bis 1985 führte, wurde im Vorfeld der 
Wahlen von den Medien als „integer“ gefeiert. Er 
versprach in seinem Wahlkampf nicht nur, Boko 
Haram in kurzer Zeit zu besiegen und die Wirt-
schaftskonjunktur schnell anzukurbeln, sondern 
auch entschlossen gegen die Korruption im Land 
vorzugehen.

Die Wahl Buharis war insofern historisch, als 
zum ersten Mal seit der Unabhängigkeit des Lan-
des ein Oppositionspolitiker auf demokratische 
Weise einen Machtwechsel herbeiführen konnte. 
Der deutsche Nigeriaexperte Heinrich Bergstres-
ser merkt jedoch zu Recht an, dass sich die große 
Mehrheit der Wähler nicht für den ehemaligen 
Juntachef, sondern gegen Präsident Jonathan 
und die People’s Democratic Party (PDP) an der 
Wahlurne ausgesprochen hatte.8 Die PDP hatte 
das Land seit seiner Re-Demokratisierung im 

Klientelismus und Nepotismus, Betrug, Beste-
chung und als Folge Geldwäsche im großen Stil 
im In- und Ausland. Hohe politische Amtsträger, 
Beamte, Sicherheitskräfte, Unternehmer und 
selbst die Ärmsten des Landes, also alle Schich-
ten, beteiligen sich an korrupten Praktiken. Es 
darf daher nicht verwundern, dass Nigeria seit 
Langem im „Korruptionswahrnehmungsindex“ 
von Transparency International im unteren Viertel 
rangiert. Im Jahr 2018 belegte das Land gemein-
sam mit Staaten wie den Komoren, Kenia und 
Mauretanien Rang 144 von 180.4

Verlässliche Daten zum Schaden, den korrupte 
Praktiken in Nigeria anrichten, existieren nicht. 
Experten schätzen jedoch, dass seit der Unab-
hängigkeit des Landes im Jahre 1960 bis zum 
Ende der Militärdiktatur Sani Abachas im Jahre 
1999 über 400 Milliarden US-Dollar an Staats-
geldern illegal entwendet worden sind und dass 
in den Jahren 2005 bis 2014 weitere 182 Milliar-
den US-Dollar das Land illegal verlassen haben 
sollen.5 Bei einem Treffen des African Union High 
Level Panel on Illicit Financial Flows in Abuja im 
Oktober 2018 erklärte der ehemalige Präsident 
Südafrikas und Vorsitzender des Panels, Thabo 
Mbeki, dass sich der illegale Geldabfluss aus 
Afrika von 50 Milliarden US-Dollar im Jahre 2015 
auf 80 Milliarden US-Dollar pro Jahr erhöht habe 
und dass der Anteil nigerianischer Gelder mit 
Abstand der höchste sei.6

Das Ausmaß der Korruption  
in Nigeria ist weitreichend  
und durchzieht die gesamte 
Gesellschaft.

An systematischem Betrug, Bestechung und dem 
illegalen Abfluss von Geldern ins Ausland sind 
auch multinationale Unternehmen, vor allem 
die Öl- und Gasindustrie sowie Banken und 
Finanzdienstleister, schuld. Ein Fall, der seit 
Jahren die Gerichte in Europa beschäftigt und 
deshalb immer wieder international für Auf-
sehen sorgt, gibt einen Einblick in die Größen- 
ordnung, die korrupte Machenschaften und 
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Erdölgesellschaft, öffentlich vor, dass sie den 
Staat in den Jahren 2012 und 2013 um etwa 20 
Milliarden US-Dollar betrogen hätten. Sanusi 
wurde daraufhin von Jonathan seines Postens 
enthoben, doch die vorgebrachten Indizien 
wogen sichtlich schwer.9

Erst im Jahre 2015, also nach der Wahl Buha-
ris, wurde die unter Jonathan verantwortliche 
Ölministerin und ehemalige Präsidentin der 
OPEC, Diezan Alison-Madueke, wegen Betrugs 
in London verhaftet. Im Jahr 2017 ordnete ein 
nigerianisches Gericht die Beschlagnahmung 
von 21 Millionen US-Dollar von ihren Konten 
und 56 ihrer Häuser mit einem Gesamtwert von 
neun Millionen US-Dollar an.10 Bereits vorher 
hatte die nigerianische Economic and Financial 

Jahre 1999 ununterbrochen bis dato regiert und 
es letztlich in der fünfjährigen Ära Jonathans an 
den Rand des Ruins geführt.

Als Jonathan die Regierungsgeschäfte abgab, 
kontrollierten die Terroristen von Boko Haram 
weite Teile des Nordostens, die Wirtschaft 
befand sich auf dem Weg in eine tiefe Rezession 
und die Korruption hatte ein ungekanntes Aus-
maß erreicht. Jonathans Wiederwahl scheiterte 
unter anderem auch deshalb entscheidend an 
einem Korruptionsskandal, der wegen seiner 
Größenordnung viel Aufsehen erregte. Etwa 
ein Jahr vor der Präsidentschaftswahl warf der 
damalige Chef der Zentralbank, Lamido Sanusi, 
den Verantwortlichen der Nigerian National Pet-
roleum Corporation (NNPC), also der staatlichen 

Abgewählt: In der fünfjährigen Ära Jonathans wurde Nigeria an den Rand des Ruins geführt.  
Quelle: © Akintunde Akinleye, Reuters.
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selbst schwerwiegender Korruptionsvorwürfe 
erwehren musste, wollte aus der Ideologie
losigkeit Kapital für seine Partei schlagen, indem 
er wechselwilligen PDP-Mitgliedern zwar indi-
rekt, aber doch öffentlich und sehr offensichtlich 
Straffreiheit für illegale Vergehen anbot.12

Auch im Kabinett Buharis  
finden sich Politiker, die  
der Korruption verdächtigt 
wurden und werden.

Ein weiteres Indiz, dass die Entschlossenheit 
des Buhari-Regimes, Korruption konsequent 
zu bekämpfen, in Frage stellt, ist die Zusam-
menstellung des neuen Kabinetts. Unter den 
erst kürzlich ernannten Ministern befinden sich 
mindesten drei, die unter dem Verdacht stehen 
oder standen, sich korrupter Vergehen schuldig 
gemacht zu haben. Unter ihnen ist zum Beispiel 
Godswill Akpabio, der zum Minister für Ange-
legenheiten des ölreichen Nigerdeltas ernannt 
wurde. Er regierte als Gouverneur für die PDP 
den Staat Akwa Ibom im Nigerdelta von 2007 
bis 2015 und führte für die PDP in der letzten 
Legislaturperiode als Senator die Minderheits-
parteien im Senat an. Im August 2018 verließ er 
die PDP und schloss sich öffentlichkeitswirksam 
der APC an. Auf Presseanfragen zu laufenden 
Korruptionsermittlungen gegen ihn und seine 
Ehefrau wollte sich die EFCC kurz vor Bekannt-
gabe seiner Nominierung nicht mehr äußern.13

Korruption in Nigeria –  
Ein historischer Entwicklungspfad

Korruption ist gewiss kein neues Phänomen der 
letzten zehn Jahre in Nigeria, sondern schon sehr 
lange ein fester Bestandteil des gesellschaftli-
chen Lebens. Der US-amerikanische Anthro-
pologe Daniel Jordan Smith argumentiert sogar, 
dass Korruption in Nigeria kulturell gebilligt sei, 
wenn im Sinne einer Transferleistung Familien
mitglieder, der Stamm oder die ethnischen 
Angehörigen von illegalen Vorteilnahmen Ein-
zelner profitieren.14 Die Wurzeln der kulturellen 

Crimes Commission (EFCC), die nationale Anti-
Korruptionsbehörde, erfolgreich Grundstücke 
und Immobilien der ehemaligen Ministerin im 
Wert von 44 Millionen US-Dollar beschlagnahmt, 
die sie mit veruntreutem Geld erworben haben 
soll.11 Sanusi wiederum – heute bekleidet er die 
Position des Emirs von Kano – sieht sich inzwi-
schen selbst mit schweren Korruptionsvorwürfen 
konfrontiert.

Zweifel an Buharis  
Anti-Korruptionskampagne

Buharis Administration und speziell die EFCC 
haben sich bemüht, viele Politiker und einfluss-
reiche Eliten des Landes der Korruption zu über-
führen. Der Fall Alison-Madueke ist allerdings 
eine von wenigen Erfolgsgeschichten im Kampf 
gegen Korruption. Viele, gegen die ermittelt 
wurde, gehörten zudem zum Regierungszirkel 
von Ex-Präsident Jonathan oder waren Mitglied 
der PDP. Buhari musste sich deshalb des Vor-
wurfs erwehren, seine Anti-Korruptionskampa-
gne sei nur ein Feldzug gegen die Mitglieder der 
ehemaligen Regierungspartei.

Dieser Eindruck verstärkte sich weiter im Vorfeld 
der letzten Präsidentschafts- und Parlaments-
wahlen, die im Februar 2019 stattfanden. Buhari 
trat erneut für seine Partei, den All Progressives 
Congress (APC), als Präsidentschaftskandidat 
an und konnte sich in den Wahlen gegen sei-
nen schärfsten Konkurrenten Atiku Abubakar, 
einen ehemaligen Vizepräsidenten des Landes 
und Kandidat der PDP, durchsetzen. Im Vorfeld 
der Wahlen herrschte ein reger Betrieb an Par-
teiübertritten von der APC zur PDP und umge-
kehrt. Diese sind darauf zurückführen, dass sich 
die beiden großen Parteien Nigerias ideologisch 
kaum voneinander abgrenzen und deshalb als 

„Plattformen“ für Politikkarrieren austauschbar 
sind. Die Übertritte waren deshalb auch weniger 
ideologisch motiviert, sondern überwiegend eine 
Folge persönlicher Differenzen innerhalb der 
Parteien und oft mit der Hoffnung verbunden, 
bei politischen Ämtern in der nächsten Legisla-
turperiode bedacht zu werden. Der Vorsitzende 
der APC, Adams Oshiomhole, ein ehemaliger 
Gouverneur des Staates Edo, der sich bereits 
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die es erlaubten, an den Geschäften staatsnaher 
sowie -ferner Unternehmen mitzuverdienen, 
wurden unter loyalen Gefolgsleuten verteilt. 
Abacha selbst, der seine Macht von 1993 bis zu 
seinem Tod im Jahre 1998 auf ein Gewaltregime 
stützte und einen luxuriösen Lebensstil pflegte, 
bediente sich hemmungslos an den staatseige-
nen Gütern und Geldern. Es wird geschätzt, dass 
er und sein engster Kreis in nur fünf Jahren zwi-
schen drei und fünf Milliarden US-Dollar illegal 
außer Landes geschafft haben sollen.17

Politik als demokratisch-legitimiertes  
Businessmodell

Nach einer fast 20-jährigen Periode der Diktatur 
wurde Nigeria im Jahre 1999 re-demokratisiert. 
Die erste Präsidentschafts- und Parlamentswahl 
konnte Olusegun Obasanjo, auch ein ehemali-
ger General, der das Land bereits in den 1970er 
Jahren als Juntachef regierte und unter Abacha 
im Gefängnis saß, für sich und die damals neu 
gegründete PDP entscheiden. Zum Vizeprä-
sident wurde Atiku Abubakar ernannt, ein 
ehemaliger hoher nigerianischer Zollbeamter, 
der mit Geschäften im Logistik- und Ölsektor 
reich geworden war und im Jahre 2019 Buharis 
Gegenkandidat wurde.

Politische Ämter sind finanziell 
reizvoll, weil sie Möglichkeiten 
der Selbstbereicherung bieten.

Unter Obasanjo und Abubakar wurden viele 
Praktiken sowie der Klientelismus und die Vet-
ternwirtschaft der Vorjahre fortgesetzt. Diese 
Praktiken, alte Seilschaften und vor allem das 
gegenseitige Zuspielen einflussreicher Positio-
nen und geldwerter Vorteile kam nun allerdings 
im Deckmantel demokratischer Legitimation 
daher. Der politisch-demokratische Betrieb 
wurde in ein Businessmodell transformiert. Die-
ses Modell gibt heute nicht nur Angehörigen der 
Streit- und Sicherheitskräfte, ernannten Amts
trägern und hohen Beamten, sondern nun auch 
gewählten Volksvertretern die Möglichkeit, sich 

Akzeptanz für korrupte Praktiken führen viele 
Experten wie Smith auf die vorkoloniale Zeit 
des Landes zurück. Sie verweisen auf den alten 
Brauch, herrschenden Eliten Geschenke zu 
machen, die oft mit der Erwartung auf eine 
Gegenleistung oder Gunst verbunden waren. 
Diese Transaktionsbeziehung beschreibt Smith 
als ein Patronats-Klientel-Verhältnis, das bis 
heute für die Politik und Wirtschaft des Landes 
prägend ist und sich entlang familiärer, ethni-
scher und religiöser Grenzen bewegt.

Erste Ansätze einer extremen Korruption haben 
sich allerdings unter den ersten Militärdiktatoren 
entwickelt, die das Land nach der Unabhängig-
keit regierten. Diese neue Form der Korruption 
bezeichnete der US-amerikanische Politikwis-
senschaftler Richard Joseph in den späten 1980er 
Jahren als Prebendalism.15 Der Begriff steht in 
Anlehnung an die mittelalterliche Präbende der 
katholischen Kirche in Europa für eine weitver-
breitete Selbstbedienungsmentalität und meint 
das Verhalten führender Politiker und Beamten, 
die es als ihr Recht ansehen, Staatseinnahmen, 
die sie verantworten, für sich selbst und für Per-
sonen und Gruppen zu veruntreuen, die ihnen 
nahestehen. Dieses Verhalten wurde vor allem 
durch eine unvollendete Modernisierung des 
Staates unter britischer Hegemonie befördert. 
Diese hatte die Entstehung schwacher Instituti-
onen und unzureichender Kontrollmechanismen 
zur Folge.

Ihre extreme und zügellose Form nahm Kor-
ruption in Nigeria jedoch erst mit den beiden 
fast nahtlos aufeinanderfolgenden Militärregi-
men von General Ibrahim Babangida und Gene-
ral Sani Abacha in den Jahren von 1985 bis 1998 
an. Diese Periode in der Geschichte Nigerias war 
besonders von Klientelismus, Nepotismus und 
skrupelloser Selbstbereicherung auf Kosten des 
Staates und seiner Menschen geprägt. Baban-
gida begnadigte gleich zu Beginn seiner Amts-
zeit eine Reihe von Korruptionssündern, die von 
der ersten Buhari-Regierung in den Jahren zuvor 
überführt worden waren. Unter Abacha setzte 
sich außerdem die von Babangida begonnene 
Deregulierung des Ölgeschäfts, der Telekommu-
nikation und der Medienbranche fort.16 Lizenzen, 
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Abgeordneten. Etwa 60 bis 70 Prozent der Man-
datsträger auf nationaler Ebene und bis zu 90 
Prozent auf Landesebene treten bei Neuwahlen 
nicht mehr an. Anstelle der alten Abgeordneten 
nominieren einflussreiche Persönlichkeiten in 
den Parteien neue Kandidaten ohne Parlaments-
erfahrung. Diese Praxis garantiert eine Rotation 
von Machtpositionen und Zugängen zu staatli-
chen Geldern von einer Person, und damit oft 
von einer sozialen, ethnischen oder religiösen 

an den Staatskassen zu bereichern, die eigentlich 
der parlamentarischen Kontrolle unterliegen 
sollten. Die hohen Gehälter und Zuschüsse, die 
Abgeordnete erhalten – sie sollen zu den höchs-
ten der Welt zählen –, stellen kein moralisches 
Hindernis dar.

Eine Folge der monetären Anreize parlamenta-
rischer Arbeit in Nigeria ist unter anderem die 
bewusst herbeigeführte hohe Fluktuation von 

Für eine Handvoll Dollar: In Nigeria ist Politik auch ein Businessmodell, mit dem sich gewählte Volksvertreter an 
den Staatskassen bereichern. Quelle: © Mike Segar, Reuters.
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Millionen US-Dollar als Security Votes ausgezahlt 
werden. Der Studie zufolge sei dieser Betrag 
das Neunfache dessen, was die USA seit 2012 
als Unterstützung für den Sicherheitssektor in 
Nigeria gezahlt haben soll (etwa 68,6 Millionen 
US-Dollar), und das Zwölffache der Beihilfen 
Großbritanniens im Kampf gegen Boko Haram 
(etwa 53,5 Millionen US-Dollar).18 Der Betrag 
soll etwa 70 Prozent des kumulierten Etats der 
chronisch unterfinanzierten nigerianischen 
Polizei, der Armee, der Navy und der Luftwaffe 
entsprechen. Problematisch an Security Votes 
ist allerdings, dass ihre Zuweisung in der Regel 
in bar erfolgt und dass der Empfänger keine 
Rechenschaft über die Verwendung der Mittel 
ablegen muss. Letzteres wird unter anderem 
damit begründet, dass Maßnahmen im Sicher-
heitssektor besonders sensibel seien und daher 
der Geheimhaltung unterliegen müssten. In der 
Folge besteht jedoch ein hoher Anreiz, die zuge-
wiesenen Mittel zweckfremd zu nutzen.

Security Votes werden als 
korruptionsverdächtig wahr
genommen, da die Verwendung  
dieser für akute Sicherheits
bedrohungen gedachten  
Gelder nicht nachgewiesen 
werden muss.

Security Votes, die heute in Nigeria von der Bevöl-
kerung weitläufig mit Korruption assoziiert wer-
den, sind ein Relikt aus der Zeit der zahlreichen 
Militärdiktaturen Nigerias. Der erste Militär-
diktator, der von ihnen Gebrauch machte, war 
General Yakubu Gowon. Er stellte Ende der 
1960er Jahre seinen militärischen Verwaltern 
im ganzen Land kleine Budgets zur Verfügung, 
für die sie keine Rechenschaft ablegen mussten 
und mit denen sie sich die Loyalität ziviler Eliten 
erkaufen konnten.19 Die Regime vor Babangida 
und Abacha missbrauchten die Security Votes 
zwar bereits als Instrument der Selbstbereiche-
rung, doch unter den beiden letztgenannten Dik-
tatoren erfuhr die Praxis eine neue Dimension. 

Gruppe, zur nächsten. Dieses Prinzip, das 
Nigerianer Zoning nennen, soll den Anspruch 
bedienen, dass im multiethnischen und multi-
religiösen Nigeria diejenigen zum Zuge kommen 
müssen, die noch nicht an der Reihe waren. Es 
wird jedoch auch dazu benutzt, Gefälligkeiten 
zu begleichen und Loyalitäten zu erkaufen. Des 
Weiteren ist anzunehmen, dass die hohe Fluk-
tuation von Abgeordneten im Eigeninteresse 
der herrschenden Elite ist. Denn der Austausch 
großer Teile der Abgeordneten stellt sicher, dass 
mit dem Ende einer Legislaturperiode Erfahrung 
und Wissen verloren gehen sowie die Kontinu-
ität parlamentarischer Arbeit unterbrochen 
wird. Die mit unerfahrenen Abgeordneten neu 
zusammengesetzten Parlamente brauchen in 
der Regel viel Zeit, bis sie wieder arbeitsfähig 
werden. Damit werden die Parlamente und ihre 
Kontrollfunktion entscheidend geschwächt.

Die monetären Anreize politischer Mandate 
erklären auch, weshalb der Wahlkampf in Nigeria 
so unerbittlich geführt wird. Die Wahlen seit der 
Re-Demokratisierung des Landes im Jahre 1999 
waren außerdem stets von Gewalt und extremen 
Formen des Wahlbetrugs überschattet. Das ent-
scheidende Prinzip heißt hier: The winner takes 
it all. Gefolgsleute und ethnische Angehörige 
sind deshalb bereit, Vieles zu riskieren, darun-
ter auch oft Illegales, um den Wahlerfolg eines 
Einzelnen zu garantieren. Für ihre Bemühungen 
erwarten sie freilich eine Gegenleistung in Form 
einer erweiterten Beteiligung an den legalen und 
womöglich illegalen Einkünften des gewählten 
Mandatsträgers.

Korruption gefährdet die  
nationale Sicherheit

Unter Obasanjo und Abubakar entwickelten 
sich darüber hinaus die Security Votes zu einem 
zentralen Instrument des Machterhalts. Hier-
bei handelt es sich um staatliche Auszahlungen 
an politische Entscheidungsträger, mit denen 
sie eigentlich Maßnahmen gegen unerwartete 
Sicherheitsbedrohungen ergreifen sollen. Der 
US-amerikanische Nigeriaexperte Matthew 
Page schätzt in einer Studie für Transparency 
International, dass jährlich insgesamt 670 
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Fazit

Mit den milliardenschweren Staatseinnahmen 
aus dem Öl- und Gasgeschäft könnte Nigeria 
seine gravierenden Entwicklungsprobleme ver-
mutlich in absehbarer Zeit lösen. Doch Nige-
ria wird seit Jahrzehnten von korrupten Eliten 
regiert, die dem Land das Kapital dafür entzie-
hen. Präsident Buhari, der sich in den Wahlen 
von 2015 spektakulär gegen seinen Vorgänger 
durchsetzen konnte und in diesem Jahr wieder-
gewählt wurde, hatte versprochen, entschlossen 
gegen Korruption vorzugehen. Doch selbst er, der 
bis heute auch von internationalen Medien als 

„integer“ bezeichnet wird, muss sich offenbar den 
Mechanismen des korrupten Systems beugen, 
um an der Macht zu bleiben. Jahrzehntelanger 
Klientelismus, alte Seilschaften, schwache In- 
stitutionen und intransparente Praktiken, die von 
der herrschenden Elite gestützt werden, haben 
ein Umfeld für massive Korruption kreiert. Das 
Land blutet langsam aber sicher weiter aus.

An Vorschlägen, wie man der grassierenden Kor-
ruption in Nigeria entgegenwirken kann, besteht 
kein Mangel. Da wäre zum Beispiel die Forde-
rung, transparente Vergaberegeln für staatliche 
Aufträge einzuführen und eine unabhängige 
Kommission einzurichten, die die Einhaltung 
der Regeln überwacht. Es wird außerdem gefor-
dert, dass Gesetzeslücken geschlossen und die 
nationalen Antikorruptionsbehörden mit Perso-
nal verstärkt werden. Eine weitere, seit Jahren 
vorgebrachte Forderung ist die Abschaffung von 
Budgets wie den Security Votes, für deren Verwen-
dung keine Rechenschaft abzulegen ist. Auch die 
zu geringe Anzahl an Personen, gegen die ermit-
telt wird oder die verurteilt werden, steht seit 
Langem in der Kritik. Diese Zahl müsste durch 
ein konsequenteres Vorgehen der Behörden 
deutlich gesteigert werden. Viele, die beschul-
digt werden und sich vermutlich auch schul-
dig gemacht haben, scheinen jedoch über dem 
Gesetz zu stehen. Das liegt auch daran, dass sich 
Behörden und Gerichte bestechen lassen oder 
den Weisungen politischer Eliten folgen. Auch 
diese Institutionen müssten sich einem Reini-
gungsprozess unterziehen und interne Kontroll-
mechanismen entwickeln.

Als Obasanjo die Macht im Jahre 1999 über-
nahm, sorgte er dafür, dass die Praxis über den 
militärischen Sektor hinaus auf den staatlich-zi-
vilen ausgeweitet wurde. Die Hauptempfänger 
von Security Votes sind seitdem vor allem die 
Gouverneure der Bundestaaten. Sie nutzen die 
staatlichen Zuweisungen nicht nur, um sich 
selbst zu bereichern oder ihre eigene Machtpo-
sition zu stärken. Gerade im Vorfeld von Wah-
len spielen Security Votes eine entscheidende 
Rolle. Mit ihnen werden Wahlkämpfe finanziert 
und Wahlen manipuliert. Von dieser Praxis soll 
zuletzt auch Buharis Partei womöglich Gebrauch 
gemacht haben. Im Jahre 2018, also nur ein Jahr 
vor den diesjährigen Präsidentschafts-, Parla-
ments- und Gouverneurswahlen, wurde die Zahl 
gezahlter Security Votes erheblich ausgeweitet.20

Die Security Votes sind jedoch nur eine Form, mit 
der dem Sicherheitssektor die dringend benötig-
ten Mittel für Reformen und den Kampf gegen 
Terrorismus und organisierte Kriminalität entzo-
gen werden. Im Zuge der Bedrohung durch Boko 
Haram und des Anstiegs der organisierten Krimi-
nalität im Land sind die staatlichen Ausgaben für 
Sicherheit und damit die Etats der Sicherheits
organe deutlich gewachsen. In der letzten Dekade 
hat sich deshalb die Beschaffung und Auftragsver-
gabe an die Sicherheitskräfte zu einem ertragrei-
chen Betätigungsfeld für Kriminelle entwickelt. 
Zwei unabhängige Kommissionen, die von Buhari 
eingesetzt wurden und auch Korruptionsdelikte 
im Sicherheitssektor untersucht haben, deckten 
auf, dass in nur sieben Jahren – überwiegend in 
der Amtszeit Präsident Jonathans – knapp neun 
Milliarden US-Dollar verschwunden sein sollen.21 
Buharis Initiative, die korrupten Praktiken der 
Jonathan-Regierung aufzudecken und die Ver-
antwortlichen zur Rechenschafft zu ziehen, hat 
jedoch am Ausmaß der Veruntreuung von Geldern 
im Sicherheitsbereich nicht viel geändert. Erst im 
April 2019 veröffentlichte das renommierte Chat-
ham House eine Analyse zur Sicherheitssektorre-
form in Nigeria.22 Dort heißt es, dass auch nach 
der Machtergreifung Buharis das größte Problem 
des Sicherheitssektors die systematische, illegale 
Entwendung von Finanzmitteln sei.
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Es besteht kein Zweifel, dass viele dieser Forde-
rungen richtig sind. Denn die meisten zielen dar-
auf ab, Institutionen aufzubauen und zu stärken, 
die Korruption langfristig bekämpfen können. 
Doch es gibt ein Grundproblem: Nigeria benö-
tigt den politischen Willen, nicht selektiv, son-
dern umfänglich gegen korrupte Kräfte in den 
eigenen Reihen, der Regierung, den Parlamen-
ten, im Sicherheitssektor und in der Wirtschaft 
vorzugehen. Und selbst dann wäre es ein langer 
Weg, bis sich die teilweise kulturell geprägten 
Einstellungen zu korrupten Praktiken ändern. 
Eine Aussicht, dass sich dahingehend etwas zum 
Guten wenden könnte, ist zudem nicht absehbar. 
Die politische Elite, die heute das Land regiert 
und sehr wahrscheinlich auch morgen regieren 
wird, ist die politische Elite von gestern. Sie ist 
entlang eines historischen Entwicklungspfads 
der Korruption sozialisiert worden. Ein ernst-
haftes Interesse, mit der Vergangenheit resolut 
zu brechen, ist deshalb von dieser Elite nicht 
zu erwarten. Dafür ist der Politikbetrieb ein zu 
lukratives Geschäft in einem Land, das seinen 
Menschen ansonsten nur wenig Perspektive auf 
Wohlstand bietet.
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Das Recht auf Zugang  
zu Informationen 
Mittel zur Korruptionsbekämpfung in Marokko? 
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Das globale Problem der Korruption und ein damit  
einhergehendes Misstrauen der Bevölkerung gegenüber  
der Verwaltung zeigt sich auch in Marokko. Auf Druck der 
Bevölkerung wurde 2011 die Verfassung geändert und  
das Recht auf Zugang zu Informationen geschaffen.  
Das marokkanische Informationszugangsgesetz gilt seit  
März 2019. Es kann eine entscheidende Rolle für mehr  
Transparenz im Land und im Kampf gegen Korruption  
spielen. Die Umsetzung der Reform wurde allerdings  
auf 2020 verschoben.

Korruption – ein weitreichendes  
Problem in Marokko

In den Medien und in der öffentlichen Diskus-
sion Marokkos wird oft über Bestechung und 
Betrug berichtet. Sei es im Gesundheitswesen, 
wo man eine wichtige Behandlung nur gegen 
zusätzliche Zahlungen erhält, oder bei der Ver-
kehrspolizei, die willkürliche Strafen verhängt. 
Gemäß dem Korruptionsbarometer 2013 von 
Transparency International schätzen 61 Prozent 
der befragten Marokkaner das Gesundheits
wesen und die Polizei als die beiden korruptes-
ten Sektoren des Landes ein.1 Weitere Bereiche 
wie das Justizwesen, das Bildungssystem und 
das Militär sind ebenfalls stark betroffen. In 
einigen Fällen führten bekanntgewordene Kor-
ruptionsfälle zu öffentlichen sozialen Protesten, 
oft wird Korruption jedoch schlichtweg akzep-
tiert. Dies liegt in erster Linie an der Unkenntnis 
innerhalb der Bevölkerung über ihre Rechte und 
die Pflichten des Staates, wenn es zum Beispiel 
um Leistungen geht, die laut Gesetz kostenlos 
sind. Die Frage nach Trinkgeld, ganz einfach 
qahwah (Kaffee) genannt, stellt sich einem gro-
ßen Teil der Bevölkerung, wenn es darum geht, 
Recht zu erhalten oder von einem Privileg zu 
profitieren.

Darüber hinaus haben sich neopatrimoniale 
Ideen in der öffentlichen Verwaltung ausgebrei-
tet, die sich gut an Vetternwirtschaft und Bevor-
zugung angepasst haben. Es geht nicht mehr nur 
um die autoritäre Herrschaft durch Tradition. 

Vielmehr kommen formelle Gesetze ebenfalls 
zur Anwendung, wenn auch willkürlich. Der Bür-
ger befindet sich immer in einer Ungewissheit 
darüber, ob nun Regeln einer unpersönlichen 
Bürokratie oder autoritäre Macht angewendet 
werden. Staatsbeamte befinden sich in einem 
komplexen Netz aus Loyalitäten, das es ihnen 
ermöglicht, Regeln zu ändern oder zu umgehen, 
um ihre Position für persönliche Zwecke auszu-
nutzen.

Personen sind oft gleichzeitig Täter und Opfer 
korrupten Handelns. Viele leugnen eine Betei-
ligung, trivialisieren das Problem und sind sich 
keiner Schuld bewusst.

Korruption ist der „Missbrauch von übertrage-
ner Macht zum privaten Vorteil“.2 In der Rea-
lität sind die Vorgehensweisen komplexer und 
oft nicht einfach zu definieren. Vier oft zitierte 
Korruptionsformen bzw. missbräuchliche Prak-
tiken in Marokko sind der Interessenskonflikt 
(Artikel 65 des Organgesetzes 113-4 bezüglich 
der Gemeinden), die missbräuchliche Einfluss-
nahme (Artikel 250 des marokkanischen Straf-
rechts), die Günstlingswirtschaft (Artikel 254 
des Strafgesetzbuches) und der Insiderhandel 
(Artikel 25 des Gesetzes 1-93-212 zum Wertpa-
pierhandel). In den Artikeln 248 ff. des marokka-
nischen Strafgesetzbuches wird zwischen einer 
aktiven Forderung nach einer Zahlung und einer 
passiven Annahme von Vorteilen und Vergüns-
tigungen unterschieden. Entscheidend sind 
zudem die Höhe der Bestechungszahlung und 
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die Frage, ob der Staatsbeamte lediglich gegen 
Bakschisch (Trinkgeld) eine Tätigkeit durchführt, 
zu der er laut Gesetz verpflichtet ist, oder ob er 
zudem gegen das Gesetz verstößt. Insbesondere 
an der Schnittstelle zwischen öffentlichem und 
privatem Sektor ist die Gefahr der Korruption 
hoch. Dies betrifft vor allem die Vergabe öffent-
licher Aufträge, die Gewährung von Lizenzen, 
die Erteilung von Genehmigungen, die Steuer-
begünstigung und die Erbringung öffentlicher 
Dienstleistungen.

Das marokkanische Strafrecht verfügt über ein 
hinreichendes rechtliches Instrumentarium 
gegen Korruption. Laut Artikel 243 des Strafge-
setzbuches macht sich jeder Richter bzw. Beam-
ter der Bestechung schuldig, der einen nicht 
geschuldeten Betrag fordert, empfängt oder 
anordnet. Hinzu kommt der Tatbestand des 
Betrugs, der Urkundenfälschung sowie der Fäl-
schung von Unterschriften, Daten oder Fakten 
(Artikel 351 ff. Strafgesetzbuch).

In einer Ansprache im Juli 2018 bezifferte der 
marokkanische Regierungschef Saad-Eddine El 
Othmani den Schaden durch Korruption auf bis zu 
sieben Prozent des Bruttoinlandsprodukts oder ca. 
6,7 Milliarden Euro pro Jahr.3 Dieser jährliche Scha-
den entspricht ungefähr den Kosten für den Bau 
von 300 Krankenhäusern.4 Damit lag Marokko 
im weltweiten Vergleich des „Korruptionswahr-
nehmungsindexes 2018“ von Transparency Inter-
national an 73. Stelle (von insgesamt 180). Damit 
verzeichnete das Land zwar eine Verbesserung im 
Vergleich zu den Vorjahren, lag allerdings maß-
geblich unter dem weltweiten Durchschnitt.5 Pro-
blematisch ist vor allem die Schnittstelle zwischen 
dem öffentlichen und dem privaten Sektor, wie 
zum Beispiel bei dem Verkauf staatlicher Güter, 
der Genehmigung von Lizenzen für private Bil-
dungseinrichtungen oder der Vergabe öffentlicher 
Aufträge.

In der politischen Bewertung werden die Schä-
den durch Korruption als größtes Hindernis 
für die marokkanische Wirtschaft gesehen. In 
einem Handbuch zur Korruptionsbekämp-
fung der Vereinten Nationen werden die Aus-
wirkungen der globalen Korruption wie folgt 

beschrieben: „Die Korruption bremst die wirt-
schaftliche Entwicklung, verringert soziale Leis-
tungen, reduziert Infrastrukturinvestitionen. 
Unter anderem begünstigt sie die Entstehung 
einer antidemokratischen Umwelt gekennzeich-
net durch Ungewissheit, Unberechenbarkeit, die 
Erosion moralischer Werte und mangelnden 
Respekt gegenüber den Institutionen und der 
Autorität.“6

Die Korruption  
betrifft nicht nur die  
Bevölkerung direkt,  
sondern schadet auch  
dem allgemeinen  
Investitionsklima.

Aufgrund seiner starken wirtschaftlichen und 
politischen Bindungen zur Europäischen Union 
und seiner geostrategischen Lage sind die Aus-
wirkungen der Korruptionsschäden nicht nur 
im Land selbst, sondern auch auswärts spürbar. 
Probleme mit Bürokratie und Korruption werden 
von ausländischen Investoren oft als Gründe für 
das mangelnde Interesse an Marokko genannt, 
obwohl die Infrastruktur in den letzten Jahren 
massiv ausgebaut wurde und die Regierung viel-
versprechende Entwicklungspläne aufgestellt hat. 
Einige Problembereiche, wie die Bekämpfung 
von Geldwäsche rund um die Finanzdrehscheibe 
Casablanca, wurden bereits angegangen, aber 
die allgemeinen Rahmenbedingungen für ein 
investitionsfreundliches Wirtschaftsklima sind 
noch nicht gegeben.

Auch innerhalb der marokkanischen Wirtschaft 
trägt Korruption zu der aktuell schwachen Dyna-
mik bei. Die niedrige Anzahl von Unternehmens-
gründungen, die einen wichtigen Beitrag zum 
Arbeitsmarkt leisten und für mehr Wettbewerb 
sorgen könnten, lässt sich mit der Unsicherheit 
durch Korruption begründen. Zudem wagen 
wenige Unternehmer den Schritt in den formel-
len Sektor – trotz der Schaffung von Investiti-
onszentren und einer günstigen Gesetzeslage.
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Korruption gänzlich abzuschaffen. Neben den 
wirtschaftlichen Problemen und den steigenden 
Lebenshaltungskosten, vor allem für die ärmeren 
Bevölkerungsschichten, trägt Korruption wesent-
lich zum Misstrauen gegenüber dem Staat und 
seinen Vertretern bei.

Good Governance in Schwierigkeiten?

In nahezu allen Ländern gibt es Korruption, 
unabhängig von ihrem wirtschaftlichen und 
sozialen Entwicklungsstand. Bisher hat es keine 
Regierung oder politisches System geschafft, 

Bürgerliche Mitbestimmung? Das schwindende Vertrauen der Bevölkerung gegenüber dem Staat ist an vielen 
Stellen erkennbar, so auch an der geringen Wahlbeteiligung. Quelle: © Youssef Boudlal, Reuters.
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Bildung gesehen haben.7 Die lokalen Medien 
berichten oft über Korruptionsfälle. Für großes 
Aufsehen sorgte zuletzt der Jahresbericht 2018 
des marokkanischen Rechnungshofes, in dem 
vor allem die Regierungsprojekte im Agrarsektor 
kritisiert wurden.8 Die geringe Wahlbeteiligung 
und die hohe Zahl an ungültigen Stimmzetteln 
sind weitere Zeichen. An den letzten Parla-
mentswahlen 2016 nahmen nur 42 Prozent der 
stimmberechtigten Wähler teil. Umfragen unter 
der Bevölkerung zeigen vor allem eine Unzufrie-
denheit hinsichtlich der vielen Korruptionsskan-
dale auf.

Kommt es zur Umsetzung staatlichen Handelns, 
tritt die Regierung in den Augen der Bevölke-
rung viel zu häufig als Krisenmanager auf und 
nicht als Initiator einer vorrauschauenden Poli-
tik. Ein Beispiel ist die Anfang 2019 eingeführte 
Steuerreform, die ursprünglich die Abrechnung 
für Kleinunternehmer erleichtern sollte. Die 
Regierung begründete die Maßnahmen mit dem 
Kampf gegen die allgemeine Steuerhinterziehung 
und der Eindämmung des informellen Marktes. 
In der Umsetzung erfuhren kleine Unternehmen 
einen erheblichen Anstieg an Kontrollen und 
Strafzahlungen. Vor allem in den größeren Städ-
ten wie Agadir, Casablanca und Rabat kam es zu 
Streiks, die es bisher in dem Ausmaß nicht gab. 
Die Kleinunternehmer kritisierten die Ungleich-
behandlung gegenüber größeren Unternehmen 
und die Tatsache, dass die Betroffenen vorher 
nicht ausreichend in die Entscheidungsprozesse 
einbezogen worden waren.

Das politische Machtgefüge ist für die Bevöl-
kerung nur schwer zu durchschauen. An erster 
Stelle stehen die Bemühungen, einen Ausgleich 
zwischen dem Königshaus, der Regierung und 
der Bevölkerung zu finden. Dies ist in den 
vergangenen Jahren nicht immer gelungen. 
Höhepunkt war der am 20. April 2018 in den 
sozialen Medien ausgerufene Boykott gegen 
die drei Marken Danone (Milchprodukte), Sidi 
Ali (Mineralwasser) und Afriquia (Tankstel-
len). Grund war die Unzufriedenheit wegen 
der hohen Lebenshaltungskosten in Marokko, 
wobei im Hintergrund die enge Verflechtung 
der drei Marken mit der Politik angeprangert 

Das schwindende Vertrauen der Bevölkerung 
gegenüber dem Staat ist an vielen Stellen 
erkennbar. Eine Umfrage von Afrobarometer 
stellte fest, dass nur sechs Prozent der befragten 
Marokkaner in den letzten Jahren eine Verbesse-
rung in den Bereichen Gesundheit, Polizei und 
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Partizipationsrechte. Nach vier Monaten Kon-
sultation zwischen den politischen Parteien, den 
Gewerkschaften und den Verbänden trat nach 
einem Referendum am 29. Juli 2011 die neue 
Verfassung in Kraft.

Als Reaktion auf die Proteste 
des Arabischen Frühlings 2011 
stärkte König Mohamed VI. 
auch die Unabhängigkeit der 
Justiz.

Im Wesentlichen stärkt die geänderte Verfassung 
die Rolle des Parlamentes gegenüber dem König, 
manifestiert die Unabhängigkeit der Justiz und 
führt neue Grund- und Partizipationsrechte für 
die Bürger ein.

Neu eingeführt wurde das Recht auf Informati-
onen von der öffentlichen Verwaltung und den 
gewählten Institutionen in Artikel 27 der aktu-
ellen, 2011 angenommenen Verfassung.11 Der 
Artikel beinhaltet, dass die Bürger Recht auf den 
Zugang zu Informationen der öffentlichen Ver-
waltung, der gewählten Institutionen und der 
Einrichtungen haben, die im öffentlichen Auftrag 
tätig werden.

Bereits einige Jahre vor dem Arabischen Frühling 
begannen die Diskussionen in Marokko über die 
Einführung des neuen Informationsgesetzes. In 
den 1990er Jahren setzte in verschiedenen Län-
dern in der Verwaltung der Trend zu mehr Trans-
parenz ein. 2004 veröffentlichte die Weltbank 
ihren jährlichen Entwicklungsbericht unter dem 
Titel „Making Services Work for Poor People“. 
In der Ausgangslage ging es unter anderem um 
die Situation der ärmeren Bevölkerungsschich-
ten, die in ländlichen Gegenden Schwierigkeiten 
haben, Dokumente oder Dienstleistungen vom 
Staat zu erhalten. Beispiele, die auch in Marokko 
zutreffen, sind unter anderem die Ausstellung von 
Geburtsurkunden und Eigentumstiteln sowie der 
Zugang zu Gesundheitsdiensten. In dem Bericht 
der Weltbank ging es um die Verbesserungen der 

wurde. In den vergangenen Jahren hat Marokko 
eine Reihe von Reformen in der öffentlichen 
Verwaltung initiiert. Dabei ging es in erster 
Linie um die Stärkung des Vertrauens zwischen 
Bürgern und der Verwaltung im Rahmen von 
Good Governance. Marokko ratifizierte 2007 
die VN-Konvention gegen Korruption und ori-
entierte sich bei den Reformen an den Strate-
gien der OECD, der Weltbank sowie weiterer 
internationaler Organisationen.

Im Jahre 2010 entwickelte die Regierung einen 
Aktionsplan, der sowohl die Beziehungen zwi-
schen Verwaltung und Bevölkerung verbessern 
als auch neue interne Kontrollmechanismen 
schaffen sollte. Beispielsweise wurden 2013 das 
Beschaffungswesen für öffentliche Güter refor-
miert sowie die Tatbestände von Korruption 
und Betrug näher definiert. Im Jahr 2015 wurde 
zusätzlich die nationale Antikorruptionsbehörde 
Instance nationale de la probité, de la préven-
tion et de la lutte contre la corruption geschaffen. 
Marokko verfügt auf Landesebene über einen 
Rechnungshof für die Zentralverwaltungen und 
über regionale Rechnungshöfe für dezentrale 
regionale Dienste. Darüber hinaus gibt es interne 
Kontroll- und Überwachungsmechanismen, 
interne Revisionen, Jahresabschlüsse für Behör-
den, welche vom Rechnungshof geprüft werden, 
die Pflicht bestimmter Beamter, ihre Einkünfte 
darzulegen, die Einführung der Telefonhotline 
Chikaya (Beschwerde)9 sowie weitere Maßnah-
men zur Korruptionsvermeidung und -bekämp-
fung.10 Das Recht auf Zugang zu Informationen 
spielt in diesem Rahmen eine große Rolle.

Mehr Vertrauen durch mehr Transparenz

Die Proteste des Arabischen Frühlings in der 
Region erreichten am 20. Februar 2011 die 
Straßen Marokkos. Zehntausende Menschen 
demonstrierten unter anderem für mehr Pres-
sefreiheit, Bekämpfung der Korruption und Mit-
spracherechte. König Mohammed VI. und die 
Regierung reagierten daraufhin am 9. März 2011 
mit einer vielbeachteten Rede und kündigten 
Reformen im Land an. Eines der wichtigsten Pro-
jekte war die Änderung der marokkanischen Ver-
fassung und die Einführung weiterer Grund- und 
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Korruptionsprävention und zum Korruptions-
strafrecht, Regelungen zur internationalen straf-
rechtlichen Zusammenarbeit, Vorschriften über 
die Rückgewinnung von durch Korruption erlang-
ten Vermögenswerten und Vorschriften über die 
gegenseitige technische Hilfe der Vertragsstaa-
ten. Sie legt außerdem die Grundlage für einen 
zwischenzeitlich eingerichteten Mechanismus 
zur Überprüfung der Umsetzung und Anwendung 
des Übereinkommens in den Vertragsstaaten.

Als eines der Präventionsmechanismen wurde 
in dem Übereinkommen der Artikel 10 Public 
Reporting eingefügt. Laut diesem Artikel sol-
len die Unterzeichnerstaaten im Rahmen ihrer 
Gesetze Maßnahmen für mehr Transparenz in 
ihrer öffentlichen Verwaltung schaffen. Dies kön-
nen Regelungen und Vereinfachungen für Bürger 
sein, um Informationen vom Staat zu bekommen. 
Zudem sollen relevante Informationen über Risi-
ken der Korruption innerhalb der Verwaltung 
regelmäßig publiziert werden.

Im Jahr 2007 ratifizierte die marokkanische 
Regierung das VN-Übereinkommen und ver-
pflichtete sich damit, ein Verfahren für einen 
freien Zugang zu Informationen einzuführen. 
In der Region gab es zum Zeitpunkt der Ver-
fassungsreform 2011 zwar in Algerien, seit 
1990, ein Informationsgesetz, aber aufgrund 
der hohen Hürden kam es praktisch nicht 
zur Anwendung. In Ländern der Region, wie 
Tunesien und Mauretanien, gab es ebenfalls 
keine Gesetze dieser Art. Derzeit verfügen 129 
Länder weltweit über Gesetze oder Mechanis-
men bezüglich des Zugangs zu Informationen. 
Schweden hat bereits vor über 250 Jahren ein 
Informationsfreiheitsgesetz eingeführt und 
angewendet. In den USA trat der Freedom of 
Information Act im Jahr 1966 in Kraft. Bürger in 
der EU haben seit 2001 Zugriff auf die Doku-
mente des EU-Parlaments, der Kommission 
und des Rates. In Deutschland gilt seit 2006 das 
Informationsfreiheitsgesetz (IFG).

Das Recht auf Information in Marokko

Die Überlegungen zur Ausgestaltung eines Infor-
mationszugangsgesetzes begannen nach der 

öffentlichen Leistungen vor allem für diese Grup-
pen. Die Weltbank ermittelte Ansätze für Über-
legungen und analysierte dazu die Beziehungen 
zwischen Bürgern, dem Staat und den Anbietern 
öffentlicher Leistungen.12 In diesem Dreieck soll-
ten idealerweise die Bürger, direkt oder indirekt, 
über die Politik in der Lage sein, die öffentlichen 
Leistungen zu kontrollieren.

Vor allem im Rahmen der Regionalisierung und 
Stärkung der Kommunen wurden daraufhin im 
Juli 2015 neue Mitsprache- und Partizipations-
rechte geschaffen. In die Organgesetze bezüg-
lich der Regionen, Provinzen, Präfekturen und 
Gemeinden sind folgende Regelungen eingeführt 
worden: 

1.	 Artikel 119: Schaffung von partizipativen Dia-
log- und Beteiligungsmechanismen, damit 
Bürger und Vereine an der Erarbeitung, 
Begleitung und Bewertung von Aktionsplä-
nen beteiligt werden können; 

2.	 Artikel 120: Etablierung einer Instanz für 
Gerechtigkeit und Chancengleichheit; 

3.	 Artikel 121: Ausübung des Petitionsrechts für 
Bürger und Vereine hinsichtlich kommunaler 
Entscheidungen.13 

 
Theoretisch bestünde sogar eine bedingte Mit-
wirkung an Entscheidungen über den kommu-
nalen Haushalt, obschon in der Praxis solche 
Beteiligungsmechanismen ohne den Zugang zu 
Informationen und Daten sehr schwierig sind.

Die Weltbank argumentiert zudem, dass durch 
diese Informationen und Mechanismen Kor-
ruption leichter aufgedeckt werden könne.14 
Ebenso gab es bei den Vereinten Nationen 
Überlegungen zur Bekämpfung von Korruption. 
Zwischen 2002 und 2003 tagte ein entspre-
chender Ausschuss, der sich mit den folgenden 
fünf Themenbereichen befasste: Vorbeugung 
von Korruption, Strafverfolgung, Internationale 
Kooperation, Wiedererlangung von Gütern und 
Informationsaustausch. Am 31. Oktober 2003 
wurde das Übereinkommen zur Bekämpfung 
von Korruption von der Vollversammlung der 
Vereinten Nationen verabschiedet (Resolution 
58/4).15 Die Konvention enthält Vorschriften zur 
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Ministerium für Verwaltungsreform und dem 
öffentlichen Dienst.

Die folgenden Punkte spiegeln sich in dem Gesetz 
wider: Informationen, unter anderem in Form 
von Gesetzen, Regelungen, Studien, Briefen, 
E-Mails, Auswertungen, Filmen und Zeichnun-
gen, können auf Anfrage von den Parlamenten, 
der öffentlichen Verwaltung, den Gerichten, den 
Gebietskörperschaften und den staatlichen oder 
teilstaatlichen Unternehmen angefordert werden. 

Ratifizierung der VN-Konvention Marokkos 2007. 
In erster Linie mussten die bestehenden gesetzli-
chen Regelungen analysiert werden. Regelungen 
über den Zugang bzw. die Einschränkung zu Infor-
mationen waren unter anderem im Presserecht, in 
den Regelungen zu den Staatsarchiven, im Verga-
berecht oder im Verbraucherrecht festgeschrieben. 
Besonders problematisch war dabei das marokka-
nische Statut für den öffentlichen Dienst aus dem 
Jahre 1958. In Artikel 18 wird den Beamten eine 
professionelle Diskretion vorgeschrieben und 
nur durch eine übergeordnete Weisung erlaubt, 
Informationen weiterzugeben. Wörtlich lautet 
der Text: „Unabhängig von den im Strafgesetz-
buch vereinbarten Regelungen über die Wahrung 
von Berufsgeheimnissen ist jeder Beamte dazu 
verpflichtet, über alle Fakten und Informationen, 
die er in Erfüllung seiner Pflicht wahrnimmt bzw. 
erhält, Stillschweigen zu bewahren. Jeder Miss-
brauch, jede Mitteilung von Informationen oder 
Dienstunterlagen an Dritte sind streng verboten. 
Nur die Vollmacht des zuständigen Ministers, dem 
der Beamte untersteht, kann ihn von der berufli-
chen Schweigepflicht entbinden.“16

Auf der anderen Seite gab es bereits staatliche Ins-
titutionen, deren Auftrag es ist, proaktiv Informa-
tionen und Daten der Bevölkerung zur Verfügung 
zu stellen. Darunter fallen das Nationalarchiv, die 
Statistikbehörde und der Menschenrechtsrat (frz. 
Conseil National des Droits de l’homme) oder der 
Medienrat (frz. Conseil supérieur de la communi-
cation audiovisuelle).

Im Vorfeld des Gesetzgebungsprozesses ging es 
vor allem um die drei folgenden Fragestellungen: 

1.	 Wie gestaltet sich das Recht auf Informatio-
nen für den Antragsteller und die zuständige 
Behörde? 

2.	 Welche Ausnahmeregelungen soll es geben? 
3.	 Wer vermittelt im Streitfall?
 
In Anlehnung an Artikel 27 der marokkanischen 
Verfassung von 2011 wurde das Gesetz über den 
Zugang zu Informationen im Februar 2018 ver-
abschiedet und trat am 12. März 2019 in Kraft.17 
Die Zuständigkeit der Umsetzung obliegt dem 
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diesem Falle die Kommission zum Informations-
zugangsgesetz. Die Antwort sollte in der Regel 
kostenlos sein, allerdings überlässt das Gesetz 
den Behörden eine Bearbeitungsgebühr. Die 
Gebühren beziehen sich auf die Bearbeitung der 
entsprechenden Dokumente. Noch nicht geklärt 
ist die Frage, wie Personen, die Defizite im Lesen 
oder Schreiben vorweisen, sich an die Behörden 
wenden können. Hier soll die angefragte Behörde 
unterstützen – wiewohl die Dimension dieser 
Unterstützung noch ungeklärt ist.

Die Anträge werden direkt an die entsprechende 
Behörde gestellt und sollten innerhalb von 20 
Tagen beantwortet werden. In dringenden Fällen 
kann laut Gesetz eine kürzere Bearbeitungsfrist 
beantragt werden. Die zuständige Behörde kann 
die Frist allerdings auch auf 40 Tage verlängern. 
Im Idealfall stellt die angefragte Behörde die Infor-
mationen zur Verfügung. Wird die Beantwortung 
aufgrund der im Gesetz genannten Ausnahmen 
verweigert, muss sie eine entsprechende Begrün-
dung vorlegen. Eine Vermittlung übernimmt in 

Mehr Transparenz: Auch das Parlament muss auf Anfrage Informationen zur Verfügung stellen. Quelle: © Reuters.
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Verwaltungen, wie in der VN-Konvention 
beschrieben, verpflichtet, möglichst viele Doku-
mente wie Gesetzestexte, Berichte und Statisti-
ken zu veröffentlichen.

Artikel 22 des Informationszugangsgesetzes sieht 
als Vermittlungs- und Überwachungsinstanz eine 
Kommission über das Informationsrecht vor. Die 
Kommission berät sowohl die öffentlichen Behör-
den als auch Antragsteller. Bei Streitfällen tritt sie 
als Schlichtungsinstanz auf. Am 16. März 2019 
fand in Rabat die konstituierende Sitzung unter 
dem neuen Präsidenten Omar Seghrouchni statt. 
Die Kommission besteht aus zwei Vertretern der 
öffentlichen Verwaltung und einem Vertreter der 
Zivilgesellschaft, welche vom Regierungschef 
ernannt werden. Zudem entsenden die beiden 
Parlamentskammern, die Antikorruptionsbe-
hörde, das Archiv, der Nationale Menschenrechts-
rat und die Behörde des Ombudsmanns jeweils 
einen Vertreter. Die Vertreter sind für fünf Jahre 
bestimmt und können einmal wiedergewählt wer-
den. Ausgeschlossen von der Kommission ist das 
zuständige Ministerium der öffentlichen Verwal-
tung. Die Zivilgesellschaft hat bei der Zusammen-
stellung der Kommission die Nähe zur Regierung 
und damit eine fehlende Unabhängigkeit kriti-
siert. Andere wiederum bemängeln die fehlenden 
Sanktionsmöglichkeiten der Kommission.

Die Umsetzung der beschlossenen Maßnahmen 
wird nicht vor 2020 stattfinden, da die entspre-
chenden Behörden ihre Mitarbeiter sowohl in 
der Hauptstadt als auch in den dezentralen Kom-
munen noch entsprechend ausbilden müssen. 
Diese sollten zwar bereits im Dezember 2018 
benannt worden sein, aber bis dato kann das 
zuständige Ministerium für öffentliche Verwal-
tung nicht angeben, wer sich derzeit für diesen 
neuen Themenbereich in Ausbildung befindet. 
Das Ministerium weist allerdings darauf hin, 
dass dieser neugeschaffene Beruf eine Reihe 
von wichtigen Verantwortungen mit sich bringt 
und die Ausbildung daher möglichst umfang-
reich ausgeführt werden sollte. Zudem schreibt 
das Gesetz 31-13 vor, dass ein Leitfaden für die 
zuständigen Beamten entwickelt werden muss. 
Laut Artikel 30 in dem Gesetz haben die Behör-
den dafür ein Jahr Zeit.

Für Debatten in der Zivilgesell-
schaft sorgten insbesondere 
die Ausnahmeregelungen in 
der Gesetzgebung zum Recht 
auf Information.

Bereits bei der Verfassungsreform 2011 wurde 
deutlich, dass die Umsetzung von Grund- und 
Freiheitsrechten vor allem dort schwierig ist, 
wo diese besonders sensible staatliche oder 
gesellschaftliche Bereiche berühren.18 Arti-
kel 7 des Informationszugangsgesetzes weist 
eine Liste mit Ausnahmen auf, darunter fallen 
unter anderem Informationen zur inneren und 
äußeren Sicherheit des Staates sowie Informa-
tionen über Beziehungen zu anderen Staaten 
oder internationalen Organisationen, die Geld- 
und Wirtschaftspolitik, finanzielle Rechte des 
Staates, Urheberrechte und verwandte Rechte. 
Diese Ausnahmen in dem Gesetz wurden im 
Vorfeld umfassend in der Zivilgesellschaft 
debattiert.

Bei der Erstellung der Ausnahmen orientierte 
man sich in erster Linie an Artikel 19 der VN-
Vereinbarung über zivile und politische Rechte.19 
Darin werden Informationsrechte durch Gesetze, 
die zum Schutz von Personen, der nationalen 
Sicherheit sowie der öffentlichen Gesundheit 
und Moral geschaffen wurden, limitiert. Proble-
matisch ist jedoch die Auslegung der Ausnahmen 
durch die entsprechende Behörde und die Tat-
sache, dass sich der Beamte bei Verstoß gegen 
das bereits erwähnte Statut des öffentlichen 
Dienstes gegebenenfalls strafbar macht. Der 
Nationale Menschenrechtsrat forderte in einer 
Stellungnahme eine konkretere Formulierung 
der Ausnahmen.20 Die Forderung wurde aller-
dings weitgehend ignoriert und der Gesetzgeber 
überließ diese Streitfragen einer Schlichtungs-
kommission.

Artikel 10 des Informationszugangsgesetzes 
zeigt eine umfangreiche Liste verschiedener 
Informationen auf, die selbständig veröffentlicht 
werden sollen. Somit werden die betroffenen 
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Bearbeitungszeitraum und die entsprechenden 
Hürden für den Antragsteller. In Deutschland 
beispielsweise werden ca. 10.000 Anfragen pro 
Jahr gestellt.22

Eine besondere Rolle kommt daher dem für die 
weitere Ausbildung zuständigen Ministerium für 
die öffentliche Verwaltung zu. Neben den not-
wendigen Leitfäden für die Umsetzung und tech-
nische Hilfsmittel ist vor allem eine hinreichende 
Ausbildung für die Beamten auf allen politischen 
Ebenen wichtig, gerade um die Beamten recht-
lich besser hinsichtlich ihrer Rechte und Pflich-
ten aufzuklären.

Acht Jahre nach dem Arabischen Frühling gibt es 
in Marokko weiterhin Proteste von Berufsorga-
nisationen, Studentenvereinigungen, Gewerk-
schaften und anderen Gruppen zu sozialen 
Themen. Laut Schätzung der Weltbank leben 20 
Prozent der Marokkaner unterhalb der Armuts-
grenze von zwei US-Dollar pro Tag. Trotz einer 
starken Mittelschicht sind die demografischen 
und sozialen Herausforderungen enorm. Ins-
besondere die hohe Arbeitslosigkeit der jungen 
Bevölkerung stellt ein großes Problem dar. Eine 
wiederkehrende Forderung ist die Bekämp-
fung der Korruption im Land. Daraus lässt sich 
schließen, dass Korruption immer weniger 
innerhalb der Gesellschaft akzeptiert ist und 
die alten Muster nicht mehr gelten. Die letzten 
Jahre haben in Marokko gezeigt, dass sich poli-
tische Reformen umsetzen lassen. Beispiels-
weise gab es Fortschritte im Familienrecht und 
bei der Dezentralisierung in Marokko. Nun ist 
es an der Zeit, die Probleme der Korruption, der 
Wettbewerbsfähigkeit und des Klimas für Direkt
investitionen tiefgreifend anzugehen. Der freie 
Zugang zu Informationen kann dabei eine ent-
scheidende Rolle für mehr Transparenz im Land 
spielen. Dabei geht es um eine möglichst bürger
orientierte Umsetzung des Gesetzes und nicht 
um die bloße Schaffung einer neuen Institution.

Steffen Krüger ist Leiter des Auslandsbüros der 
Konrad-Adenauer-Stiftung in Marokko.

Aussicht und Kritik

Praktische Erfahrungen mit dem Recht auf 
Zugang zu Informationen gibt es in Marokko bis 
heute noch nicht. Der bisherige Prozess zeigt, 
wie komplex die Thematik in Marokko ist, wes-
wegen viele Fragen bisher noch nicht geklärt 
werden konnten. Insbesondere ist die Rolle der 
Kommission für den Informationszugang noch 
nicht ausreichend geklärt. Experten vor Ort 
befürchten, dass dieses Gremium gegenüber 
der starken Verwaltung in Marokko wenig Durch-
setzungskraft besitzt und lediglich als Vorwand 
der Regierung für die Korruptionsbekämpfung 
in Marokko dient. Hinsichtlich der verbreiteten 
Korruption in der Verwaltung reichen das Gesetz 
und die Kommissionen allein nicht aus.

Die bisherigen Maßnahmen 
reichen noch nicht weit genug 
in die öffentliche Verwaltung 
hinein, um von einer echten 
Transparenzkultur zu sprechen.

Vor allem fehlt in weiten Teilen der Bevölkerung 
das Wissen über Rechte und Pflichten, die in 
der Verfassung festgeschrieben sind. Dies ist vor 
allem in den Gegenden problematisch, wo Ver-
treter des Staates ihre Kompetenzen überschrei-
ten und sehr autoritär auftreten. Man kann davon 
ausgehen, dass die Entwicklung hin zu einer ech-
ten Transparenzkultur noch einige Jahre benöti-
gen wird.

Hinsichtlich der normativen Gestaltung des 
Informationszugangsgesetzes, sind laut dem 
Global Right to Information Rating des Centre for 
Law and Democracy die Grundbedingungen in 
Marokko erfüllt.21

Die Umsetzung der jeweiligen Informations-
freiheitsgesetze lassen sich bestenfalls an der 
Anzahl der bearbeiteten Anfragen messen. 
Weitere Kriterien, die für die Umsetzung des 
Informationsfreiheit Relevanz haben, sind der 
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New Great Games 
Die regionalen Interessen im afghanischen Friedensprozess
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Der Verlauf des Friedensprozesses wird jedoch 
nicht nur durch die Entwicklungen im Land, son-
dern auch durch externe Dynamiken beeinflusst. 
Afghanistan als geostrategische Schnittstelle 
zwischen Zentralasien, Südasien und Mittlerem 
Osten ist Spielfeld von Regional- und Groß-
machtkonflikten wie 

1.	 dem indisch-pakistanischen Konflikt, 
2.	 Irans Nuklearkonflikt mit den USA, 
3.	 Russlands Rivalität zur US-amerikanischen 

Ordnung sowie 
4.	 dem Konflikt um Chinas Wirtschaftshegemonie.
 
Im Vergleich zu 2001 haben die Stimmen der 
Regionalstaaten und Nicht-NATO-Mitglieder 
an Einfluss und Selbstbewusstsein gewonnen. 
Insbesondere Russland und China versuchen 
mit regionalen sowie intra-afghanischen Dialo-
gen mit den Taliban Einfluss auf die Entwick-
lungen im Land zu nehmen. Um den Verlauf des 
Friedensprozesses und die künftigen regionalen 
Beziehungen einzuschätzen, hilft ein Blick auf 
die Interessen, Sicherheitsdilemmata, Bedro-
hungswahrnehmungen und Strategien der Regi-
onalstaaten. Wie definieren sie ihre Interessen in 
Afghanistan und der Region? Was ist ihr Hand-
lungsspielraum? Welche Rollen nehmen sie im 
Friedensprozess ein? Welche Kräfte könnten als 

„Gewinner“ hervorgehen und wie können mögli-
che „Verlierer“ miteingebunden werden?

Pakistan: Spielverderber oder 
Schlüsselland für Frieden

Pakistan wird von internationalen Beobachtern 
als „Schlüsselland“ für nachhaltigen Frieden 

Mit den 2019 erstmals offiziell geführten Friedensgesprächen 
zwischen USA und Taliban und dem von Präsident Trump 
angekündigten möglichen US-Truppenrückzug aus Afghanistan 
könnte die fast zwanzigjährige NATO-Ära in dem Land zu 
Ende gehen. Für die Regionalstaaten Pakistan, Indien, Iran, 
Russland und China bieten die Entwicklungen Anreiz, die  
regionale Friedens- und Sicherheitsordnung neu zu gestalten.

Als im Februar 2019 die USA erstmals offizielle 
Friedensgespräche mit den afghanischen Taliban 
in Doha, Katar, aufnahmen, war die Euphorie groß, 
dass ein neues Kapitel im achtzehnjährigen Kon-
flikt zwischen Taliban, afghanischer Regierung 
und NATO-Kräften aufgeschlagen werden kann. 
Seit 2001 ist man einer politischen Lösung noch 
nie so nah gekommen. Ein Friedensabkommen 
mit den Taliban würde nicht nur Afghanistans poli-
tische Ordnung, sondern auch das internationale 
Engagement, die regionale Sicherheitsarchitektur 
und Afghanistans Verortung als westlicher Bünd-
nispartner neu zur Verhandlung stellen.

Anfang September brachen die USA überraschend 
die Friedensgespräche nach neun Gesprächsrun-
den ab und verweigerten die Unterzeichnung 
eines Rahmenabkommens, zeigen nun jedoch 
erneut Interesse an der Wiederaufnahme des 
Prozesses.1 Für Friedensverhandlungen müssten 
die Taliban noch die afghanische Regierung als 
Verhandlungspartner akzeptieren. Diese ist in 
ihren Augen eine 2001 unrechtmäßig eingesetzte 

„Marionettenregierung“.2

Im Februar 2018 hatte Präsident Ghani den Tali-
ban bereits im Rahmen seiner Friedensinitiative 
(„Kabul-Prozess“) ihre Streichung von interna-
tionalen Sanktionslisten und eine Anerkennung 
als politische Partei in Aussicht gestellt, sollten 
sie der Gewalt abschwören. Im Doha-Prozess 
sprachen sich die Taliban weiterhin für ein Isla-
misches Emirat aus. Für die afghanische Regie-
rung und Zivilgesellschaft stellt sich die Frage, 
ob sich die Taliban auf freiheitlich-pluralistische 
Mindeststandards einlassen und demokratische 
Machtwechsel akzeptieren würden.
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Trotz der Verflechtungen lässt sich die Tali-
ban-Bewegung nur schwer vom pakistanischen 
Staat kontrollieren und integriert auch pakistan-
kritische Teile. Die junge Taliban-Generation soll 
unabhängiger sein.5 Beobachter sehen Pakistan 
seit langem nicht nur als Profiteur, sondern auch 
als Opfer der Bewegung, die sich teils auch gegen 
den pakistanischen Staat radikalisiert hat. Statt 

„Strategischer Tiefe“ des pakistanischen Staats 
wurde eine „religiöse Tiefe“ afghanischer Kämp-
fer in Pakistan geschaffen.6

Pakistans Einflussnahme auf militante Gruppen 
wie die Taliban ist Teil des vom pakistanischen 
Militär postulierten Prinzips der „Strategischen 
Tiefe“. Es dient als Rückversicherung im Falle 
einer militärischen Eskalation mit Indien. Mitt-
lerweile wird jedoch auf pakistanischer Seite 
Kritik laut, dass das Fördern militanter Gruppen 
keine nachhaltigen Vorteile geschaffen hat.

Zwar übt Pakistan nun Druck auf die Taliban 
aus, um sie zu Verhandlungen zu motivieren, 
auf afghanischer Seite ist man jedoch skeptisch, 
wie ehrlich und nachhaltig dies ist. Pakistan wird 
von einem Großteil der afghanischen Bevölke-
rung und der politischen Elite ein Interesse 
an einem „instabilen“ bzw. „beeinflussbaren 
Frieden“ unterstellt. Der Vorwurf lautet, dass 
Pakistan seine Taktik, nicht jedoch seine Ziele 
angepasst habe. Pakistan ermutige die alte, nun 
kompromissbereite Taliban-Führung zu Frie-
densgesprächen, während es junge, kampfbereite 
Taliban als „Kriegsmaschine“ behalte.7 Pakistan 
hingegen sieht sich mit überzogenen Erwartun-
gen an sein Einflusspotenzial auf die Taliban 
sowie mit Schuldzuweisungen bei Rückschlä-
gen im Friedensprozess konfrontiert und fordert 
mehr afghanische Eigenverantwortung.

Nun geht es darum, Pakistan mit seinen gewach-
senen Beziehungen zu den Taliban konstruktiv 
einzubinden und diese Kontakte für ein Abkom-
men zu nutzen. Pakistan kann weiterhin als 
Spielverderber auftreten, wenn es eine Beein-
trächtigung seiner Interessen wahrnimmt. Daher 
muss nach Möglichkeiten gesucht werden, wie 
sich der afghanische Friedensprozess vom indisch-
pakistanischen Konflikt entkoppeln lässt. Zum 

und Stabilität gesehen.3 Die afghanisch-pakista-
nischen Beziehungen nach 2001 waren geprägt 
von Misstrauen, gegenseitigen Anschuldigun-
gen der Terrorunterstützung und ungeklärten 
Territorialfragen. In den 1980er Jahren spielte 
Pakistan zusammen mit den USA und Saudi-
Arabien eine Schlüsselrolle beim Aufstieg 
der afghanischen Mudschaheddin im Kampf 
gegen die sowjetische Besatzung. Später half 
der pakistanische Geheimdienst Directorate for 
Inter-Services Intelligence (ISI) bei der Ausbildung 
und Radikalisierung von Taliban-Mitgliedern in 
pakistanischen Religionsschulen. Die afgha
nische Taliban-Bewegung wird als eine vom 
pakistanischen Staat protegierte und genutzte 
Gruppe betrachtet. Wichtige Teile ihrer Füh-
rung sind in Pakistan angesiedelt. Die in den 
1980er Jahren entstandenen Verflechtungen 
in der afghanisch-pakistanischen Grenzregion 
zwischen Taliban, kriminellen Netzwerken und 
dem pakistanischen Staat wirken bis heute nach. 
Taliban-Führer verfügen über weitreichende 
Verbindungen zu Pakistans staatlichen Instituti-
onen, politischen Parteien und wirtschaftlichen 
Lobbygruppen.

Die afghanisch-pakistanischen 
Beziehungen sind angespannt, 
auch aufgrund von Pakistans 
Verbindungen zu den Taliban.

Seit Präsident Trumps Nationaler Sicherheits-
strategie (NSS) von 2017 geriet Pakistan unter 
Druck, konstruktiv auf die Taliban einzuwirken. 
Von Pakistan wurde die Unterbindung indi-
rekter Terrorfinanzierung und terroristischer 
Operationen von pakistanischem Territorium 
aus eingefordert.4 Zugleich kündigten die USA 
die Stärkung ihrer strategischen Partnerschaft 
mit Indien an. Seitdem hat ein Umdenken in 
Pakistan eingesetzt. Pakistan braucht einer-
seits Sicherheitsgarantien von den USA und ist 
andererseits von der finanziellen Unterstützung 
Saudi-Arabiens oder Chinas abhängig – Staa-
ten, die nun den Friedensprozess vorantreiben 
wollen.
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Iran. Indien hat nach 2001 keine Truppen nach 
Afghanistan entsendet, bildet jedoch seit 2011 
afghanische Armeeangehörige in Indien aus. 
Indiens Afghanistanpolitik bleibt ein vorsichtiger 
Balanceakt gegenüber Pakistan als politischem 
und China als wirtschaftlichem Kontrahenten.

Das Land hat seit 2011 ein strategisches Part-
nerschaftsabkommen mit Afghanistan und zeigt 
von allen Regionalstaaten die stärkste Loyali-
tät gegenüber der afghanischen Regierung als 
wichtigstem Verbündeten gegen den gemein-
samen Gegner Pakistan. Tatsächlich genießt 
Indien einen sehr guten Ruf in der afghanischen 

anderen muss der innerafghanische Prozess durch 
einen trilateralen Dialog zwischen Afghanistan, 
Pakistan und Indien ergänzt werden.

Indien: Soft Power mit 
strategischen Interessen

Indien verfolgt im afghanischen Friedensprozess 
einen Low-Profile-Ansatz und übt sicherheitspoli-
tisch große Zurückhaltung. Stattdessen hat sich 
Indien als fester Partner in der Entwicklungs
zusammenarbeit etabliert. Indien ist fünftgrößter 
bilateraler Geber in Afghanistan; in der Region 
steht Indien an erster Stelle noch vor China und 
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den Taliban müsse die demokratische Ordnung 
bewahren. Dahinter verbirgt sich die Sorge vor 
der Wiederherstellung eines pro-pakistanischen 
Taliban-Emirats.

Das Land ist einer der wenigen Staaten, der 
sich offiziellen Gesprächen mit den Taliban ver-
schließt. Für Indien bleiben die Taliban eine pro-
pakistanische Kraft und Instrument Pakistans zur 
Durchsetzung seiner Interessen. Im indischen 
Militär und in regierungsnahen Think-Tanks ist 
die Auffassung verbreitet, dass die Taliban stärker 
militärisch bekämpft werden sollten. Das interna-
tionale Werben um die besten Gesprächskanäle 
zu den Taliban hat die indische Führung jedoch 
bewogen, die Aufnahme offizieller Gespräche mit 
der Talibanführung erneut anzudenken.

Für Indien als schärfsten Taliban-Skeptiker 
dürfte es schwierig werden, strategische Vor-
teile jenseits von Informationsgewinnung aus 
einem Dialog mit den Taliban zu ziehen. Die 
Einbindung der Taliban könnte für Indien einen 
empfindlichen Einflussverlust bedeuten. Die 
mit der London-Konferenz 2010 vom Westen 
eingebrachte Unterscheidung zwischen „guten“ 
und „schlechten“ Taliban wurde von dem Land 
nicht geteilt. Andererseits hat sich in der indi-
schen Führung über die Jahre ein differenzierte-
res Verständnis von den Taliban entwickelt; so 
werden sie heute nicht mehr als monolithischer 
pro-pakistanischer Block wahrgenommen.8

Die indische Regierung ist besorgt, Pakistan 
könne die Taliban unterstützen, um indische Ziele 
in Kaschmir, Indien und Afghanistan anzugreifen. 
Hinter zahlreichen Anschlägen im In- und Ausland 
vermutete Indien eine pakistanische Einmischung. 
Darüber hinaus ist Afghanistan auch für Indiens 
Energiesicherheit potenziell interessant. Indien 
hat Interesse am Zugang zu zentralasiatischen 
Energieressourcen, insbesondere seit Iran für das 
Land aufgrund der verstärkten US-Sanktionen als 
wichtigster Ölexporteur wegfällt.

Gesellschaft. Es ist eines der beliebtesten Rei-
seländer für Studium oder medizinische Auf-
enthalte und eines der wenigen Länder, für die 
Afghanen noch problemlos Visa erhalten.

Im Friedensprozess ist Indien einer der stärks-
ten Fürsprecher der afghanischen Regierung. 
Indien pocht auf eine „afghanisch geführte, ver-
antwortete und überwachte“ (Afghan-led, -owned, 

-controlled) Friedenslösung und drückt damit 
seinen Unmut darüber aus, dass die afghanische 
Regierung im Doha-Prozess außen vor geblie-
ben ist. Indien ist ein starker Verfechter der 
afghanischen Verfassung; ein Abkommen mit 

Verhandlungen ausgeschlossen: Für Indien bleiben  
die Taliban eine pro-pakistanische Kraft und Instrument 
Pakistans zur Durchsetzung seiner Interessen.  
Quelle: © Mohmmad Shoib, Reuters.
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Iran hat ein Interesse an einem stabilen Afgha-
nistan als Wirtschaftspartner, das sich keiner 
anti-iranischen Interessenallianz anschließt und 
keine extremistische Gefahr darstellt. Mit einer 
900 Kilometer langen Grenze zu Afghanistan 
ist Iran verwundbar gegenüber transnationalen 
Terrorgruppen und Drogenhandel. Seit 2015 ist 
die anti-schiitische Terrororganisation Islami-
scher Staat (IS) mit ihren regionalen Ablegern 
eine potenzielle Bedrohung und hat vereinzelt 
Anschläge in Teheran und iranischen Provinzen 
verübt. Die NATO-Ausbildungs- und Beratungs-
mission in Afghanistan, in der die USA über 
8.000 von insgesamt 16.000 Soldaten stellen, 
sowie die amerikanische Antiterror-Operation 
Freedom’s Sentinel (OFS) sind für Iran eine zwei-
schneidige Angelegenheit. Iran hat kein Inte-
resse an einem überstürzten US-Truppenabzug 
mit dem Risiko einer weiteren Destabilisierung 
des Landes. Andererseits hat das Land Sorge vor 
einer dauerhaften Antiterror-Militärbasis, die 
die USA mit den Taliban aushandeln wollten.

Nach außen proklamiert Indien eine rein entwick-
lungspolitische Strategie. Indien unterhält landes-
weit Infrastruktur- und Bildungsprojekte sowie 
diplomatische Vertretungen in Kabul, Masar-e 
Scharif, Herat, Jalalabad sowie Kandahar, was in 
Pakistan den Vorwurf der Spionage geweckt hat. 
Eine Truppenstationierung wurde in der indi-
schen Politik wiederholt diskutiert, aber bislang 
ausgeschlossen. Ein militärisches Engagement 
wäre zu kostspielig, würde Pakistan unnötig rei-
zen und könnte Indien den Vorwurf als Besat-
zungsmacht einbringen sowie hindu-muslimische 
Spannungen im eigenen Land schüren. In Indiens 
außenpolitischem Diskurs wird jedoch Kritik laut, 
dass der Soft-Power-Ansatz dem Land keinerlei 
strategische Gewinne gebracht habe und seine 
Interessen nicht ausreichend Beachtung finden.9 
Auch die afghanisch-indische Freundschaft wird 
zunehmend strapaziert. Die afghanische Gesell-
schaft will nicht länger Spielball eines indo-
pakistanischen Stellvertreterkriegs sein.

Iran: Fremder Nachbar im 
Sicherheitsdilemma

Iran als direktes Nachbarland und größter Han-
delspartner Afghanistans zeigt eine zunehmend 
proaktive Strategie. Mit der Eskalation des ame-
rikanisch-iranischen Konflikts und verschärften 
US-Sanktionen ist Iran zu einem Kritiker der 
westlichen Stabilisierung in Afghanistan und des 
Doha-Friedensprozesses geworden. Das Land 
unterstützt daher alternative Friedensansätze und 
hofft auf eine „post-amerikanische Stabilität“, die 
ausreichende Sicherheitsgarantien für Iran in der 
Region bietet. In der afghanischen Gesellschaft 
bleibt Iran ein teils misstrauisch beäugter Nach-
bar, der die politischen Meinungen spaltet.

Iran steht dem US-Engagement 
in Afghanistan kritisch  
gegenüber und fordert mehr 
afghanische Selbstständigkeit.

Staat Truppenstärke  
(bzw. Obergrenze)

1.	 USA 8.475

2.	 Deutschland 1.300

3.	 Italien 895

4.	 Georgien 870

5.	 Rumänien 693

6.	 Vereinigtes Königreich 650

7.	 Türkei 506

Andere Staaten 2.840

Gesamtstärke (39 Staaten) 16.229

Quelle: Eigene Darstellung nach NATO 2018: Resolute  
Support Mission, 06.07.2018, in: https://bit.ly/2NjLCTl 
[05.11.2019].

Tabelle 1: Truppenkontingente nach Staaten der 
NATO-Mission Resolute Support (Stand 
Juli 2018)

https://bit.ly/2NjLCTl
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und ihre Verbündeten die Sanktionen und den 
militärischen Druck auf Iran aufrechterhalten 
bzw. eskalieren, wird das Land jegliche Einfluss-
möglichkeiten in der Region, sei es über afgha-
nisch-schiitische Söldner in Syrien oder durch 
taktische Unterstützung der Taliban, nutzen, um 
sich Garantien gegen die Bedrohung aufzubauen. 
Damit ist Iran ein in regionale Konflikte verwickel-
tes Nachbarland, dessen Einbindung jedoch für 
den Erfolg des Friedensprozesses bedeutsam ist.

Russland: Alternativer Friedenspartner  
trotz historischer Vorbelastung?

Russlands Afghanistanpolitik unterlag in den 
letzten zwanzig Jahren einem starken Wandel. 
Nach den verlustreichen 1980er Jahren im Kampf 
gegen die Mudschaheddin verfolgte Russland 
lange eine zurückhaltende Politik. Russlands 
Intervention in Afghanistan 1979 hatte den inter-
nationalen Dschihad-Kampf in Afghanistan und 
der muslimischen Welt befördert und das Ende 
der Sowjetunion markiert. Im Oktober 2001 
war Russland neben Pakistan, Saudi-Arabien 
und Iran eines der Nicht-NATO-Länder, das die 
US-geführte Antiterror-Koalition gegen die Tali-
ban unterstützte. Anschließend half Russland 
den USA bei ihren Stabilisierungsbemühungen 
und im Kampf gegen die wiederaufkommenden 
Taliban. In den letzten Jahren zeigt Russland eine 
deutlich proaktivere Rolle, verbunden mit dem 
Wunsch nach einer aus der Region gestalteten 
Sicherheitsordnung.

Russland hat ein vitales Interesse an Afgha-
nistans Stabilität und territorialer Integrität. 
Afghanistan soll keine neue Anlaufstelle für 
transnationale Terrorgruppen und Drogenkar-
telle werden, von denen eine Bedrohung gegen 
die zentralasiatischen Nachbarländer und Russ-
land ausgeht. Terrorismus- und Drogenbekämp-
fung spielen daher eine vornehmliche Rolle.

Mit der Ausrufung des IS-Ablegers Islamischer 
Staat Khorasan (ISKP) in Afghanistan im Januar 
2015 hat sich Russlands Strategie gegenüber der 
Taliban-Bewegung geändert. Moskau hat in den 
vergangenen Jahren Kontakte zu den Taliban auf-
gebaut und strebt nun eine politische Lösung mit 

Im Friedensprozess fordert Iran einen afghanisch 
geführten Prozess, der nicht von einzelnen Staa-
ten monopolisiert werden dürfe. Zudem fordert 
Iran den Schutz der demokratischen und repu
blikanischen Verfassung. Auf den ersten Blick 
mag es überraschen, dass Iran sich für den Erhalt 
der demokratischen Institutionen einsetzt und 
Sorge äußert, dass die errungenen Werte und 
Rechte von Frauen und Minderheiten in den 
Friedensverhandlungen geopfert werden könn-
ten. Iran hat jedoch keinerlei Interesse an einem 
Islamischen Emirat als Nachbar, das ein pro-sun-
nitisches Kräfteverhältnis stützen könnte. In 
den letzten Jahren hat Iran Kontakte und direkte 
Gesprächskanäle zu den Taliban aufgebaut, 
negiert jedoch nachhaltige Beziehungen oder gar 
eine Zusammenarbeit mit ihnen. Gemeinsamkei-
ten finden beide Seiten eher in anti-westlichen 
statt in politisch-religiösen Vorstellungen.

In der afghanischen Innenpolitik spaltet Iran die 
Meinungen. Einerseits ist das Land ein wich-
tiger regionaler Investor. Iran hat Pakistan als 
größten Handelspartner Afghanistans abgelöst. 
Es prägt den Wiederaufbau mit Infrastruktur-
maßnahmen, wie dem Bau von Kliniken oder 
eines Ablegers der iranischen Payame-Noor-
Universität. Mit Afghanistan und Indien hat Iran 
seinen Chabahar-Hafen am Indischen Ozean zur 
alternativen Transportroute ausgebaut. Nur 170 
Kilometer vom pakistanischen Hafen Gwadar 
entfernt, eröffnet der Hafen Afghanistan und 
Indien eine von Pakistan unabhängige Handels-
route. Die Nachfrage afghanischer Staatsbürger 
nach iranischen Visa für Geschäftsreisen, medi-
zinische oder Studienaufenthalte ist hoch. Ande-
rerseits besteht in Afghanistans Bevölkerung 
Skepsis bis Misstrauen gegenüber dem Nach-
barn. Iran pflegt politische und religiös-kulturelle 
Beziehungen zur schiitischen Minderheit in 
Afghanistan, insbesondere den Hazara. Die 
für Iran in Syrien kämpfende Fatimiyoun-Miliz 
besteht fast ausschließlich aus afghanischen 
Hazara-Angehörigen.

Irans Verhalten ist an den USA ausgerichtet. Die 
größte Bedrohung für das iranische Regime geht 
von den Vereinigten Staaten und den US-Verbün-
deten am arabischen Golf aus. Solange die USA 
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die bilateralen Beziehungen sind heute unver-
krampfter. Zu den russischen Nationalfeiertagen 
lassen sich nun sowohl frühere Taliban-Funk-
tionäre als auch ehemalige Mudschaheddin-
Mitglieder in der russischen Botschaft blicken.

Welche Rolle wird Russland im Friedensprozess 
einnehmen? Westliche Beobachter sehen seine 
Initiativen als reaktiv zum US-geführten Frie-
densprozess. Für Russland ist Afghanistan Teil 
seiner erweiterten Region, in der es natürlicher-
weise die Sicherheitsarchitektur mitgestalten 
möchte. Die anfänglichen Stabilisierungsbemü-
hungen der USA und NATO begrüßte Moskau, 
als noch nicht absehbar war, dass die westlichen 
Streitkräfte dauerhaft bleiben würden. Nach 
fast zwanzig Jahren fordert Russland eine aus 
der Region heraus gestaltete und vom Westen 
emanzipierte Sicherheitsordnung. Im Friedens-
prozess setzt das Land auf andere politische 
Akteure. Russlands Beziehungen zum frühe-
ren Präsidenten Hamid Karzai waren deutlich 
enger als zum jetzigen Präsidenten Ghani. Unter 
afghanischen Karzai-Anhängern, von denen viele 
äußerst kritisch gegenüber Ghani als auch den 
USA sind, hat Russland weiterhin Unterstützer. 
Gleichzeitig hat Moskau kein Interesse an einem 
überstürzten Truppenabzug, der ein Sicherheits-
vakuum hinterlassen könnte. Eine Möglichkeit, 
die Einheit und Regierbarkeit des Landes zu 
garantieren, sieht Russland nun über die Einbin-
dung der Taliban.

China: Pax Economica für Afghanistan

China hat bislang eine sichtbare Führungsrolle in 
Afghanistan vermieden. Seine Afghanistanpolitik 
ist von wirtschaftlichen Kalkülen für sein Projekt 
der „Neuen Seidenstraße“ angetrieben und hat 
die Wahrung nationaler Sicherheitsinteressen im 
Blick. Als Nachbarland mit einer gemeinsamen 
Landesgrenze von 80 Kilometern im nordöstli-
chen Wakhan-Korridor hat China zudem Inte-
resse an einer effektiven Grenzkontrolle gegen 
die Aktivitäten von Drogenschmugglern und 
Terrorgruppen.

Chinas Fokus in Afghanistan ist nicht auf 
Nation Building oder den Aufbau politischer 

ihnen an. Taktische Kontakte bestanden bereits 
ab 2006, als sich ein militärischer Sieg über die 
Taliban als zunehmend schwierig erwies. Die 
russische Führung bestätigt Gesprächskanäle 
zum Informationsaustausch, negiert jedoch 
eine Zusammenarbeit oder gar Bewaffnung der 
Taliban. Der russische Sonderbeauftragte, Zamir 
Kabulov, bestätigte ein gemeinsames Interesse 
mit den Taliban beim Kampf gegen den IS.

Im „Moskau-Prozess“ konnte Russland, parallel 
zum US-geführten Doha-Prozess, afghanische 
Konfliktparteien mit den Taliban an einen Tisch 
bringen. Der russische Botschafter in Kabul, 
Alexander Mantytskiy, betont die Unterstüt-
zung eines „intraafghanischen Dialogs“. Nach 
Ansicht Russlands müsse dieser Dialog nicht 
nur die afghanische Regierung, sondern den 
Querschnitt der afghanischen Gesellschaft 
einbeziehen. Gleichzeitig sei Russland jedoch 
nicht besorgt über die US-Taliban-Gespräche.10 
Während das Land die Friedensgespräche in 
Moskau als komplementär zum US-amerika-
nischen Doha-Prozess darstellt, sehen andere 
Beobachter das Moskau-Format als „alternative 
Friedensdiplomatie“ zu den USA.11 Die regiona-
len Formate drücken einen Gestaltungswillen der 
Staaten in der Region aus und fordern die Beach-
tung legitimer regionaler Interessen. Zugleich 
verbirgt sich dahinter Kritik am amerikanischen 
Einfluss und die Sorge vor einer permanenten, 
wenn auch reduzierten, US-Militärpräsenz.

Die afghanische Regierung und kritische Stim-
men sehen Russlands Rolle im Friedensprozess 
als ambivalent. Lokale Medien warfen dem Land 
nach den Moskau-Gesprächen im Februar 2019 
vor, die afghanische Regierung marginalisiert 
und die Taliban aufgewertet zu haben. Russland 
bewertet die afghanische Regierung dagegen als 
zu stark von den USA und dem Ausland abhängig 
und beeinflusst.

Das russische Erbe ist ambivalent; Russland  
brachte moderne Infrastruktur wie das Makryan- 
Häuserviertel in Kabul sowie die Kalaschnikow 
nach Afghanistan. Nun zeigt sich eine zuneh-
mende Offenheit afghanischer Akteure gegen-
über den Moskauer Friedensbemühungen. Auch 
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rund 240 Millionen US-Dollar an Entwicklungs-
hilfe bereit, deutlich weniger als Indien oder die 
westlichen Geber. Als Nachbarland hat China 
zudem vitale Sicherheitsinteressen. Als größte 
Bedrohung werden eigene militante Gruppen 
gesehen, die in Afghanistan einen Rückzugs-, 
Rekrutierungs- und Radikalisierungsraum finden. 
Lange galt die von chinesischen Uiguren gegrün-
dete separatistische Gruppe East Turkestan Islamic 
Movement (ETIM) als größte Sicherheitsbedro-
hung. Aus Sorge vor islamistischem Extremismus 
in der Xinjiang-Provinz wurde der Grenzhandel 
nur zögerlich ausgebaut. Seit der Infiltration der 
IS-Terrormiliz in Zentralasien ist Chinas Afgha-
nistan-Strategie stärker sicherheitspolitisch aus-
gerichtet. China ist besorgt über Verbindungen 
zwischen ISKP und ETIM-Mitgliedern. Im Feb-
ruar 2018 drohten erstmals chinesische IS-Kämp-
fer mit Anschlägen in dem Land.

China hat ein Eigeninteresse am Erfolg des Frie-
densprozesses und unterstützt gleichermaßen 
die von den USA wie von Russland initiierten 
Gespräche. Mit den USA, Afghanistan und Pakis-
tan führte es ab 2015 die Quadrilateral Coordi-
nation Group (QCG) zur Einleitung offizieller 
Gespräche mit den Taliban. Über die Shanghai 
Cooperation Group (SCO) hat Beijing im Mai 2018 
erneut zu einer Afghanistan Contact Group für 
Frieden und Wiederaufbau eingeladen.

Pakistan ist ein strategischer Partner Chinas. 
Dies würde eine pro-pakistanische Haltung des 
Landes im Friedensprozess vermuten lassen. 
Unter manchen Regierungen besteht jedoch die 
Hoffnung, dass China „zähmend“ auf Pakistans 
Rolle im Friedensprozess und konstruktiv auf die 
afghanisch-pakistanischen Beziehungen einwir-
ken könnte. China hat ein Interesse am Abbau 
afghanisch-pakistanischer Spannungen, nicht 
zuletzt um sein CPEC-Projekt voranzutreiben. 
Im Dezember 2017 lud es Pakistan und Afgha
nistan zum ersten trilateralen Außenminister-
treffen nach Beijing. Während die EU Hoffnung 
auf die chinesische Zähmung Pakistans gesetzt 
hatte, ist China der Meinung, dass der Westen 
sein Einflusspotenzial auf Pakistan überschätzt 
und ein zu starker Druck auf Pakistan zudem 
kontraproduktiv sei.14

Institutionen gerichtet, sondern auf die Siche-
rung von Ressourcen, Absatzmärkten und 
Transportrouten. Als wichtiges Transitland 
zwischen Zentralasien und Indischem Ozean 
und mit seinem Reichtum an strategischen Res-
sourcen wäre Afghanistan der ideale Kandidat 
für Chinas Seidenstraßen-Projekt, die Belt and 
Road Initiative (BRI).12 Die 2013 von Präsident Xi 
Jinping initiierte Vision einer von China gestal-
teten Wirtschafts- und Transitroute vom Pazifik 
zum Mittelmeer mit über 60 Staaten hatte bis-
lang Afghanistan aus Sicherheitsgründen ausge-
klammert. Das soll sich nach offiziellen Aussagen 
baldmöglichst ändern.13

Afghanistan ist für China im 
Kontext seiner Seidenstraßen- 
Initiative interessant, nur die 
instabile Sicherheitslage gilt 
noch als Problem.

Der chinesische Staat und chinesische Investoren 
sind bereit, ihre Aktivitäten auszudehnen, sobald 
die Sicherheitslage es zulässt. China ist der dritt-
größte Handelspartner Afghanistans nach Iran 
und den USA. Bislang importiert das Land vor 
allem wenig strategische Produkte wie Safran, 
Pinienkerne, Marmor und Teppiche. Es hat in 
Ressourcen wie in Kupfer und und  Ölrechte 
sowie in die für das BRI-Projekt nötige Infra-
struktur investiert. Die visionäre Idee eines „Five 
Nations Railway Corridor“ soll einen Transport-
korridor von China über Afghanistan ans Mittel-
meer schaffen. Chinas wichtigste Verbindung 
und Vorzeigeprojekt der „Neuen Seidenstraße“ 
ist der 2015 eingeweihte China Pakistan Econo-
mic Corridor (CPEC) mit Afghanistans Erzfeind 
Pakistan. Die chinesische Führung hatte – zum 
Missmut Pakistans – verkündet, dass sie CPEC 
gerne auf Afghanistan ausdehnen würde.

China versucht derzeit, ein Image als Entwick-
lungspartner zu etablieren. Im Jahr 2018 grün-
dete es die National Development and Cooperation 
Agency. In den letzten zehn Jahren stellte das Land 
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US-Armee-Präsenz: Nach fast zwanzig Jahren könnte die NATO-Ära in Afghanistan zu Ende gehen. Quelle: © Goran 
Tomašević, Reuters.
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von internationalen Sanktionslisten von al-Qaida 
und extremistischen Elementen innerhalb ihrer 
Bewegung distanzieren sowie die Bekämpfung 
transnationaler Terrorgruppen im Land garan-
tieren. Für Pakistan wäre eine Rehabilitierung 
der Taliban nicht zwangsläufig ein Vorteil; die 
pakistanische Führung muss dann mit den Tali-
ban als unabhängigem Akteur umgehen, der sich 
internationalen Spielregeln unterwirft. Indien, 
das sich offiziellen Kontakten zu den Taliban bis-
lang verweigert, würde mit einer Legalisierung 
der Taliban Einfluss im Land verlieren.

Unter Russland, China und Iran besteht eine 
große Interessenkonvergenz. Sie alle haben ein 
besonderes Interesse an der Bekämpfung von 
transnationalem Extremismus und Drogenhan-
del sowie an sichereren Handels- und Energie-
transitrouten. In Afghanistan verfolgen sie kein 
Nation Building oder große entwicklungspoliti-
sche Strategien, sondern suchen pragmatische 
Bündnisse zur Wahrung ihrer außen-, sicherheits- 
und energiepolitischen Interessen. Die Taliban 
würden sie als Bündnispartner akzeptieren, 
wenn diese den Schutz ihrer Interessen garan-
tieren. Diese pragmatische Vorstellung der Sta-
bilisierung Afghanistans unterscheidet sich vom 
westlichen Modell des Nation Buildings und der 
Stärkung politischer Institutionen. Den Rückzug 
der USA begrüßen sie, fordern aber einen geord-
neten und verantwortungsvollen Rückzug.

Die Regionalstaaten, allen voran Indien, Iran, 
Russland und China, sind Fürsprecher eines 
afghanisch geführten Friedensprozesses, mei-
nen dabei jedoch eigentlich eine regional ver-
antwortete Sicherheitsordnung und den Schutz 
ihrer nationalen Interessen. In Zukunft werden 
sie sich an ihrem außenpolitischen Handeln mes-
sen lassen müssen.

Dr. Ellinor Zeino ist Leiterin des Auslandsbüros der 
Konrad-Adenauer-Stiftung in Afghanistan.

Beijing ist zwar gegen eine Unterstützung der 
Taliban und befürwortet militärischen Druck, 
gleichzeitig spricht es sich für die politische 
Einbindung der Taliban aus. Chinas Haltung 
gegenüber den Taliban ist über die Jahre mode-
rater geworden. In den 1990er Jahren waren die 
Taliban ein politischer Gegner, der chinesische 
staatsfeindliche Gruppen unterstütze. Heute 
werden sie als nationale Gruppe ohne eine gegen 
China gerichtete Agenda wahrgenommen.

Die politische Neutralität des Landes und seine 
militärische Zurückhaltung werden mit sei-
nen geoökonomischen Interessen zunehmend 
schwieriger werden. China wird stärker als bisher 
sicherheitspolitische Verantwortung übernehmen 
müssen, wenn sich die USA militärisch zurück-
ziehen. In den letzten Jahren hat Beijing eine 
Aufstockung der Militärhilfe an Afghanistan und 
eine engere Antiterror-Kooperation angekündigt 
sowie in die Grenzsicherung investiert. Chinas 
fehlende Truppenentsendung wurde in US-Krei-
sen als „free-riding“ bezeichnet. Wenn das Land 
mehr Verantwortung bei der Grenzsicherung und 
im Antiterrorkampf übernimmt, wäre das nach 
offiziellen Stimmen auch im US-amerikanischen 
Interesse.15

Die regionale Ordnung  
nach dem US-Rückzug

Nach fast zwanzig Jahren könnte die NATO- 
gestützte Ära der Pax Americana in Afghanis-
tan zu Ende gehen. Wie werden Nicht-NATO-
Staaten wie Iran, Russland, China, Indien und 
Pakistan die künftige Ordnung gestalten und 
Verantwortung für die regionale Sicherheit über-
nehmen? Und wie entwickeln sich die regionalen 
Beziehungen nach einer politischen Einbindung 
der Taliban? Die Ghani-Regierung steht – trotz 
aktueller Spannungen mit den USA – für eine 
pro-westliche Ordnung. Mit der politischen Ein-
bindung der Taliban würden amerikakritische 
und nicht-westliche Stimmen an Einfluss gewin-
nen. Die Staaten in der Region, die eine alterna-
tive, post-amerikanische Ordnung befürworten, 
wie Russland, Iran und China, könnten ihre Kon-
takte zu den Taliban politisch und wirtschaftlich 
nutzen. Letztere müssten sich für ihre Streichung 
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1	 	Die im Doha-Prozess behandelten Punkte umfassen 
(1.) den Rückzug ausländischer Truppen aus Afgha-
nistan, (2.) die Garantie, dass Afghanistan nicht als  
Rückzugsort für transnationale Terror-Gruppen dient,  
(3.) einen Waffenstillstand und (4.) einen intra
afghanischen Dialog unter Einbeziehung der afgha-
nischen Regierung. In den ersten beiden Punkten 
hatte man sich bereits auf einen ausformulierten 
Entwurf geeinigt.

2	 	Im Juni fand unter deutscher Vermittlung ein intra
afghanischer Dialog mit Taliban und Regierungs-
vertretern in ihrer Funktion als „Privatpersonen“ statt.

3	 	So auch der deutsche Außenminister Heiko Maas 
bei seinem Besuch in Afghanistan und Pakistan im 
März 2019.

4	 	Gemeint ist vor allem das in Pakistan ansässige  
Haqqani-Netzwerk mit Verbindungen zu al-Qaida. 
Seit dem 2010 eingeleiteten Friedensprozess werden  
die Taliban als „aufständische“ und nicht mehr als 

„terroristische“ Gruppe bezeichnet.
5	 	So ein ehemaliger Taliban-Funktionär in einem 

Gespräch am 03.05.2019 in Kabul. Die alte Taliban- 
Generation ist geprägt durch große, polygame Familien- 
verbände; Ehefrauen und Angehörige finden meist  
nur sichere Unterkunft in Pakistan. Die junge Taliban- 
Generation sei logistisch und politisch unabhängiger.

6	 	Pakistanische Entscheidungsträger sehen die 
selbstgeschaffene Gefahr der Taliban, die sich nun 
auch gegen den eigenen Staat richtet. Siehe Ahmed, 
Mutahir 2014: Pak-Afghan Security Dilemma. Imper-
fect Past and Uncertain Future, Lahore, S. 152.

7	 	Vgl. Yunus Qanuni, Führungsfigur der Partei Jami’at-e 
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und Ismael Khan, ehemaliger Gouverneur der Provinz  
Herat, in einem Gespräch am 28.04.2019 in Herat.
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Systeme, da sich führende Mächte oft gegensei-
tig blockieren und andere zu Blockaden animiert 
werden. Die multilateralen, regelbasierten Ord-
nungsstrukturen haben aber bisher gerade mitt-
leren und kleineren Staaten Schutz gegenüber 
dem Recht des Stärkeren geboten.

Die für den globalen Handel entscheidenden 
freien Seewege kommen nicht zuletzt in der 
Region des Indischen Ozeans und des Pazifiks 
durch Unterminierung geltenden Rechts und 
militärische Drohkulissen unter Druck. Um die-
sem Druck zu begegnen, reichen Appelle Euro-
pas nicht aus.

Konkurrierende Mächte wie China und Russ-
land nutzen in wachsendem Maße digitale 
Instrumente, um politischen, wirtschaftlichen 
und sicherheitspolitischen Einfluss in Deutsch-
land und Europa zu gewinnen. Das zeigt sich in 
Beeinflussungskampagnen in Social Media, 
aber auch in Spionageaktivitäten und Angriffen 
auf die Institutionen der freiheitlichen Demo-
kratie inklusive ihrer personellen Eliten. Es gibt 
keine Anzeichen für einen Rückgang dieser dau-
erhaften Attacken.

Die globalen Auseinandersetzungen zur Siche-
rung von Ressourcen führen zum Aufbau von 
Verbindungen mit Verträgen, Finanzierungen, 

In der global vernetzten Welt aus immer engeren Verbindungen 
von Menschen, Waren, Kapital und Dienstleistungen hängt 
Deutschlands Zukunftsfähigkeit entscheidend davon ab, wie 
frühzeitig neue Trends und Themen erkannt werden. Dies ist 
die Voraussetzung für eine erfolgreiche Vorbereitung politi-
scher Entscheidungen, die Deutschlands und Europas Rahmen- 
bedingungen für Freiheit und Demokratie, Innovation und 
wirtschaftliche Wettbewerbsfähigkeit sowie Sicherheit nach 
innen und außen positiv gestalten. Die Konrad-Adenauer-
Stiftung hat daher ihr internationales Netzwerk mit Auslands-
mitarbeiterinnen und -mitarbeitern in mehr als 100 Ländern 
rund um den Globus befragt. Dabei zeigen sich folgende 
Trends, auf die Deutschland eingestellt sein muss.

Zwischen Systemkonkurrenz und Geopolitik

Überall auf der Welt ist die wachsende Bipo-
larität zwischen den USA und China zu 
spüren: Die USA unter Präsident Trump ziehen 
sich aus regionalen und globalen Ordnungs-
strukturen zurück und suchen die direkte, bila-
terale Auseinandersetzung mit China und 
anderen Mächten. China hingegen baut seinen 
wirtschaftspolitischen, militärischen und auch 
politischen Einfluss im Sinne einer Soft Power in 
allen Weltregionen so aus, dass es zumindest als 
strategisch und durchdacht wahrgenommen wird. 
Der Eindruck einer globalen Systemkonkurrenz 
zwischen mit Demokratie verbundener Markt-
wirtschaft und einem staatskapitalistischen Sys-
tem im Dienste der KP ist weithin unumstritten, 
obgleich er nicht alles beherrscht und Raum 
für multipolare Konstellationen lässt. Gerade 
die Länder, die sich mit Demokratie, Freiheit 
und Menschenrechten identifizieren, schauen 
erwartungsvoll auf Deutschland und die EU als 
Mitspieler in der globalen Auseinandersetzung. 
Zunehmend werden die EU und auch Deutsch-
land jedoch als Akteure wahrgenommen, die 
sich nicht der Herausforderungen der Zukunft 
bewusst sind.

Diese Herausforderungen liegen in der zuneh-
menden Dysfunktionalität der multilateralen 
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Datenschutzgrundverordnung hat die EU einen 
ersten Schritt zur Annahme der „Datengeopoli-
tik“ gemacht, der jedoch vorwiegend defensiv 
ausgerichtet ist. Offensive Schritte zum Über
leben Europas als globale Wirtschaftsmacht mit 
Demokratie und Freiheiten sind erforderlich. 
Ebenso müssen sich deutsche Unternehmen 
dem Wettbewerb in den Ländern auch dadurch 
stellen, dass sie bessere Standards als beispiels-
weise ihre chinesischen oder russischen Kon-
kurrenten in sozialen und menschenrechtlichen 
Aspekten bieten.

Es ist damit zu rechnen, dass neben denen im 
Weltraum und in den beiden Polregionen der 
Erde weitere Schritte erwogen werden, die 
Ressourcen des Planeten durch Eingriffe in 

Technik und Infrastrukturen, die vielerorts 
in Afrika, Asien und Lateinamerika als Neo
kolonialismus wahrgenommen werden. Es geht 
dabei um Ressourcen wie fossile Energieträger, 
für modernste Technologie erforderliche Roh-
stoffe (unter anderem „Seltene Erden“), Lithium, 
Lebensmittel, Trinkwasser (70 Prozent liegen in 
der Antarktis), aber auch Daten als das „Öl der 
Zukunft“. Dafür werden traditionelle Gebiete 
wie Zentralasien oder Nordafrika, aber auch 
neue, wie der globale Datenraum ebenso wie 
Arktis und Antarktis oder der Weltraum, in die 
geopolitische Rivalität einbezogen. Bei all die-
sen Gebieten ist eine erhöhte Reibung der gro-
ßen Mächte, teilweise ein Wettrennen und eine 
Umgehung oder gar Missachtung bestehenden 
internationalen Rechts zu beobachten. Mit der 

Big Brother is watching you: In China wird viel Technologie entwickelt und so eingesetzt, dass es dem europäischen 
freiheitlichen Verständnis widerspricht. Quelle: © David Gray, Reuters.
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heraus. Starke Pfeiler der pluralistischen Gesell-
schaft wie Vereine, Verbände und Kirchen befin-
den sich in vielen westlichen Ländern auf dem 
Rückzug. Transparenz von Entscheidungen in 
argumentativer wie prozessualer Hinsicht scheint 
das Gebot der Stunde zu sein. Es stellen sich für 
selbstverständlich gehaltene Grundfragen wie 
das Verhältnis von Mehrheitsentscheidungen zu 
den Verfahren des demokratischen Rechtsstaates: 
Ist eine Mehrheit in einer Abstimmung oder gar 
einer Meinungsumfrage wichtiger als gerichtli-
che Wege und Entscheidungen? Bekannte Span-
nungsverhältnisse wie das von Freiheitsrechten 
vs. Sicherheit werden neu aufgeladen und verlan-
gen nach demokratischen und breit akzeptierten 
Entscheidungen.

Die Gesellschaften in aller Welt werden durch 
die ungeahnten technischen Möglichkeiten 

geochemische Kreisläufe der Erde (Geo-Enginee-
ring) verfüg- und steuerbar zu machen. Durch das 
Wachstum der Weltbevölkerung auf knapp zehn 
Milliarden Menschen bis 2050 und die Folgen 
des Klimawandels werden Ressourcen knapper 
und befeuern die Rückkehr der Geopolitik zu 
Grenzen, Macht und Zugriff auf Territorien.

Vor diesem Hintergrund ist die Befassung mit 
dem Konfliktfeld Persischer Golf, das reich an 
fossilen Energieträgern, aber z. B. von Ländern 
mit großem Defizit an Trinkwasser umgeben ist, 
dringend geboten. Die Polarisierung zwischen 
Saudi-Arabien und Iran, die auf die gesamte 
Region ausstrahlt und durch religiös-ideologi-
sche Kräfte verstärkt wird, nimmt wahrscheinlich 
weiter zu. In der globalen Auseinandersetzung 
wird Saudi-Arabien von den USA und Iran eher 
von den konkurrierenden Mächten unterstützt. 
Die Folgen betreffen Deutschland und Europa 
direkt durch Gewalt in der europäischen Nach-
barschaft, Flucht, Migration, Terrorismus und 
Verknappung wichtiger Ressourcen für den Wirt-
schaftskreislauf sowie die Beeinträchtigung der 
Handelswege nach Asien.

Veränderungen der Gesellschaften durch 
Digitalisierung und Innovationen

Unverkennbar haben Social Media und die elek-
tronischen Medien mit ihrer preisgünstigen, 
schnellen und direkten Information und Kommu-
nikation einen erheblichen Einfluss auf die politi-
sche Kommunikation in Demokratien. Dieser 
zeigt sich in mehr Partizipationsmöglichkeiten 
für die Bürger, mehr Informationsoptionen, aber 
auch weniger verlässlicher Qualität der angebo-
tenen Informationen. Der Trend von rationalen, 
sachbezogenen Debatten zu emotionalen Aus
einandersetzungen, bei denen Emotionen Fakten 
und politische Verfahren mindestens relativieren, 
ist in den demokratischen Ländern Europas, Nord- 
und Südamerikas ebenso unverkennbar wie in 
den freieren Ländern Afrikas und Asiens. Die 
zunehmende Polarisierung, der Vertrauensver-
lust der überkommenen politischen Institutionen 
wie Parteien, Parlamente, Regierungen, Gerichte, 
aber auch traditioneller Medien fordern unsere 
freiheitliche und demokratische Grundordnung 
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Es ist kein Zufall, dass in dieser Zeit eine wach-
sende Spiritualität und Zuflucht in radikalen 
Religionsformen oder Naturreligionen in vielen 
Ländern, vor allem in Lateinamerika und Afrika, 
festzustellen ist. Diese kann und wird politisch 
instrumentalisiert werden.

In vielen offenen Gesellschaften zeigt sich der 
Trend, dass die Jugend durch die politischen 
Eliten immer schwerer zu erreichen ist, was 
einerseits am veränderten Kommunikations-
verhalten und andererseits an den nicht mehr 
so ausgeprägten Milieubindungen liegt, die 
auch festgelegtere Parteibindungen verschwin-
den lassen. Für jede Wahlentscheidung müssen 
die jungen Leute neu gewonnen werden, was 
schon bei den relativ alten Gesellschaften wie 
in Westeuropa oder Japan eine große Heraus-
forderung ist. Erst recht gilt dies in den jungen 

verunsichert: Gentechnik macht Schlagzeilen, 
die an Horrorfilme oder Science-Fiction erinnern, 
und die angesichts unterschiedlicher Wertord-
nungen in der Welt bei gleichzeitig empfundener 
Grenzenlosigkeit Sorgen oder gar Ängste auslö-
sen. Fortschrittshoffnungen und -potenziale ver-
langen nach einem rechtlichen Rahmen, der sich 
aus gesellschaftlich akzeptierten Werten speist. 
In der globalen Ordnung werden diese schließlich 
nur Wirkung in globalen Regeln entfalten können. 
Die Debatte um das „Wunschkind“ in Geschlecht, 
Hautfarbe, Größe und anderen Merkmalen per 
Design hat die ethischen Herausforderungen und 
das Emotionalisierungspotenzial bereits aufge-
zeigt. Wenn mit „Hirndoping“ oder „KI-Implan-
taten“ das sehr menschliche Gehirn in eine App 
zur Steuerung des menschlichen Körpers und 
seiner Umwelt verwandelt werden kann, stellen 
sich weitere Fragen zu Potenzialen und Grenzen. 

Flucht und Migration: Perspektiven in der Heimat können nur durch wirtschaftliche Entwicklung, Freiheit, soziale 
Sicherheit mit Bildung sowie Gesundheit und politische Teilhabe erwachsen. Quelle: © Darrin Zammit Lupi, Reuters.
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Gesellschaften Afrikas oder Lateinamerikas, in 
denen junge Leute einen Großteil oder gar die 
Mehrheit der Bevölkerung ausmachen.

Für Deutschland stellt sich konkret die Frage 
nach der Bedeutung des Einsatzes modernster 
Techniken zur Überwachung und Kontrolle 
bei Sicherheitsbrennpunkten, Schulen oder 
Arbeitsplätzen. In China wird vieles entwickelt 
und so eingesetzt, dass es dem freiheitlichen 
Verständnis widerspricht. Gleichwohl ist für 
Deutschland und die EU zu entscheiden, welche 
Grenzen für den Einsatz solcher Technologien 
bei uns gelten sollen.

Demografische Entwicklungen  
und Migration

Die wahrscheinlichen zukünftigen demogra-
fischen Entwicklungen in der Welt fordern 
Deutschland an zwei Fronten mit bedeutsamen 
Schnittstellen: Die Alterung der eigenen 
Gesellschaft ebenso wie in vielen europäischen 
Ländern, Japan und auch China sowie der gleich-
zeitig stattfindende Bevölkerungszuwachs in 
Lateinamerika, Asien und in Afrika in einem 
Maße, das nur als rasant zu bezeichnen ist. 
Insbesondere die erwartete Verdopplung der 
afrikanischen Bevölkerung bis 2050, also in 
einer einzigen Generation, hat bereits und 
wird in zunehmendem Maße direkten Einfluss 
auf Deutschland und Europa haben. Die nach-
wachsende junge Generation erwartet bessere 
Chancen für sich, nicht zuletzt auf der Basis der 
in den elektronischen Medien vorhandenen Bil-
der und Geschichten von besseren, manchmal 
nahezu schlaraffenlandähnlichen Zuständen in 
Europa oder Nordamerika. Daran will die Jugend 
teilhaben und wandert zuerst in die immer vol-
leren Megastädte, dann in Nachbarländer und 

Waldbrände und andere Naturkatastrophen:  
Die zunehmend spürbaren Folgen des  

Klimawandels stellen eine enorme  
Herausforderung für die Versorgung  

der weiter stark wachsenden  
Bevölkerung auf der Erde dar.  

Quelle: © Dicardo Moraes, Reuters.
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Wohnraum oder Versorgung, sondern bedeutet 
oft in extrem umweltverseuchten Quartieren, 
bei mangelhafter Versorgung an öffentlichen 
Gütern wie Wasser, Energie, Sicherheit, Bildung 
oder Gesundheit um das tägliche Überleben zu 
kämpfen. Da haben es Politiken zur Vermeidung 
oder wenigstens Anpassung an den Klimawandel 
sehr schwer.

Von Deutschland wird erwartet,  
dass es in Klimafragen die  
eigenen Ziele erreicht und  
idealerweise noch andere  
Länder finanziell unterstützt.

Für Deutschland und Europa wird es immer wich-
tiger werden, sich den Forderungen der Entwick-
lungs- und Schwellenländer zur Finanzierung 
der Maßnahmen zur Vermeidung oder Anpas-
sung an den Klimawandel zu stellen. Der morali-
sche Druck auf die reichen Länder, mehr Kosten 
zu übernehmen, wächst und gleichzeitig wird 
durch die Nichterreichung der eigenen Klima- 
ziele die Herausforderung größer, wenigstens glo-
bal zur Reduktion der Treibhausgase beizutragen.

Auch im Wettbewerb um die knappen Ressour-
cen des Planeten Erde, die in vielen der weniger 
entwickelten Länder lagern, zeichnet sich eine 
solche Konfliktstellung im Sinne einer anzu-
strebenden „Ressourcengerechtigkeit“ ab: 
Wenn die Ausbeutung der Ressourcen in den 
ärmeren Ländern durch die Industriestaaten 
sowie China zu keinen nennenswerten Entwick-
lungsschüben in diesen beiträgt, wird sich das 
sowohl bei der Suche nach Partnern für die glo-
bale Zusammenarbeit als auch in den Entwick-
lungsperspektiven für die Menschen in diesen 
Ländern auswirken.

Einzelne Themen der Zukunft

Vor dem Hintergrund dieser Trends sind für 
Deutschland und Europa folgende Themen der 
Zukunft zu beachten:

oft anschließend nach Europa. Perspektiven 
in der Heimat können nur durch wirtschaft
liche Entwicklung, Freiheit, soziale Sicherheit 
mit Bildung sowie Gesundheit und politische 
Teilhabe erwachsen. Gerade daran mangelt es 
jedoch in den teilweise autoritär geführten, von 
Korruption befallenen und unter ausländischem 
Einfluss stehenden Staaten. Diese sind zum 
Spielfeld des globalen Ressourcenwettstreits 
geworden, was gewaltsame Konflikte ebenso wie 
die durch Klimawandel und Flächenverbrauch 
schwindenden Lebensräume oder religiösen 
Fundamentalismus befördert. Weitere Staaten 
können kollabieren, mit allen denkbaren Folgen 
für die Sicherheitslage in den Nachbarländern 
und darüber hinaus.

Dies alles vermittelt den jungen Menschen erst 
recht den Eindruck, dass eine gute Zukunfts-
perspektive nur woanders zu haben ist. Die 
Migration betrifft oft jüngere, besser ausgebil-
dete Menschen, die in Europa und nicht zuletzt 
in Deutschland durchaus beruflichen Bedarf 
antreffen. Das verstärkt die negativen Effekte in 
den Herkunftsländern, wo z. B. im Gesundheits-
wesen die Qualität durch fehlendes Fachpersonal 
weiter sinkt.

Klimawandel und Ressourcen

Die zunehmend spürbaren Folgen des Klimawan-
dels stellen eine enorme Herausforderung für die 
Versorgung der weiter stark wachsenden Bevöl-
kerung auf der Erde dar. Durch die überwiegend 
negativen Effekte auf die Lebensräume und 
somit auch die Landwirtschaft zur Lebensmittel-
produktion sowie zunehmende extreme Wette-
rereignisse (Naturkatastrophen) multipliziert er 
die schon vorhandenen Risiken zu innerstaatli-
chen und zwischenstaatlichen Konflikten und 
in der Folge wiederum Migrationsbewegun-
gen. Dies gilt nicht nur, aber in besonderem 
Maße für Afrika. Dort und auch in Asien sowie 
Lateinamerika führt die Flucht in die Städte, die 
sich zu Megacities von zehn, 20 und mehr Mil-
lionen Einwohnern auswachsen, zu weiteren 
Fehlentwicklungen. Das Leben in der Stadt ist 
nicht gleichbedeutend mit einer Verbesserung 
des Lebensstandards in Einkommen, Bildung, 
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Industriepolitik, wie sie in China, aber teilweise 
auch in westlichen Ländern vorgelebt wird, ist 
die Mobilisierung von Risikokapital eine 
entscheidende Option. Gerade in Deutschland 
mit seinem wenig genutzten Kapital und seiner 
Sicherheitskultur erscheint dies nicht nur eine 
gesetzgeberische, sondern auch eine psycho-
logische Aufgabe zu sein. Die globalen Trends 
lenken die Aufmerksamkeit auf diese enormen 
politischen Herausforderungen.

In diesem Zusammenhang sollte der diagnos-
tizierten „Tribalisierung“ der politischen 
Auseinandersetzung mehr Aufmerksamkeit  
geschenkt werden. Konfliktlinien in den Gesell-
schaften verlaufen nicht mehr entlang von 
Sachthemen oder Ideologien, sondern entlang 
vorhandener oder empfundener Zugehörig-
keiten, also z. B. Globalisten vs. Nationalisten, 
Tech-Elite vs. Digitale Analphabeten oder Nati-
onalidentitäre vs. Multikulturalisten und ganz 
allgemein im Kontext von Identitätspolitik. 
Parteien und politische Eliten müssen diese 
wirkmächtigen Kräfte besser verstehen, um sie 
überwinden zu können und ausreichende politi-
sche Unterstützung in öffentlicher Debatte und 
Wahlen für notwendige politische Entscheidun-
gen zu finden.

Dr. Peter Fischer-Bollin ist stellvertretender Leiter 
der Hauptabteilung für Europäische und Internationale 
Zusammenarbeit der Konrad-Adenauer-Stiftung.

Das Spannungsverhältnis des politischen 
Prozesses und seiner Ergebnisse (polity and 
politics – policy outcomes oder auch Input-Legi-
timität vs. Output-Legitimität) ist von enormer 
Bedeutung für die globale Systemkonkurrenz 
zwischen demokratisch verfassten und funkti-
onierenden Staaten und solchen, die autoritäre 
Strukturen aufweisen, aber dennoch positive 
sozioökonomische Ergebnisse (outcome) auf-
weisen können. Es ist aber auch von enormer 
Bedeutung für die innere Legitimation demo-
kratischer Politik, die im Westen trotz objektiv 
vorhandener Entwicklungsergebnisse (in Wohl-
stand und Freiheit) in den letzten Jahren gelitten 
hat. Die Demokratie als Staats- und Lebensform 
nach innen und nach außen zu sichern, erfordert 
mehr Anstrengungen, Legitimation zu schaffen.

Es ist erforderlich, eine eigene Position Euro-
pas zur wachsenden Bipolarität USA-China 
zu erarbeiten, die die Grundlage für denkbare 
Szenarien wie beispielsweise eine „Entkoppe-
lung“ der beiden Wirtschaftssysteme ähnlich der 
früheren Bipolarität USA-Sowjetunion sein muss. 
Die Auseinandersetzungen um Huawei haben 
einen Vorgeschmack auf die wirtschaftspoliti-
schen Folgen ebenso wie die praktischen für die 
Bürger gegeben; aber auch darauf, dass die USA 
von Europa eine Bündnisentscheidung verlangen 
könnten.

Ebenso stellt sich die Frage, ob die Bündnisstruk-
turen weiterentwickelt werden sollten, um Län-
der mit einem ähnlichen Wertesystem und 
hoher Übereinstimmung an geopolitischen 
Interessen stärker mit Deutschland und der 
EU zu verbinden: Wollen die G7 oder die NATO 
Länder in Asien (z. B. Indien, Südkorea) oder in 
Lateinamerika („West-NATO“) einbeziehen, 
müssten Begrifflichkeiten („Der Westen“) und 
Konzeptionen im Sinne einer Öffnung für neue 
Konstellationen weiterentwickelt werden.

Sowohl für weitere Innovationen im digitalen 
Bereich und der künstlichen Intelligenz als 
auch für dringend erforderliche substanzielle 
Innovationen zur Reduktion der Treibhaus-
gase sind riesige Investitionen in Deutschland 
und der EU erforderlich. Neben staatlicher 
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